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Vorbemerkung 

Mit der folgenden Veröffentlichung wird etwas durchaus Unübliches getan. Es wird 
über den Stand einer Diskussion berichtet, die noch im Fluß ist. Der interessierte Leser 
erwarte also kein Resümee, keine Thesen, er soll vielmehr diese Zwischenbilanz einer 
Debatte mit beschränkter Teilnehmerzahl als Aufforderung verstehen, selbst mit 
weiterzudenken und so die Diskussion auszuweiten. 

Das Risiko, dem jeder ausgesetzt ist, der mitten im Gedankengang über den Stand 
seiner Überlegungen berichtet, schien den Beteiligten vernachlässigenswert angesichts 
des immensen gesellschaftlichen Interesses an den behandelten Problemen. Fragen 
der Zukunft des Arbeitsmarkts sind keine Themen für die Studierstube allein. Die 
Reflexion soll öffentlich sein. Auf dem Gebiet der Arbeitsmarktforschung wird derzeit von 
der Forschung bereits sehr viel an „gesicherten“ Aussagen verlangt, während die 
methodischen Grundlagen noch weitgehend ungeklärt sind. Auftraggeber, Politik, 
Wirtschaft und interessierte Öffentlichkeit sollten sich der Aufgabe stellen, sich 
ihrerseits ausreichend mit dem Stand der wissenschaftlichen Debatte vertraut zu ma-
chen, um sachkundig entscheiden zu können, unterhalb welchen methodischen 
Mindestniveaus Forschungsaufgaben heute nicht mehr bearbeitet werden sollten. Diese 
Schrift möchte ein Beitrag sein zu dieser Überlegung, aber auch eine Anregung für 
weiterführende Erörterungen, wie sie auch in dem hier publizierenden Arbeitskreis 
selbst stattfinden werden. 

Vom Leser wird allerdings erwartet, daß er die Grundgedanken der in den letzten zehn 
Jahren vornehmlich von der angelsächsischen Forschung entwickelten Arbeitsmarkt-
Projektionsmodelle (Manpowerforecasting approach) und ihre gegenwärtigen 
statistischen Begrenzungen kennt.1) Die hier vorgelegten Diskussionspapiere nehmen 
direkt Bezug auf diesen Ausgangspunkt und gehen insofern gleich in medias res. 

Notwendig erscheint es, daß zunächst die Genese des Arbeitskreises und der Papiere 
kurz dargestellt wird: 

Im November 1967 wurde beim Rationalisierungskuratorium der Deutschen Wirtschaft 
(RKW) e. V. ein „Arbeitskreis für arbeitswirtschaftliche Strukturprobleme der 
Produktivitätsentwicklung“ gebildet, zu dem Vertreter der im Auftrage des RKW auf dem 
Gebiet der Arbeitsmarktforschung tätigen wissenschaftlichen Institute hinzugezogen 
wurden; andere, ebenfalls auf diesem Gebiet tätige Wissenschaftler wurden kooptiert. 

Dieser Arbeitskreis ist ein RKW-Projekt, das von der Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung (BAVAV) finanziert wird. Der Leiter 
des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) ist Vorsitzender des 
Arbeitskreises. Die künftige Tätigkeit des IAB, das selbstverständlich nicht vom Tage 
seiner Gründung an voll arbeitsfähig sein konnte, sondern die ihm zugedachten 
Aufgaben nur sukzessive übernehmen kann, wird zum Teil auf den Aktivitäten des RKW 
aufbauen und diese voraussichtlich teilweise übernehmen und fortführen. Damit wurde 
es erforderlich, dem IAB bereits frühzeitig Überblick und vorbereitenden Einfluß auf die 
RKW-Aktivitäten auf dem Gebiet der Arbeitsmarktforschung zu ermöglichen. 

Zugleich wurde es durch die Zunahme der Zahl eng miteinander verflochtener Projekte 
auf diesem Gebiet notwendig, eine Plattform zu schaffen, auf der die unerläßliche 
wissenschaftliche, methodologische und projekttechnische Koordination zwischen den 
verschiedenen Wissenschaftlern möglich wurde. 
Der Arbeitskreis sollte also in starkem Maße theoretische Arbeit leisten, die es 
ermöglicht, ein Gesamtkonzept für arbeitswirtschaftliche Strukturuntersuchungen zu 
entwickeln, mit dessen Hilfe gegenwärtig beobachtbare Erscheinungen erklärt, künftige 
Entwicklungen prognostiziert und arbeitsmarktpoli- 

1) Siehe Dieter Mertens: „Rahmenvorstellungen für die Aufgaben des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung“, in: 
„Mitteilungen“, Heft 1, Ziffer 13 ff.; Volkmar Gottsleben: „Die Manpower-Forschung der OECD. Organisation und Inhalt“, In: 
„Mitteilungen“, Heft 2, S. 49; sowie die Information auf Seite 387 des Heftes 5 der „Mitteilungen“. 
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tische Empfehlungen formuliert werden können. Von diesem Konzept her sollen 
Einzeluntersuchungen ihren Stellenwert erhalten. 

Die Fülle von ad hoc zu untersuchenden Fragestellungen, die verfahrensmäßig in einer 
Reihe voneinander unabhängig durchzuführender Projekte untersucht werden können und 
sollen, lassen zu leicht die Bedeutung der Frage nach den gesamtwirtschaftlichen und 
gesamtgesellschaftlichen Zusammenhängen, in denen die in Einzeluntersuchungen 
erhobenen Fakten erst sinnvoll interpretiert werden können, in den Hintergrund treten. 

Die gemeinsame theoretische Arbeit an einer Gesamtkonzeption, in der verschiedene 
Einzeluntersuchungen zu integrieren sind, stellt zugleich eine Ebene interdisziplinärer 
Kooperation dar, ohne die fruchtbare Forschungsarbeit heute nicht mehr zu denken ist. 

Einen besonderen Schwerpunkt der Forschung bildet dabei die Umsetzung von 
praktisch-politischen Aufgabenstellungen in wissenschaftliche Fragestellungen und 
Erhebungsprogramme. 

Im Jahre 1967 führte das RKW das Projekt „Arbeitswirtschaftliche Strukturprobleme der 
Produktivitätsentwicklung“ durch, in dessen Rahmen vier Institute jeweils Vorstudien zu 
erarbeiten hatten. Dieses Projekt wurde seitens des RKW in den gemeinsamen 
Arbeitskreis mit gleichem Titel „eingebracht“ und zum Ausgangspunkt für seine Tätigkeit 
gemacht. 

Es handelt sich dabei um folgende Studien: 

Entwurf zu einem globalen Prognosemodell des Arbeitsmarktes in der Bundesrepublik 
zur projektiven Simultandarstellung der Arbeitsmarktprozesse (A); 
Entwurf zu einem regionalen Arbeitsmarktmodell und dazu notwendige Vorarbeiten (B); 
Kritische Literaturübersicht über Probleme sozialwissenschaftlicher Regionalforschung 
unter besonderer Berücksichtigung von Fragestellungen und Methoden (C); 
Entwurf für eine elektronische Dokumentation der Daten des Arbeitsmarktes 
(Fundortkatalog) und eine Datenbank (D). 

Mit den Berichten über die Voruntersuchungen hatte sich der Arbeitskreis in der ersten 
Phase seiner Tätigkeit zu befassen. Er erwies sich dabei als ein geeignetes Forum, die 
jeweilige Axiomatik der einzelnen Untersuchungen kritischer Diskussion zu unterziehen. 
Auf der Grundlage dieser Studien und verwandter Vorarbeiten für andere Auftraggeber 
— die inzwischen zu korrespondierenden Hauptuntersuchungen führten — wurden 
methodische und theoretische Ansätze erörtert, die dazu dienen sollten, vorliegende 
Manpower-Modelle weiterzuentwickeln und auf die spezifischen Probleme der 
Bundesrepublik anzuwenden. 
Damit konzentriert sich die Diskussion auf einen Ausschnitt aus der Fülle der Probleme, 
die von der Arbeitsmarktforschung insgesamt zu bearbeiten sind: nämlich die 
quantitativen und qualitativen Angebots- und Nachfrage-Verhältnisse auf dem 
Arbeitsmarkt zu projizieren. 
Dabei gehen in die Projektion als Bestimmungskomponenten des Angebots an 
Arbeitskräften vor allem demografische und soziografische Faktoren und in die 
Nachfrage nach Arbeitskräften Trends der Produktnachfrage und spezifische 
Arbeitsproduktivitäten ein. Eine Verfeinerung erfährt das Verfahren durch die 
Einschaltung der Input-Output-Analyse. Die Ergebnisse der Analyse des Angebots und 
der Nachfrage nach Arbeitskräften werden in Arbeitsmarktbilanzen zusammengeführt, 
welche so Hinweise auf mögliche Ungleichgewichte auf den Arbeitsmärkten geben. 

Im Prinzip ähnlich konstruiert sind Prognosen für die regionalen Arbeitsmärkte. 
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Untersuchungen dieser Art erscheinen unter dem Gesichtspunkt der empirischen 
Durchführbarkeit heute als die einzig mögliche Form der Analyse. Unter dem Gesichtspunkt der 
Erklärung von Arbeitsmarktprozessen können sie jedoch lediglich als Minimum der 
Forschungsaktivitäten angesehen werden. Aus dieser Erkenntnis ergibt sich die 
Notwendigkeit, schon während dieser Untersuchungen die wichtigsten Engpässe und 
Notwendigkeiten weiterführender Arbeitsmarktforschung zu formulieren und zu diskutieren. 
Wesentliche Mängel des gegenwärtig Darstellbaren liegen z. B. in der unterstellten Limi-
tationalität der Beziehungen, in der Merkmalsbeschränkung, in der Art der verwendeten 
Aggregationen, in der Vernachlässigung von Motivationen und der ungenügenden Möglichkeit, 
Kausalitäten statistisch zu prüfen. 

Die beiden Forschungsstrukturen wurden schwergewichtig in zwei Arbeitsgruppen Innerhalb 
des Arbeitskreises entwickelt und explizit in den beiden ersten nachfolgend abgedruckten 
Arbeitspapieren dargelegt. 

Damit ist auch bereits der Schwerpunkt des künftigen Bedarfs an Forschung auf diesem 
Gebiet angedeutet. Die Aufgabe wird künftig darin bestehen, diese Umrisse mit spezifischen 
Projektvorschlägen auszufüllen (Methoden- und Informationsbedarf). 

Besondere Probleme, die im Rahmen dieser Schrift noch relativ wenig Berücksichtigung 
erfahren konnten, ergeben sich zusätzlich aus der Anwendung globaler Arbeitsmarktkonzepte 
auf die regionale Arbeitsmarktforschung. Einige dieser Probleme werden im dritten 
Arbeitspapier skizziert. 

Die Reihenfolge des Abdrucks der Papiere entspricht der Reihenfolge ihrer Entstehung. 

An der Diskussion und Formulierung der Beiträge waren beteiligt: Laszlo Alex, Norbert Altmann, Karin Behring, 
Eberhard Dähne, Wolfgang Eichner, Günther Esters, Karl Furmaniak, Harald Gerfin, Johannes Grevsmähl, Manfred 
Heckenauer, Armin Hegelheimer, Wolfgang Kirner, Burkart Lutz, Dieter Mertens, Lutz Reyher, Peter Schuh, Gerhard 
Stümpfig, Reinhard Welteke, Jürgen Wulf. 

Rationalisierungskuratorium der Deutschen Wirtschaft (RKW) e. V. 
Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
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Kritische Anmerkungen 
zum Manpower-Ansatz in der Arbeitsmarktforschung 

Gliederung 

Vorwort: Begründung und Anforderungen 

1. Entwurf eines vorläufigen sozioökonomischen 
Arbeitsmarktmodells — Graphische  Darstel-
lung 

2. Grundstruktur und Grundprämissen 

3. Angebotsseite 

4. Nachfrageseite 

5. Teilarbeitsmärkte 
 

a) Das Problem der Qualität von Teilarbeits-
märkten 

b) Die inhaltliche  Definition von Teilarbeits-
märkten 

c) Das Problem der Reaktion auf Ungleichge-
wichte einzelner Teilarbeitsmärkte 

Vorwort: Begründung und Anforderungen 

Die Tatsache, daß mit Beginn der sechziger Jah-
re auch in der Bundesrepublik ein starkes Inter-
esse an der Arbeitsmarktforschung entstand, 
hängt eng mit der Entwicklung der westdeut-
schen Wirtschaft zusammen: 
Die Ausschöpfung des Arbeitskräftepotentials in 
quantitativer und qualitativer Hinsicht, die das ra-
sche Wirtschaftswachstum der Nachkriegszeit 
mit bedingt hatte, bedeutete, daß zukünftig an-
gemessene Wachstumsraten (bei gegebener Ar-
beitszeitlänge) in erster Linie durch gesteigerten 
Produktivitätsfortschritt und Intensivierung der 
Arbeitsverausgabung des gegebenen Arbeits-
kräftepotentials zu erzielen waren. 
Produktivitätsfortschritte und weiteres Wachstum 
sind untrennbar mit Wandlungen ökonomischer 
und sozialer Strukturen verknüpft, die direkt 
oder indirekt zum großen Teil über den Arbeits-
markt (im weitesten Sinne) vermittelt werden. Im 
Jahresgutachten 1965/66 des Sachverständigen-
rates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftli-
chen Entwicklung wurden erstmals verschiedene 
Aspekte dieses gesellschaftlichen Strukturwan-
dels, nämlich 
— Wandel der Branchenstruktur (Ziff. 217 ff.), 
— Wandel der Regionalstruktur (Ziff. 249 ff.), 
1) Vgl. dazu den gewissermaßen dogmengeschichtlichen Abriß von 

Armin Hegelheimer „Zur Kritik der wachstumsorientierten 
bildungsökonomischen Ansätze“, unveröff. Manuskr., Berlin 1967 

— Ausbildung   und   berufliche   Mobilität   (Ziff. 
261 ff.), 

zu einem eigenen Kapitel — „Wachstum und 
Strukturwandel“ — zusammengefaßt. Freilich sind 
Veränderungen der Qualifikationsstruktur des 
volkswirtschaftlichen Arbeitskräftepotentials im 
Zuge von Ausbildung und beruflicher Mobilität 
nicht nur als Folge, sondern auch als eine der 
wesentlichen Voraussetzungen von Wandlungen 
der Branchen- und Regionalstruktur anzusehen. 
Diese wechselseitige Beziehung wird durch die 
Aussage des Sachverständigenrates: „Mit dem 
wachstumsbedingten Strukturwandel der Wirt-
schaft vollzieht sich ein Wandel im Bedarf an 
beruflichen Qualifikationen“ (Jahresgutachten 
1965/66, Ziff. 261) nur höchst unvollkommen be-
zeichnet. 
Angesichts der ungünstigen demografischen 
Strukturen, des akuten Mangels an qualifizierten 
und hochqualifizierten Arbeitskräften, der Ver-
nachlässigung von Bildungs- und Ausbildungsin-
vestitionen in der Vergangenheit im Rahmen 
einer generellen Diskrepanz zwischen dem Ent-
wicklungsstand der Privatwirtschaft und der ge-
sellschaftlichen Infrastruktur in ihrer Gesamtheit, 
wurde eine Intensivierung der planenden und 
lenkenden Beeinflussung des Strukturwandels 
als Notwendigkeit erkannt. Die ökonomische und 
politische Praxis benötigte in wachsendem Maße 
Orientierungsdaten, Prozeßanalysen und -pro-
gnosen des Arbeitsmarktes, um die Ansatzpunk-
te gezielter Innovationen und Ausmaß und Rich-
tung zweckmäßigen Mitteleinsatzes bestimmen 
zu können. 
Der sprunghaft ansteigenden Nachfrage aus 
Wirtschaft und Politik konnte die institutionell 
wenig entwickelte und bis dahin aus öffentlichen 
Mitteln kaum finanzierte Arbeitskräfte- und Ar-
beitsmarktforschung nur ungenügend Rechnung 
tragen, was sich inhaltlich vor allem in Unzuläng-
lichkeiten der Theorie1) und einer völlig unzurei-
chenden statistischen Materialbasis dokumen-
tierte. Am Beginn wissenschaftlicher Auseinan-
dersetzung mit Arbeitskräfte- und Arbeitsmarkt-
problemen auf breiterer Basis stand nicht zufällig 
die Fluktuationsdebatte Ende der fünfziger Jahre. 
Unter den Bedingungen eines ausgeschöpften 
Arbeitsmarktes, eines anwachsenden Kapitalko-
effizienten im gesamtwirtschaftlichen Bereich 
und einer steigenden Kapitalintensität des durch-
schnittlichen Arbeitsplatzes auf der Ebene des 
Betriebes wurde die Fluktuation für viele Unter- 
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nehmen zu einem zunehmend belastenderen, 
schwieriger zu lösenden Problem. Dies spiegelte 
sich u. a. in einer Vielzahl — meist betriebsso-
ziologisch orientierter — Untersuchungen des 
Fluktuationsproblems wider. Dieser allzu enge 
Diskussionsrahmen wurde erst mit der Veröffent-
lichung von Lutz und Weltz2) verlassen, in der 
die Fluktuation als gesellschaftliches Problem be-
trachtet und mit den Phänomenen des sektoralen 
Strukturwandels und der Berufsmobilität in Ver-
bindung gebracht wurde. 

Diesen ersten soziologischen Ansätzen zur Ar-
beitsmarktforschung, die konkrete Mobilitätspro-
zesse zum Inhalt hatten, liefen Analysen und 
Projektionen parallel, die mit Hilfe ökonomischer 
Strukturmodelle den Zusammenhängen zwischen 
demografischer und wirtschaftlicher Entwicklung 
einerseits und dem gesellschaftlichen Arbeits-
kräfteeinsatz andererseits nachgingen. Dabei 
wurden einmal isolierte, vornehmlich an demo-
grafischen Merkmalen ausgerichtete Projektio-
nen des Angebots von Arbeitskräften versucht; 
zum anderen wurden Projektionen vorgelegt, bei 
denen die Interdependenz von Angebot und 
Nachfrage nach Arbeitskräften im Rahmen ge-
samtwirtschaftlich orientierter Strukturuntersu-
chungen berücksichtigt wurde. Die Aussagekraft 
dieser Untersuchungen war jedoch begrenzt, da 
sie entweder die Erwerbstätigen quantitativ nach 
Wirtschaftsbereichen aufschlüsselten, ohne Qua-
lifikationsmerkmale zu berücksichtigen3) oder 
ihre Voraussage auf formal hochqualifizierte Teile 
des Arbeitskräftepotentials beschränkten4). Erst 
in jüngster Zeit wurden umfassender angelegte 
Strukturuntersuchungen der Bestimmungs-
faktoren von Angebot und Nachfrage von Ar-
beitskräften projektiert, bei denen u. a. für sämt-
liche Arbeitskräfte in den einzelnen Wirtschafts-
bereichen auch Qualifikationsmerkmale berück-
sichtigt werden sollen. 

Am geeignetsten erscheint hierfür die Kategorie 
des „fachlichen Teilarbeitsmarktes“ (im folgen-
den Pfeilschema begrifflich eingeführt), die noch-
mals regional zu desaggregieren wäre. Hauptge-
sichtspunkt für eine derartige Desaggregierung 
müßte die horizontale und vertikale, geographi-
sche und sozioprofessionelle Mobilität der Ar-
beitskräfte und Arbeitsplätze sein, denn die ar-
beitsmarktrelevanten Faktoren entfalten ihre 
Wirkungen jeweils in spezifischen Situationen 
und Regionen, die durch einen spezifischen 
Stand und spezifische Tendenzen der gesell-
schaftlichen, ökonomischen und politischen Ent-
wicklung gekennzeichnet sind. Die ihnen eigene 
Historizität und Regionalität bedingen, daß ihr 
2) Burkart Lutz und Friedrich We/tz: „Der zwischenbetriebliche 

Arbeitsplatzwechsel. Zur Soziologie und Sozioökonomie der 
Berufsmobilität“, Frankfurt 1966 

3) Prognos-Report Nr. 1 
4)  H. Riese, „Die Entwicklung des Bedarfs an Hochschulabsolventen in 

der Bundesrepublik Deutschland“, Wiesbaden 1966 

konkreter Inhalt fortlaufenden zeitlichen und 
räumlichen Veränderungen unterworfen ist. 

Die soziale Dimension des wirtschaftlichen 
Wachstums erscheint in den oben erwähnten 
ökonomischen Strukturmodellen nur als eine Art 
von deus ex machina, der die defizitäre Situa-
tion am Schlußpunkt der makroökonomischen Ar-
beitskraftprognose in der Form von sozialgeo-
graphischen Wanderungen, Pendelwanderungen, 
Branchenwechseln und Umqualifikationen aus-
gleichen soll. 

Demgegenüber ist daran festzuhalten, daß den 
Strukturwandlungen einer wachsenden Volks-
wirtschaft soziale Prozesse wesentlich inhärent 
sind. Dabei sind ökonomische und soziale Teil-
prozesse nicht als einander ursächlich oder 
wechselseitig bedingende Faktoren je besonde-
ren Ursprungs, sondern als Elemente eines kom-
plexen, gesellschaftlichen Systems zu betrach-
ten, dessen Dynamik jene Strukturwandlungen 
ermöglicht oder auch verhindert. Ein Modell die-
ses sozioökonomischen Systemwandels ließe 
sich heute allerdings bestenfalls in ersten Ansät-
zen formulieren. Allerdings hätte ein Forschungs-
ansatz, der annähernd so komplex ist wie die 
gesellschaftliche Wirklichkeit, auf die er gerichtet 
ist, den Vorteil, daß aus ihm heraus die Anforde-
rungen, die seitens der Sozialwissenschaften an 
die Qualität der Ausgangsdaten gestellt werden 
müssen, konkretisierbar werden. 

1. Entwurf eines vorläufigen sozioökonomischen 
Arbeitsmarktmodells — graphische Gesamtdar-
stellung 

Im folgenden wird versucht, ein sozioökonomi-
sches Arbeitsmarktmodell zu entwerfen, das 
sämtliche relevanten Faktoren integriert. Dabei 
wird — in Gegenüberstellung zu den bisherigen 
ökonomischen Ansätzen — bewußt der engere 
wachstumsökonomische Bezugsrahmen verlas-
sen und auch nicht berücksichtigt, inwieweit sich 
ein derartiges Modell derzeit mit Daten füllen 
läßt. Dabei müssen notwendige Zusammenhänge 
aufgenommen werden, die man theoretisch noch 
keineswegs im Griff hat. Nur von einem solchen, 
wenn man so will, „maximalistischen“ Ansatz aus 
lassen sich konkrete Anforderungen an Theorie 
und Material entwickeln. 
Das dargestellte Pfeilschema ist gleichzeitig als 
Entwurf eines Verhaltensmodells und als Entwurf 
eines Strommodells gedacht. Dementsprechend 
sind die Hauptlinien, die doppelt ausgezogen 
sind, gleichzeitig als schematische Darstellung 
der vorausgehenden, verursachenden Entschei-
dungen und als quantifizierbare Angebots- und 
Nachfrageströme zu verstehen. 

Demgegenüber repräsentieren einfach ausgezo-
gene Pfeile Wirkungen von Einflußgrößen so-
wohl auf Entscheidungen wie auf Angebots- und 
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Nachfrageströme. Punktierte Pfeile repräsentie-
ren Informationsprozesse, die im Zusammenwir-
ken mit den Einflußgrößen die verursachenden 
Entscheidungs- wie auch die Angebots- bzw. 
Nachfrageströme steuern. 

2. Grundstruktur und Grundprämissen 

Das durch das Pfeilschema angedeutete vorläufi-
ge Modell soll anstelle der in den bisherigen 
makroökonomischen Arbeitsmarktmodellen ent-
haltenen schwarzen Kästen mit den Etiketten 
„Arbeitsmarkt“, „Mobilität“, „Ausgleich von Un-
gleichgewichten“ u. ä. treten. 
Dementsprechend sind in Analogie zu den ma-
kroökonomischen Modellen zunächst Nachfrage 
und Angebot als gesonderter, autonom konstitu-
ierter und sich autonom verändernder Ast einge-
führt. 
Im Hinblick auf die Verwendbarkeit als Entschei-
dungs- und Strommodell beginnen die beiden 
Äste Angebot und Nachfrage logisch wie zeitlich 
mit dem Auftreten von „exogenen Einflußgrö-
ßen“ auf den gegebenen Bestand; diese Einfluß-
größen bewirken Veränderungen im Bestand, die 
dann die eigentlichen Eingangsgrößen des Mo-
dells darstellen. 
Eines der zentralen Probleme bei der Entwick-
lung des Modells war die Frage der Desaggre-
gation, die insbesondere im Hinblick auf eine 
Abbildung von Strömen, aber auch in bezug auf 
die Differenzierung der auf beiden Seiten vorzu-
nehmenden Entscheidungen notwendig ist. 

Die nationalökonomischen Modelle, die im allge-
meinen ja bereits die von den exogenen Fakto-
ren im Bestand erzeugten Veränderungen als 
Endgrößen der beiden Äste betrachten, desag-
gregieren diese Veränderungen entsprechend 
den üblicherweise greifbaren Gliederungsmerk-
malen der Bestände und gegebenenfalls entspre-
chend der Art der die Veränderung bewirkenden 
exogenen Einflußgrößen. 
Die so beschriebenen und konstituierten Ein-
gangsgrößen unseres Modells müssen, bevor sie 
konkrete Arbeitsmarktwirksamkeit erlangen, 
einen doppelten (in aller Regel parallelen) Trans-
formationsprozeß durchlaufen: 

- Die Veränderungen im Arbeitskräftebestand 
treten zum Teil und die Veränderungen im Perso-
nalbestand der Betriebe bzw. im Arbeitsplatzbe-
stand insgesamt zunächst nur als Potential, das 
heißt als potentielles Angebot und potentielle 
Nachfrage auf und müssen insoweit in aktualisier-
tes Angebot und aktualisierte Nachfrage trans-
formiert werden (die entsprechende Entscheidung 
ist in unserem Modell im Mittelstreifen als quan-
titativ bezeichnet); 
- auf diese Weise aktualisiertes Angebot und 
aktualisierte Nachfrage sind damit im Strommo- 

dell noch nach Bestandsmerkmalen desaggre-
giert und müssen in von uns so genannte „kon-
krete“ Werte transformiert werden, bevor sie 
faktisch am Arbeitsmarkt wirksam, d. h. entweder 
im System der vorausgehenden Entscheidungen 
arbeitsmarktbezogen definiert oder im Strommo-
dell arbeitsmarktbezogen umaggregiert werden 
können (dieser Transformationsprozeß ist im Mit-
telstreifen durch den Begriff qualitativ bezeich-
net). 

Ergebnis der quantitativen Transformation kann 
auch sein, daß ein potentielles Angebot sich in 
Nichtangebot umwandelt (d. h. Verbleib in der 
Nichterwerbsbevölkerung, Überwechsel in die 
Nichterwerbsbevölkerung oder Verbleib in der 
stabilen, nicht als potentielle Arbeitsmarktteil-
nehmer in Frage kommenden Erwerbsbevölke-
rung) und daß eine potentielle Nachfrage nicht 
aktuelle Nachfrage wird, weil eine Substitution 
von Arbeit durch Kapital als die betrieblich ren-
tablere Lösung erscheint (wobei dieser Substitu-
tionsprozeß bereits durch den Arbeitsmarkt initi-
iert und nicht als exogene Entwicklung betrachtet 
werden muß, obwohl er in der Praxis mit dem 
exogen initiierten Prozeß von Kapitaleinsatz ver-
schmilzt). 

Die zuletzt genannte „qualitative“ Transforma-
tion erfolgt nicht mehr im Hinblick auf einen ab-
strakten Gesamtarbeitsmarkt, sondern im Hin-
blick auf konkrete Teilarbeitsmärkte, die sich als 
mögliche Beziehungen zwischen konkretem An-
gebot und konkreter Nachfrage betrachten las-
sen. 

Die weiteren Erläuterungen seien jeweils ge-
trennt für Angebots- und Nachfrageseite und die 
Teilarbeitsmärkte gegeben. 

3. Die Angebotsseite 
Der Bevölkerungsbestand, in dem die exogenen 
Faktoren potentielle arbeitsmarktwirksame Ver-
änderungen erzielen, muß in zwei Kategorien un-
terteilt werden, aus denen dann jeweils potentiel-
les oder bereits aktualisiertes Angebot ausgefällt 
wird; diese beiden Kategorien sind: 

- Nichterwerbsbevölkerung  

- Erwerbsbevölkerung. 

Die relevanten exogenen Faktoren sind in der 
Mehrzahl, aber nicht insgesamt, für diese beiden 
Kategorien spezifisch; es handelt sich hierbei um 
Einflußgrößen wie Stärke der Geburtsjahrgänge 
und Struktur des Bildungssystems, Konsumdruck, 
soziale und ökonomische Infrastruktur bzw. Ver-
änderungen in ihr u. ä. Gleichzeitig bewirken 
exogene Einflußgrößen, die in erster Linie für 
die Kategorie der Erwerbsbevölkerung relevant 
sind, aber auch als exogene Einflußgrößen der 
Nachfrageseite betrachtet werden müssen, ins-
besondere technisch-wirtschaftlicher Art, Verän- 
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derungen von Arbeitsplätzen und Arbeitsbedin-
gungen. 

Aus den Kategorien der Nichterwerbsbevölke-
rung und der Erwerbsbevölkerung werden je-
weils zwei Gruppen von aktuellen und potentiel-
len Anbietern durch die exogenen Einflußgrößen 
ausgefällt. 

Beispiele: 
Aktuelle Anbieter aus der Nichterwerbsbevölkerung: 
Abgänger des Bildungs- und Ausbildungssystems; 
Potentielle Anbieter aus der Nichterwerbsbevölkerung: 
verheiratete Frauen, deren Kinder über das erste schulpflich-
tige Alter hinausgewachsen sind; 
Aktuelle Anbieter aus der Erwerbsbevölkerung: 
entlassene oder unmittelbar vor unabwendbarer Freisetzung 
stehende Arbeitnehmer; 
Potentielle Anbieter aus der Erwerbsbevölkerung: 
Arbeitskräfte, bei denen schwerwiegende (objektiv oder sub-
jektiv) negative Veränderungen am Arbeitsplatz eingetreten 
sind oder die durch Weiterbildung ihre Qualifikation erhöht 
haben. 

Im Unterschied zu den aktuellen ist bei den po-
tentiellen Anbietern eine individuelle Entschei-
dung darüber notwendig, ob sie überhaupt auf 
dem Arbeitsmarkt auftreten oder nicht und ob 
sie, wenn diese Entscheidung negativ ausfällt, in 
der Erwerbsbevölkerung oder in der Nichter-
werbsbevölkerung verbleiben bzw. in sie eintre-
ten (die im letzteren Falle induzierte potentielle 
Nachfrage ist im Pfeilschema noch nicht berück-
sichtigt). Im Strommodell ist infolgedessen ein al-
lerdings nur gedachter Rücklauf des potentiellen 
Angebots in die Nichtanbieter vorzusehen. 

Von zentraler Bedeutung zur Erklärung des Ar-
beitsmarktgeschehens, aber in seiner konkreten 
Struktur sehr schwierig begreifbar, ist der als 
„Selbstdefinition“ (einschließlich Definition der 
Ansprüche an den zukünftigen Arbeitsplatz und 
seine Arbeitsbedingungen) zu bezeichnende qua-
litative Transformationsprozeß, den das aktuelle 
bzw. aktualisierte Angebot durchlaufen muß. Die-
ser Transformationsprozeß unterliegt drei Serien 
von Einflüssen: 

- zunächst sozusagen konstitutiven Einflüssen, 
die mit den Merkmalen identisch sind, die die 
Anbieter aus dem Bestand mitbringen (z. B. Al-
ter, regionale Bindung, Ausbildung und berufli-
che Erfahrung); 

- Wertvorstellungen, Verhaltensnormen und 
ähnliche gesellschaftliche, aber subjektiv vermit-
telte Größen, aus denen sich insbesondere Min-
destnormen für die Qualität der Selbstdefinition 
und für die an den potentiellen Arbeitsplatz zu 
stellenden Ansprüche ergeben; 

- das „Bild vom Arbeitsmarkt“, das sich ein 
potentieller oder aktueller Anbieter ohne bewuß-
tes Suchen aufgrund der ihm in jedem Falle zu-
gänglichen Informationen vom Arbeitsmarkt 

macht und das natürlich vom aktuellen Auftreten 
der Nachfrage am Arbeitsmarkt mit beeinflußt 
wird (Informationsquellen dieses Bildes vom Ar-
beitsmarkt sind zum Beispiel eigene Erfahrungen 
am Arbeitsplatz, Erzählungen oder miterlebte be-
rufliche Schicksale von Verwandten und Freun-
den, ungezielte Werbekampagnen von Nachfra-
gern u. ä.). 

Festzuhalten ist, daß diese drei Einflußgrößen 
auch die „quantitative“ Entscheidung bzw. Steue-
rung der potentiellen Anbieter bei ihrer Transfor-
mation in aktuelle Anbieter mitbestimmen, die ja 
in der Realität uno actu mit der qualitativen 
Selbstdefinition vor sich gehen wird (da es für 
das potentielle Angebot konstitutiv ist, daß es 
keinem unbedingten Anbietungszwang unter-
liegt, beinhaltet die Entscheidung, ob man tat-
sächlich als Anbieter am Arbeitsmarkt auftritt 
oder nicht, eine Wertung, die den bisherigen 
Zustand — Nichterwerbstätigkeit oder jetziger 
Arbeitsplatz — mit den Möglichkeiten eines reali-
sierbaren, neuen Zustandes — anderer Arbeits-
platz bzw. erster Arbeitsplatz — vergleicht). 

Die qualitative Transformation des Angebotes ist 
gleichbedeutend mit der Einschleusung des An-
bieters in einen konkreten Teilarbeitsmarkt, auf 
dem allein dann aktives Arbeitsmarktverhalten 
möglich ist. Das Auftreten auf einem konkreten 
Teilarbeitsmarkt schließt allerdings nicht aus, daß 
— entweder weil dieser Teilarbeitsmarkt durch 
einen ausgeprägten Angebotsüberschuß gekenn-
zeichnet ist oder die Selbstdefinition bzw. die 
von ihr bewirkten Einschleusungsvorgänge auf 
Irrtümern beruhte — eine Rückkehr in den Zu-
stand Undefinierten Angebots mit erneuter quali-
tativer und im Grenzfall sogar quantitativer 
Transformation notwendig wird. 

Zur Illustration seien einige charakteristische konstruierte Bei-
spiele durch das Modell durchgezogen. 

Beispiel 1: 
Zustand im Bestand: selbständiger Landwirt auf kleinem Fa-
milienhof in einem Gebiet mit relativ schlechten Bodenverhält-
nissen und in nicht zu großer Entfernung von einem Industrie-
zentrum; 

Exogene Einflußgrößen: 
• Verschlechterung  der landwirtschaftlichen  Ertragsverhält-

nisse, durch Massenmedia und reale Anschauung vermit-
telte Erhöhung des Anspruchsniveaus an materieller Le-
bensführung; 

• beobachtbarer   Anstieg   der   Industriearbeiterverdienste, 
eventuell bei in der Nachbarschaft wohnenden Pendlern. 

Die exogenen Einflüsse machen den Erwerbstätigen zum po-
tentiellen Anbieter. 

Quantitativ/qualitative Transformation: 
Hier stellen sich dem Landwirt eine Reihe von Fragen: 
1. Weiche Beschäftigungsmöglichkeiten stehen mir 

überhaupt offen? 
2. Was kann ich dabei verdienen? 
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3. Welche Veränderungen bringt dies in der wirtschaftlichen 
Lage der Familie (sind familienfremde Arbeitskräfte in den 
Saisonspitzen notwendig und wie teuer kommen sie, wieviel 
Investitionen sind notwendig, damit der Hof mit der redu-
zierten Familienarbeitskraft geführt werden kann u. ä.)? 

4. Welche Kosten (Zeitaufwand, Fahrtkosten u. ä.) entstehen 
bei der Annahme einer Beschäftigung in der Stadt? 

5. Was werden Nachbarn, Freunde, Verwandte zur Annahme 
einer abhängigen Arbeit sagen? Wird dies als soziale De-
klassierung empfunden oder nicht? 

Noch im gleichen Zusammenhang: Wird die Abwesenheit 
des Familienvaters vom Hof nicht das traditionelle Autori-
tätsverhältnis der Familie gefährden? usf. 

Antworten auf diese Fragen: 
a) An verwertbarer Qualifikation existiert in erster Linie die 
Fähigkeit, relativ schwer körperlich zu arbeiten, darüber hinaus 
eine gewisse Vertrautheit im Umgang mit bestimmten Maschi-
nentypen. Unter Umständen ist auch die Vertrautheit im Um-
gang mit Pflanzen und Tieren verwertbar. Es ist jedoch in unse-
rem Beispiel fraglich, ob diese Verwertbarkeit dem Betreffen-
den bewußt ist (dies hängt von Zufälligkeiten im „Bild des Ar-
beitsmarktes“ ab); 

b) Die Wertvorstellungen werden einmal tendenziell zur Be-
vorzugung einer möglichst freigeregelten Arbeit drängen, an-
dererseits das Anspruchsniveau in bezug auf die physischen 
Arbeitsbedingungen niedrig halten; 

c) Bild vom Arbeitsmarkt 
Wichtigste Informationsquelle dürften Erzählungen von Freun-
den und Nachbarn sein, die bereits in der Stadt arbeiten. Hinzu 
kommen Stellenanzeigen, vor allem aus der Tagespresse, die 
jedoch, weil der spezifische Interpretationshintergrund fehlt, 
relativ geringen Informationswert haben dürften; demgegen-
über ist von den Freunden und Nachbarn präzise Information 
beispielsweise über Löhne, Arbeitszeiten, Überstundenmög-
lichkeiten u. ä. — im Entscheidungszusammenhang besonders 
wichtige Faktoren — zu erwarten. 

Angenommene Entscheidung: 
Selbstdefinition als Bauarbeiter, induziert insbesondere durch 
die konkretesten Informationen über derartige Beschäftigun-
gen, die von Dorfbewohnern eingeholt werden konnten, die 
eventuell früher bereits den gleichen Weg gegangen sind und 
die im Dorf wegen ihres höheren Barverdienstes nicht deklas-
siert wurden. Hierbei ist ausschlaggebend die variable Arbeits-
zeit, die Möglichkeit, später als Baumaschinenführer beschäf-
tigt zu werden. 

Zu erwartendes Arbeitsmarktverhalten: 
Bewerbungen bei einer Baufirma, und zwar mit hoher Wahr-
scheinlichkeit bei einer Firma, bei der bereits andere Dorfbe-
wohner beschäftigt sind. 

Mögliche Rückkehr in Nichtanbieterstatus: 
Die betreffende Baufirma hat sich im letzten Jahr stark mecha-
nisiert und deckt ihren Bedarf an Hilfsarbeitern ausschließlich 
durch ausländische Arbeitskräfte. Die angebotenen Arbeits-
bedingungen sind eindeutig schlechter als aus den Erzählun-
gen von Freunden zu erwarten war, die drei Jahre früher bei 
dieser Firma als Hilfsarbeiter angefangen haben, inzwischen 
aber zu Maschinenführern aufgerückt sind. 
Deshalb nach kürzerer Zeit Beendigung des Arbeitsverhält-
nisses und Rückkehr auf den eigenen Hof; vielleicht statt des-
sen Umorganisation auf dem Hof, infolgedessen die Frau als 
potentieller Anbieter auftritt. 

Beispiel 2: 
Metallfacharbeiter in mittlerem Betrieb 
Bestandsdaten: 20jähriger am Ende der Wehrpflicht, mit ab- 

geschlossener Handelsschule und abgeschlossener Lehre als 
Industriekaufmann in einem Betrieb, in den eine Rückkehr aus 
persönlichen Gründen nicht mehr in Frage kommt. 

Exogene Größen: 
Prozeß des Erwachsenwerdens kombiniert mit Entlassung aus 
der Bundeswehr, Auftreten als aktuelles Angebot. 

Qualitativer Transformationsprozeß: 
Zwei Möglichkeiten der Selbstdefinition denkbar: 
a) Rückkehr in das durch die Lehre vermittelte Milieu, Selbst-

definition als Industriekaufmann, Auftreten auf dem Teil-
arbeitsmarkt für kaufmännische Nachwuchskräfte; 

b) Beginn eines neuen Berufsweges zum Beispiel bei starker 
Verdienstorientierung als Vertreter; Auftreten auf einem 
neuen Arbeitsmarkt als Vertreter zum Beispiel für Marken-
artikel. 

Entscheidungsgrößen: 
In beiden Fällen weitgehend durch Bestandsmerkmale (d. h. 
Alter und Ausbildung) und durch aktuelle Informationen be-
stimmt, die auf dem Hintergrund der in der Lehre erworbenen 
Kenntnisse interpretiert werden. 

4. Nachfrageseite 

Die in Betrieben aggregierten Arbeitsplätze und 
der Bestand von an diesen Arbeitsplätzen be-
schäftigten Arbeitnehmern sind Veränderungen 
erzeugenden exogenen Einflußgrößen von zwei-
facher Art ausgesetzt: 

- technisch-ökonomische Daten wie Marktent-
wicklung,   Auswirkungen   längerfristiger  Investi-
tionsentscheidungen u. ä.; 
- natürlichen Veränderungen im Arbeitskräfte-
bestand, insbesondere Ausscheidung von Arbeit-
nehmern durch Überalterung oder Fluktuation. 

NB! Fluktuation muß natürlich auf einer höheren Entwicklungs-
stufe des Modells als arbeitsmarktendogene Einflußgröße der 
Nachfrage betrachtet werden. Sie sei jedoch hier der Einfach-
heit halber und zunächst als exogen betrachtet und zusammen 
mit den natürlichen Abgängen eingeführt. 

Diese beiden Arten von exogenen oder als exo-
gen angenommenen Einflußgrößen haben zur 
Folge, daß: 
• Arbeitsplätze neu zu besetzen sind (weil sie 
entweder   in   Konsequenz   wirtschaftlicher   Ent-
wicklungen neu geschaffen oder durch Abgänge 
der bisher an ihnen beschäftigten Arbeitnehmer 
frei geworden sind); 

• Veränderungen in den Anforderungen an Ar-
beitsplätzen eintreten. 
In beiden Fällen tritt eine potentielle Nachfrage 
ein, die im einen Fall als Veränderungsbedarf, 
im anderen Fall als neuer bzw. als Ersatzbedarf 
bezeichnet sei. 
Es läge nahe, diese beiden durch potentielle 
Nachfrage konstituierten Bedarfsarten zumindest 
zunächst — in Analogie zu der Unterscheidung 
von Erwerbsbevölkerung und Nichterwerbsbe- 
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völkerung — getrennt zu halten. Dem wider-
spricht jedoch, daß im Gegensatz zur Angebots-
seite, wo Träger des Angebots Individuen sind, 
auf der Nachfrageseite als Nachfrageträger Be-
triebe auftreten, in denen jeweils eine größere 
Zahl von Arbeitsplätzen aggregiert ist, in denen, 
wählt man nur die Zeiteinheit genügend groß, 
stets sowohl Veränderungs- wie Zusatz- oder Er-
satzbedarf auftritt. Die Arbeitsmarktpolitik der 
Betriebe hat infolgedessen die Möglichkeit, nach 
Bedarf und betrieblichen Konstellationen Ersatz-
und Zusatzbedarf und Veränderungsbedarf ge-
trennt oder im Zuge einer gemeinsamen Einstel-
lungspolitik zu decken. 

Sehr vieles spricht dafür, daß in der Mehrzahl 
der Fälle die Betriebe Veränderungsbedarf in-
nerbetrieblich, insbesondere durch Umsetzungen 
oder Umschulung, decken und in der Regel nur 
mit dem Ersatz- und Zusatzbedarf überhaupt auf 
dem Arbeitsmarkt auftreten (wobei bei der Dek-
kung des Ersatz- und Zusatzbedarfs wiederum 
darauf geachtet werden kann, zukünftigen Ver-
änderungsbedarf vorwegzunehmen). 

Zur Exemplifizierung: 
Ein potentieller Veränderungsbedarf, der dadurch auftritt, daß 
ein Arbeitsplatz A Objekt tiefgreifender technisch-organisato-
rischer Neuerungen wird, die zu einer wesentlichen Erhöhung 
der Qualifikationsanforderungen über das Niveau hinaus füh-
ren, das der bisher an diesem Arbeitsplatz beschäftigte Arbeit-
nehmer M ohne weiteres erfüllen konnte, kann vom Betrieb 
auf mehrerlei Weise gedeckt werden: 
• Ohne jeden Rekurs auf den Arbeitsmarkt durch Weiter-

bildung des Arbeitnehmers M; 
• durch Entlassung des Arbeitnehmers M und durch Einstel-

lung  eines Arbeitnehmers  P mit der benötigten  Quali-
fikation; 

• durch Versetzung des Arbeitnehmers M an einen anderen 
dem Arbeitsplatz A (alt) ähnlichen Arbeitsplatz B, der im 
Zuge von Fluktuation oder Generationswechsel freigewor-
den ist, und Einstellung einer neuen Arbeitskraft mit der für 
den veränderten Arbeitsplatz A (neu) erforderlichen neuen 
Qualifikation; 

• durch Austausch des Arbeitnehmers M, der an den Arbeits-
platz B versetzt wird, gegen einen Arbeitnehmer N, der 
bisher am Arbeitsplatz B beschäftigt war, aber im Hinblick 
auf Deckung zukünftigen Veränderungsbedarfs eine höhere 
Qualifikation besitzt, die er bisher am Arbeitsplatz B nicht 
einsetzen konnte. 

Diese zumindest mögliche kombinierte Deckung 
von Veränderungs- und Neu-(Ersatz- oder Zu-
satz-)bedarf wird durch eine Größe gesteuert, 
die als „Betriebspolitik“ bezeichnet sei und die 
in prinzipiell ähnlicher, aber sehr viel mächtigerer 
und artikulierterer Weise auf der Nachfrageseite 
wirkt als die Größe „Wertvorstellungen“ auf der 
Angebotsseite. 

Das gesamte potentielle Angebot muß sowohl 
qualitativ wie quantitativ transformiert werden, 
bevor es direkt arbeitsmarktrelevant wird. Einmal 
ist in diesem Transformationsprozeß zu fragen, 
ob der freigewordene Arbeitsplatz überhaupt neu 

besetzt oder nicht direkt oder im Zuge eines 
größeren Rationalisierungsprozesses indirekt 
aufgehoben werden kann (indem er nämlich mit 
einem Arbeitnehmer besetzt wird, der anderswo 
freigesetzt wird). Ob eine potentielle Nachfrage 
nach Arbeitskräften tatsächlichen Einstellungsbe-
darf erzeugt oder nicht, dürfte in aller Regel 
(wenn nicht längerfristige „Attritions“-Pläne so-
wieso bestehen) entscheidend von der qualitati-
ven Bedarfsdefinition und den antizipierten oder 
tatsächlichen Möglichkeiten und Kosten ihrer 
Deckung abhängen. 
Die zentrale Entscheidung bei der Transforma-
tion der Nachfrage liegt infolgedessen in der qua-
litativen Definition des Bedarfs, die ihrerseits, 
wie ja schon angedeutet, stark von der Betriebs-
politik gesteuert wird. 
Betriebspolitik sei hier verstanden als Hand-
lungsprozeß, der auf einer relativ langfristig kon-
stituierten Kombination von Entscheidungsprinzi-
pien beruht, die mittel- und langfristig sowohl 
von den exogenen Einflußgrößen wie von der 
gesammelten Erfahrung am Arbeitsmarkt beein-
flußt werden, jedoch kurzfristig nur schwer an 
schnell auftretende Veränderungen auf dem Ar-
beitsmarkt angepaßt werden können. Das Tempo 
der Anpassungsfähigkeit der Betriebspolitik an 
neue Bedingungen dürfte vor allem von ihrem 
Formalisierungsgrad abhängen, das heißt davon, 
ob formal ausdiskutierte, fixierte Regeln oder 
Optimierungsverfahren existieren oder aber die 
Betriebspolitik im wesentlichen auf „ungeschrie-
benen Gesetzen“ beruht, die nur in den zustän-
digen Entscheidungsgremien und Exekutivstellen 
sozusagen von Person zu Person tradiert wer-
den. 
Die Wirkung der Betriebspolitik auf den qualitati-
ven Transformationsprozeß der potentiellen zu 
konkreter Nachfrage erfolgt auf zwei Wegen: 
- Einmal durch die Personal- und Ausbildungs-
politik im eigentlichen Sinn, die also über Senio-
ritätsrecht, Nachwuchspflege, Laufbahnen, Aus-
wahlkriterien u. ä. entscheidet, und in deren Kom-
petenz auch der größere Teil der Manipulationen 
von Arbeitsbedingungen im Hinblick auf ausrei-
chende Attraktivität der zu besetzenden Arbeits-
plätze fällt; 
- durch Arbeitsorganisation und Arbeitsgestal-
tung, deren Ergebnisse der Personalausbildungs-
politik in aller Regel bereits als feste Größen 
angeliefert werden, die jedoch sehr wohl in der 
Lage sind, zumindest mittel- bis langfristig auf 
veränderte Arbeitsmarktverhältnisse Rücksicht 
zu nehmen (wobei der häufigste Fall bestehen 
dürfte in der Ersetzung von Facharbeiter- durch 
Angelernten-Arbeitsplätze bzw. in der Schaffung 
der Voraussetzungen zu einem verstärkten Ein-
satz von Frauen). 
Wie auf der Angebotsseite bricht sich die durch 
die exogenen Größen bzw. vom ursprünglichen 
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Bedarf übernommenen (aber durch die Betriebs-
politik in viel höherem Grad beeinflußbaren) Be-
standsmerkmale und die Betriebspolitik konstitu-
ierte potentielle Nachfrage am Bild des Betriebes 
vom Arbeitsmarkt, das insbesondere darüber zu 
entscheiden hat, bei welcher qualitativen Nach-
frage es überhaupt sinnvoll ist, auf den Arbeits-
markt zu gehen (weil genügend Bewerber auf 
den betreffenden Teilarbeitsmärkten erwartet wer-
den dürfen bzw. durch entsprechende Angebote 
mobilisierbar sind und/oder weil Einstellungen 
und Mobilisierung von Bewerbern mit Kosten 
möglich sind, die sich im Rahmen des betriebli-
chen Lohn- und Gehaltsgefüges und der betrieb-
lichen Kostenstruktur halten). 
Die konkrete Nachfrage der Betriebe tritt wie 
das konkrete Angebot auf Teilarbeitsmärkten 
auf. Es ist also, wie sich nunmehr zeigen wird, 
gezielt und enthält bereits eine je nach Teilar-
beitsmarkt verschiedene, klare Vorstellung von 
den möglichen Arbeitsmarktpartnern. 

Wie auf der Angebotsseite kann es sich auf der 
Nachfrageseite erweisen, daß die angesproche-
nen Teilarbeitsmärkte nicht in der Lage sind, 
den Bedarf zu decken. In diesem Falle fällt ana-
log die Nachfrage in einen neuen Transforma-
tionsprozeß zurück, der auch die Möglichkeit von 
Substitution, das heißt Annullierung der Nachfra-
ge enthält. 

5. Teilarbeitsmärkte 

In den bisherigen Arbeitsmarktmodellen werden 
Teilarbeitsmärkte als weitgehend abstrakte und 
definitorisch unproblematische Gebilde verstan-
den, die sich auf der Angebots- und Nachfrage-
seite durch als gleiche „Qualifikation“ oder „Be-
rufe“ bekannte Gliederungskriterien definieren. 

Dieses Konzept des Teilarbeitsmarktes setzt Er-
gebnisse des im vorhergehenden auf der Ange-
bots- und Nachfrageseite sogenannten „qualitati-
ven Transformationsprozesses“ voraus, die of-
fensichtlich unrealistisch sind, genauer gesagt, 
bestenfalls für einen Teil des Angebots und 
einen Teil der Nachfrage zutreffen. 
Ein realistisches Arbeitsmarktmodell, das vor al-
lem auch in der Lage sein soll, Friktionen zu be-
schreiben, zu erklären und zu prognostizieren, 
muß prinzipiell davon ausgehen, daß qualitative 
Selbstdefinition des Angebots und qualitative 
Definition der Nachfrage nicht kongruent sein 
müssen, selbst wenn sie sich jeweils aufeinander 
beziehen, das heißt, wenn das Angebot im Hin-
blick auf eine angenommene Nachfrage und die 
Nachfrage im Hinblick auf ein angenommenes 
Angebot definiert sind. Voraussetzung dieser 
axiomatisch gesetzten möglichen Inkongruenz 
der Angebots- und Nachfragesituation auf spezi-
fischen Teilarbeitsmärkten sind die Annahmen, 
daß: 

- die auf konkreten Teilarbeitsmärkten auftre-
tenden Anbieter und Nachfrager die jeweils zu 
handelnde Qualifikation nur teilweise explizit for-
muliert haben bzw. formulieren können; 

- Selbstdefinition von Angebot und Definition 
von Nachfrage neben der Qualifikation und mit 
einem von Teilarbeitsmarkt zu Teilarbeitsmarkt 
wechselnden, unter Umständen hohen bis sehr 
hohen Gewicht auch noch die von den Anbietern 
gewünschten und die von den Nachfragern ange-
botenen Arbeitsbedindungen enthalten. 

Unter diesen Annahmen wird das Konzept des 
Teilarbeitsmarktes gleichzeitig sehr viel schwieri-
ger zu handhaben und realistischer, das heißt 
besser geeignet, tatsächliche Arbeitsmarktvor-
gänge zu erfassen. 

Teilarbeitsmarkt in diesem Sinne ist dann eine 
mögliche Beziehung zwischen aufeinander hin 
definierten konkreten Angebots- und Nachfrage-
einheiten — ohne daß auf der Basis dieser mög-
lichen Beziehungen notwendigerweise eine em-
pirisch faßbare tatsächliche Arbeitsmarktbezie-
hung zustande kommen müßte. 

Eine solche begriffliche Definition des Teilar-
beitsmarktes wirft zwei Fragen auf: 

- die  Frage der Abgrenzung  und  inhaltlichen 
Definition  konkreter Teilarbeitsmärkte  (auf de-
nen, wie erinnerlich,  allein  konkretes Angebot 
und konkrete Nachfrage auftreten können); 

- die Frage der „Qualität von Teilarbeitsmärk-
ten“, die sowohl für die Friktionsproblematik wie 
zur Beurteilung von möglichen  Reaktionen auf 
Ungleichgewichte wie zur realistischen Erfassung 
von   Mobilitätsvorgängen   zwischen   Teilarbeits-
märkten wichtig ist. 

Es wird sich aus den folgenden unmittelbar ein-
sichtig werdenden Gründen empfehlen, zunächst 
die zweite Frage zu behandeln: 

a) Das Problem der Qualität von Teilarbeitsmärkten 
Ideale Teilarbeitsmärkte charakterisieren sich da-
durch, daß 
1. die Selbstdefinitionen von Angebot und Nach-
frage   für  den   Arbeitsmarktpartner  vollständig 
einsichtig sind (d. h., daß alle relevanten Dimen-
sionen dieser Definition explizit sind oder ge-
macht werden können und mit scharfen Ja-Nein- 
Werten oder quantitativen Parametern zu kenn-
zeichnen sind; 

2. der   Teilarbeitsmarkt   transparent   ist   bzw. 
transparent gemacht werden kann, also die Infor-
mationsmöglichkeiten bestehen, mit deren Hilfe 
sich Anbieter und  Nachfrager einen  Überblick 
über die quantative und qualitative  Marktlage, 
das heißt über eventuelle Ungleichgewichtigkei-
ten und wesentliche Abweichungen in den Part-
nerdefinitionen verschaffen können. 
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Die erste Bedingung (hohe Explizitheit von An-
gebot und Nachfrage) ist am besten gegeben 
bei sehr traditionsreichen „Berufen“ mit einem 
sozusagen überkommenen Einverständnis über 
angebotene und geforderte Qualifikation und 
über die mit dem Einsatz der Qualifikation nor-
malerweise („berufsüblich“) verbundenen Ar-
beitsbedingungen. Diese Bedingung wird zu-
nächst einmal unter sonst gleichen Umständen 
um so weniger erfüllt: 

- je weniger die auf dem betreffenden Teilar-
beitsmarkt gehandelte Qualifikation Ergebnis for- 
malisierter Ausbildungsgänge ist; 

- je mehr technisch-organisatorische Neuerun-
gen   Tätigkeitsinhalte   und   Arbeitsbedingungen 
insgesamt verändern, vor allem aber auch zwi-
schen Betrieben diversifizieren. 

Weiterhin darf angenommen werden, daß (insbe-
sondere im Hinblick auf den Zentralbegriff der 
Qualität von Teilarbeitsmärkten, das heißt ihre 
Fähigkeit, Angebot und Nachfrage optimal zuzu-
ordnen) die Erfüllung dieser ersten Bedingung 
um so schwieriger ist, je höher das Qualifika-
tionsniveau ist, das die betreffenden Teilarbeits-
märkte charakterisiert, weil vorausgesetzt sei, 
daß mit steigender Qualifikation auch die Qualifi-
kationsstruktur und die Arbeitsbedingungen 
komplex, das heißt schwieriger zu definieren 
werden. 

Sehr grob vereinfacht läßt sich die respektive 
Einsichtigkeit von Angebot und Nachfrage in 
einer Achtfeldertabelle wie folgt darstellen. 

 

Im linken oberen Feld werden unter sonst glei-
chen Bedingungen maximale Schwierigkeiten für 
das Entstehen eines Teilarbeitsmarktes hoher 
Qualität angenommen, im rechten unteren Feld 
minimale Schwierigkeiten, während die restli-
chen Felder mit Zwischenwerten zu besetzen 
sind. 

Die qualitative Durchschaubarkeit stellt ihrerseits 
eine notwendige, aber keine hinreichende Be- 

dingung für die quantitative Transparenz dar. 
Mit anderen Worten sind Angebot und Nachfrage 
unscharf definiert, so wird es für Anbieter wie 
für Nachfrager sehr schwierig sein, sich ein aus-
reichendes Bild über die Quantität der an be-
treffenden Teilarbeitsmärkten auftretenden 
Nachfrager und Anbieter zu verschaffen; ist die 
qualitative Durchschaubarkeit hingegen hoch, so 
kann, wenn die sonstigen Voraussetzungen (ins-
besondere die Existenz entsprechender Informa-
tionsmittel) vorliegen, hohe Transparenz ge-
schaffen werden, ohne daß dies jedoch notwen-
digerweise der Fall sein muß. 
Aus diesen Überlegungen läßt sich eine denkba-
re Skala von Teilarbeitsmärkten ableiten, die ab-
steigende oder aufsteigende Qualität besitzen 
und die von einem quantitativ wie qualitativ sehr 
transparenten bis zu einem quantitativ und quali-
tativ weitgehend intransparenten Arbeitsmarkt 
reicht. Aus der qualitativen Transparenz ergibt 
sich gleichzeitig die Schärfe der Abgrenzung ge-
genüber anderen Teilarbeitsmärkten, das heißt 
der mehr oder minder diffuse oder konturierte 
Charakter des Teilarbeitsmarktes. 
Da vermutlich wieder ein Zusammenhang zwi-
schen der Größe eines Teilarbeitsmarktes (am 
besten wohl gemessen an der Zahl der poten-
tiellen Anbieter und Nachfrager und nicht an der 
der tatsächlichen Arbeitsmarktvorgänge) und sei-
ner Qualität besteht, läßt sich hieraus zumindest 
vorläufig die Annahme ableiten, daß der gesamte 
abstrakte Arbeitsmarkt sich in eine große Zahl 
kleiner Teilarbeitsmärkte hoher Qualität (scharf 
abgegrenzt und konturiert, mit guten Vorausset-
zungen für hohe Transparenz), ein breites Mittel-
feld zunehmender Diffusität und ein Feld extrem 
diffuser, sehr großer Arbeitsmärkte gliedert, bei 
denen dann vermutlich vor allem regionale Des-
aggregationsprinzipien von Bedeutung sind. 
Die bisherigen Erhebungen über tatsächliche Ar-
beitsmarktvorgänge lassen weiterhin vermuten, 
daß ein Großteil der empirisch beobachtbaren 
Arbeitsmarktvorgänge auf das Feld großer und 
diffuser fachlicher Teilarbeitsmärkte entfällt. 

b) Die inhaltliche Definition von Teilarbeitsmärkten 
Aufgrund der vorstehenden Überlegungen wird 
es sinnvoll, nach den adäquaten inhaltlichen De-
finitions- bzw. Abgrenzungskriterien für Teilar-
beitsmärkte zu fragen. 
Hierbei sei vorläufig (weitere Klärungen kann 
nur eine intensivere Empirie bringen) von folgen-
dem Zusammenhang ausgegangen: 
Je höher die auf den Teilarbeitsmärkten gehan-
delte Qualifikation und je formalisierter die zur 
Erhaltung dieser Qualifikation notwendige Aus-
bildung ist, desto stärker wird der Teilarbeits-
markt durch die Qualifikation definiert, während 
die Arbeitsbedingungen nur eine sekundäre Rolle 
spielen. 
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Je niedriger die Qualifikation und je geringer 
formalisiert die für sie notwendige Ausbildung ist 
(Extremfall: „Jedermannstätigkeit“), desto stär-
ker grenzen sich die einzelnen Teilarbeitsmärkte 
(allerdings auf eine in aller Regel diffuse Weise) 
gegeneinander durch die von den Nachfragern 
angebotenen und von den Anbietern geforderten 
bzw. angestrebten Arbeitsbedingungen ab (zum 
Begriff der Arbeitsbedingungen vgl. insbesonde-
re die entsprechenden Überlegungen bei Lutz/ 
Weltz: Der zwischenbetriebliche Arbeitsplatz-
wechsel). 

c)  Das Problem der Reaktion auf Ungleichgewichte 
einzelner Teilarbeitsmärkte 

Die empirisch beobachtbaren Arbeitsmarktvor-
gänge stehen mit hoher Wahrscheinlichkeit unter 
dem Vorzeichen von Ungleichgewichtigkeiten, 
insbesondere wenn man den Faktor der Regiona-
lität einführt. 
Zunächst einmal dürften Ungleichgewichte von 
Teilarbeitsmärkten ihre qualitative und quantitati-
ve Transparenz beeinflussen, insbesondere in 
dem Sinn, daß die durch das Ungleichgewicht 
benachteiligte Partei versucht, diesen ihren 
Nachteil durch verstärkte Information auszuglei-
chen und hierdurch die Asymmetrie weiter ver-
stärkt, da sie ihrem Partner einen Informations-
vorsprung liefert. Es scheint allerdings, daß diese 
Informationsasymmetrie für den Anbieter, wenn 
sie ihn trifft, wesentlich schwerwiegender ist als 
für den Nachfrager, da letzterem andere Möglich-
keiten offenstehen, auf ein Ungleichgewicht zu 
reagieren. 
Sieht sich der Nachfrager auf einem bestimmten 
Teilarbeitsmarkt einer eindeutigen Knappheit ge-
genüber, so bieten sich ihm drei Möglichkeiten. 
Er kann: 

- die angebotenen Arbeitsbedingungen so lan-
ge manipulieren, bis seine Nachfrage gegenüber 
Arbeitsmarktkonkurrenten   attraktiver   wird   (er 
steht  allerdings  bei  der Manipulation  von  Ar-
beitsbedingungen unter dem Zwang, auf die Ge-
samtheit der betrieblichen Struktur und ihr inter-
nes Gleichgewicht Rücksicht zu nehmen); 

- auf andere Teilarbeitsmärkte ausweichen, in-
dem  er entweder bestimmte,  für diese Teilar-
beitsmärkte   dominierende   Arbeitsbedingungen 
informativ oder manipulativ in den Vordergrund 
rückt oder indem er durch Veränderung von Ar-
beitsorganisation    und    -anforderungen    seine 
Nachfrage an die für diesen alternativen Teilar-
beitsmarkt charakteristischen Angebote anpaßt; 

- seine Nachfrage durch Kapitalsubstitution re-
duzieren. 

NB! Als eine unbedingt empirisch zu verifizierende Arbeits-
hypothese sei aufgrund einer Fülle von Einzelbeobachtungen 
und partiell relevanter Untersuchungsergebnisse folgendes an-
genommen: 

Wenn die Möglichkeit, Knappheit auf einem Teilarbeitsmarkt 
durch Manipulation der Arbeitsbedingungen (Lohn, Arbeits-
zeit, gegebenenfalls Akkordsätze, gegebenenfalls Sozial-
leistungen u. ä.) zu überwinden, ausgeschöpft ist, wird ein 
normaler Betrieb dazu tendieren, zur Deckung seines Arbeits-
kräftebedarfs auf einen Teilarbeitsmarkt niedrigerer Quali-
fikation auszuweichen. Er wird infolgedessen die sowieso in der 
Rationalisierungs- und Mechanisierungsbewegung angelegte 
Tendenz zur Qualifikationspolarisierung durch entsprechende 
Veränderungen der Arbeitsorganisation verstärken und ver-
suchen, das in jedem Falle erforderliche Quantum an techni-
schem Wissen, Initiative und Verantwortung auf eine geringe 
Zahl von Arbeitsplätzen zu konzentrieren und die Masse der 
zu besetzenden Arbeitsplätze so zu definieren, daß sie mög-
lichst geringe Qualifikationsanforderungen aufweist. 
Hierbei dürfte ein Betrieb der Tatsache Rechnung tragen, daß 
die Leistungsfähigkeit des Arbeitsmarktes, d. h. insbesondere 
die Möglichkeit, Anbieter zu mobilisieren, um so höher ist, 
je geringer die Qualifikationsanforderungen sind. 
Dem entspricht, wie nunmehr zu demonstrieren, ein vermutlich 
sehr häufiges zwangsläufiges Anbieterverhalten bei Ungleich-
gewichten unter umgekehrten Vorzeichen. 

Zum Substitutionsproblem, das gleichfalls im 
Hinblick auf seine arbeitsmarktrelevanten Konse-
quenzen sehr viel eingehender analysiert werden 
müßte, als dies bisher erfolgte, sei lediglich am 
Rande angemerkt, daß in den meisten Fällen 
eine betriebliche Arbeitskräftenachfrage nicht di-
rekt durch verstärkten Kapitaleinsatz überflüssig 
gemacht werden kann, da verstärkter Kapitalein-
satz sinnvollerweise nicht nur einzelne neu zu 
besetzende Arbeitsplätze betreffen kann, son-
dern ganze Produktionsprozesse oder jedenfalls 
größere Prozeßabschnitte zum Objekt hat. Aus 
eben diesem Grunde haben wir, wie bei der Be-
sprechung der Nachfrageseite unter 3. ange-
merkt, die allgemeine Tendenz zur Substitution 
von Arbeit durch Kapital unter die arbeitsmarkt-
exogenen Faktoren gerechnet und lediglich ange-
nommen, daß diese allgemeine Tendenz in ganz 
bestimmten Situationen durch unmittelbar von 
Knappheit auf bestimmten Teilarbeitsmärkten 
induzierte Substitutionsprozesse modifiziert wird. 
Sehr viel beschränkter sind die Reaktionsmög-
lichkeiten von Anbietern auf Ungleichgewichte zu 
ihren Ungunsten. Ein aktualisiertes Angebot, das 
auf dem Teilarbeitsmarkt, auf dem es zunächst 
erscheint, keine ausreichende Nachfrage vorfin-
det (d. h. entweder überhaupt keine Beschäfti-
gungsmöglichkeiten oder Beschäftigungsmög-
lichkeiten nur zu inakzeptablen Arbeitsbedingun-
gen), hat im Regelfalle (und von Rückzug in die 
Nichterwerbstätigkeit einmal abgesehen) nur die 
Möglichkeit, auf einen anderen Teilarbeitsmarkt 
auszuweichen. 
Unterstellen wir einmal sehr vereinfacht die oben 
skizzierte Skala qualitativ verschiedenwertiger 
Teilarbeitsmärkte, so bedeutet Ausweichen auf 
einen anderen Teilarbeitsmarkt: 
- entweder Erwerb einer neuen bzw. zusätzli-
chen, möglichst formalisierten Qualifikation, die 
die Möglichkeit erschließt, auf einem gleich 
scharf oder schärfer konturierten Teilarbeits- 
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markt mit einer anderen Qualifikation aufzutre-
ten; dies ist in der Praxis der Fall bei der Um-
schulung; 
• oder eine Nachfrage auf einem unstrukturier-
teren, offeneren, aber dementsprechend auch 
diffuseren Teilarbeitsmarkt zu suchen, auf dem in 
aller Regel eine niedrigere Qualifikation gehan-
delt wird. 
Der Weg der Umschulung ist in aller Regel für 
den Anbieter ebenso mühsam wie risikoreich, 
mühsam, weil er mit Umstellungen, Zeit- und 
Einkommensopfern verbunden ist; risikoreich, 
weil er auf einen neuen Teilarbeitsmarkt führt, 
der dem Anbieter nicht bekannt ist und auf dem 
es ihm sehr schwerfallen dürfte, die nur implizit 
gehandelten Arbeitsbedingungen richtig zu beur-
teilen. 
Das Ausweichen auf einen unspezifischeren, un-
strukturierteren Teilarbeitsmarkt bedeutet in je-
dem Falle Qualifikationsverlust. Es beinhaltet 
darüber hinaus ein hohes Risiko, daß Arbeitsbe-
dingungen angetroffen werden, deren Zumutbar-
keit erst nach vollzogenen Arbeitsmarktvorgän-
gen überhaupt feststellbar ist — was dann viel-
fach wieder einen neuen Arbeitsplatzwechsel 
nahelegt. Von entscheidender Bedeutung dürfte 
hierfür das bisherige Bekanntheitsniveau der für 
den neuen Teilarbeitsmarkt charakteristischen 
Tätigkeiten sein, das innerhalb des alten Betrie-
bes sicherlich höher ist als bei einem fremden 
Betrieb und innerhalb der alten Branche sicher-
lich höher als in einer anderen Branche. Dies 
legt die Vermutung nahe, daß es für viele Ar-
beitnehmer, die sich in einer solchen Situation 
befinden, per Saldo als günstiger scheinen wird, 
eine Abqualifizierung im eigenen Betrieb zu ak-
zeptieren als den gleichen Vorgang mit größerem 
Risiko über den Arbeitsmarkt zu vollziehen. 
Abschließend ist zum Problem der Teilarbeits-
märkte noch anzumerken: 

 

1. Da die konkrete Definition von Angebot und 
Nachfrage bereits auf einem „Bild vom Arbeits-
markt“ basiert, das eine gewisse informativ-ge-
dankliche Antizipation des zukünftigen Arbeits-
marktvorganges impliziert, ist die Chance einer 
Fehleinmündung auf einen eigentlich nicht zutref-
fenden    Teilarbeitsmarkt    um    so    größer,    je 
schlechter dieser Teilarbeitsmarkt „von außen“ 
in  seiner Struktur erkennbar  ist.   Bereits  hier 
wird   offensichtlich   die   Informationsasymmetrie 
als Folge von Ungleichgewichten wie auch als 
Folge der prinzipiellen Überlegenheit des Nach-
fragers über den Anbieter wirksam, das heißt, 
daß das Risiko, an einem falschen Teilarbeits-
markt aufzutreten, für den Anbieter unter sonst 
gleichen   Bedingungen   höher  ist   als   für  den 
Nachfrager. 

2. Gleiches gilt für das Auftreten an Teilarbeits-
märkten   mit   Ungleichgewicht   zugunsten   des 
Partners, denn bei Vorliegen zureichender Infor-
mationsmöglichkeiten müßten die Knappheitsre-
lationen bereits Teil des  „Bildes vom Arbeits-
markt“  sein, das bei  der konkreten Definition 
von Angebot und Nachfrage wirksam wird. Außer 
im Falle sehr strukturierter Qualifikation, die je-
des  Ausweichen  auf  andere  Teilarbeitsmärkte 
problematisch erscheinen läßt, ist also das Auf-
treten von Anbietern auf Teilarbeitsmärkten mit 
hohem  Angebotsüberschuß  und  das  Auftreten 
von Nachfragern auf Teilarbeitsmärkten mit ho-
hem Nachfrageüberschuß in den meisten Fällen 
bereits   Ausdruck  unzureichender  (institutionell 
oder durch Ungleichgewicht induziert) Informa-
tionsmöglichkeiten. 

3. Die   Reorientierung   auf   andere  Teilarbeits-
märkte ist im Schema auf Seite 8* durch entspre-
chende Pfeile berücksichtigt, nicht hingegen die 
Wahrscheinlichkeit,   daß   dies   auf   diffuseren, 
schlechteren   und   durch   geringe   Qualifikation 
charakterisierten Teilarbeitsmärkten geschieht. 
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Möglichkeiten und Probleme sozioökonomischer 
Strukturprojektionen des Arbeitsmarktes 

Gliederung 

I. Soziologische Fragestellungen und das 
Anliegen der vorgeschlagenen Strukturunter-
suchungen 

1. Zur Frage „arbeitsmarktwirksamer“ Vor-
gänge 

2. Zur Frage der „Arbeitskräftebilanz“ 
3. Zur Frage des „Gleichgewichts der Aus-

gangslage“ 
 

a) Die Statistik der offenen Stellen als 
Indikator für Ungleichgewichte 

b) Andere mögliche Untersuchungsansätze 

II. Klassifikationsschemata für Struktur-
matrizen der Arbeitskräfte 

1. Wirtschaftseinheiten 
2. Qualifikationsstruktur der Arbeitskräfte 

III. Projektion der Angebotsfaktoren 
1. Bestandsfortschreibung 
2. Output des Bildungssystems 
3. Sonstige Zugänge 

IV. Projektion der Nachfragefaktoren 

1. Projektion der gesamtwirtschaftlichen 
Nachfrage nach Gütern und Diensten 

2. Struktur der Nachfrage nach Gütern und 
Diensten 

3. Struktur der Produktion von Gütern und 
Diensten 

4. Beiträge der Faktorinputs 
5. Spezielle Probleme „autonomer“ Sektoren 
6. Qualifikationsstruktur der Arbeitskräfte 

I. Soziologische Fragestellungen und das An-
liegen der vorgeschlagenen Strukturunter-
suchungen 

Dieses Arbeitspapier schließt unmittelbar an die 
Diskussion des ersten Arbeitspapiers an. Damit 
soll dreierlei erreicht werden: 

1. Den Standort zu bestimmen, den die vorge-
schlagenen quantitativen Strukturuntersuchun-
gen innerhalb der sehr viel weiter gespannten 
Problemskizze des ersten Arbeitspapiers ein-
nehmen. 

2. Eine Konkretisierung der Diskussion zu errei-
chen mit dem Ziel, ergänzend zu den bisheri-
gen   Arbeitsvorschlägen   Fragestellungen   zu 
erarbeiten, zu denen Antworten 
a) in quantitativer Form möglich sind, die 
b) innerhalb  tolerierbarer  Fehlergrenzen   für 

das Bundesgebiet verallgemeinert und so 
c) zur Verbesserung der bisher vorgeschlage-

nen Ansätze dienen  können  und sich in 
diese Projekte integrieren lassen. 

3. Aufzuzeigen, welche Fragen auf der Basis des 
gegenwärtigen Informations- und Erkenntnis-
standes noch nicht beantwortet werden kön-
nen. 

Dazu ist im folgenden die im ersten Arbeitspa-
pier vorgeschlagene Modellskizze noch einmal in 
etwas anderer Form zusammengestellt worden. 

Im ersten Arbeitspapier werden für die Ange-
bots- und Nachfrageseite der Arbeitsmärkte je-
weils zwei Transformationsprozesse ausführlich 
diskutiert, deren Ergebnis Konkretisierungen von 
Angebot und Nachfrage auf Teilarbeitsmärkten 
sind: 
1. Die Aktualisierung des Angebots im Zuge des 

quantitativen   Transformationsprozesses,   als 
deren Ergebnis die zunächst qualitativ undiffe- 
renzierte  subjektive  Bereitschaft  steht,   sich 
überhaupt um einen Arbeitsplatz zu bemühen. 

2. Die Konkretisierung des Angebots im Zuge 
des    qualitativen    Transformationsprozesses, 
deren Ergebnis sowohl die qualitativ als auch 
in bezug auf die gewünschten Arbeitsbedin-
gungen   differenzierte   konkrete   Absicht   ist, 
eine  bestimmte Tätigkeit  aufzunehmen.   Ihre 
Ausprägung   findet   diese    Entscheidung   in 
einem konkreten Angebot von Arbeitskräften 
auf konkreten — von den gehandelten Qualifi-
kationen  und Arbeitsbedingungen  her abge-
grenzten — Teilarbeitsmärkten. 

3. Die Aktualisierung der Nachfrage, deren Er-
gebnis die Zahl der von betriebsfremden Ar-
beitskräften zu besetzenden Arbeitsplätze ist. 

4. Die Konkretisierung der Nachfrage als Ergeb-
nis der betriebspolitischen Entscheidung über 
die Qualifikationsstruktur der zu besetzenden 
Arbeitsplätze unter Berücksichtigung 

 

a) der Personal- und Ausbildungspolitik, 
b) der Arbeitsorganisation und Arbeitsgestal-

tung. 
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Es ist sicher eine der schwachen Stellen in den 
vorgeschlagenen Strukturuntersuchungen, daß 
die Analysen und damit auch die Projektionen 
erst einsetzen, nachdem die Konkretisierungs-
prozesse auf der Angebots- und Nachfrageseite 
abgeschlossen sind und zu (meßbaren) Aktivitä-
ten auf Arbeitsmärkten geführt haben. Hinzu 
kommt, daß das Ergebnis der Konkretisierungs-
prozesse in den Statistiken häufig nur sehr un-
vollkommen abgebildet wird. 
Die verfügbaren Informationen und nicht zuletzt 
auch der Stand der sozialwissenschaftlichen 
Theorie auf diesem Gebiet lassen jedoch andere 
Ansätze für makroökonomische Strukturunter-
suchungen gegenwärtig noch nicht zu. 
Bei der Diskussion der Frage, auf welche Weise 
der Beginn des Untersuchungsprozesses in eine 
Stufe vorverlagert werden kann, die der Konkre-
tisierung vorausgeht, wird man sich wieder die 
bereits eingangs erwähnten Voraussetzungen zu 
vergegenwärtigen haben, die erfüllt sein müssen, 
um auch diesen Bereich in makroökonomische 
Untersuchungen einbeziehen zu können. Unab-
dingbar sind 
— quantitative und zugleich 
— generalisierbare Ergebnisse 
auch für die Prozesse in den vorgelagerten Stu-
fen. 
Um ein Beispiel zu nennen: Es wäre zweifellos 
eine wichtige Bereicherung derartiger Untersu-
chungen, wenn es gelänge, aus der Nichter-
werbsbevölkerung der Bundesrepublik die Zahl 
der potentiellen Anbieter zu isolieren und aus 
dieser Größe wiederum diejenigen Fälle auszu-
sondern, die keine Aktualisierung erfahren (und 
warum!), und darüber hinaus Anhaltspunkte dafür 
zu finden, welche Tätigkeiten oder auch Berufe 
derjenige Teil der arbeitswilligen Nichterwerbs-
personen auszuüben wünscht, der schließlich 
als konkretes Angebot auf Teilarbeitsmärkten er-
scheint. 
Ehe auf Einzelprobleme im Zusammenhang mit 
den hier vorgeschlagenen Strukturuntersuchun-
gen eingegangen wird, sollen zunächst einige 
Hypothesen allgemeiner Art vorab erörtert 
werden, die den Standort dieser Untersuchungen 
innerhalb des Spektrums möglicher Arbeits-
marktforschung noch besser präzisieren. 

1. Zur Frage „arbeitsmarktwirksamer“ Vorgänge 
Für die Abgrenzung der Analyse von Teilarbeits-
märkten, wie sie im ersten Arbeitspapier vorge-
schlagen worden ist, zu den hier vorgeschlage-
nen Strukturuntersuchungen ist zunächst wichtig, 
sich den Umfang der Vorgänge zu vergegenwär-
tigen, die in der Begriffsbildung dieser Untersu-
chungen als arbeitsmarktwirksam gelten. 
1) Siehe „Mitteilungen“ des Instituts für Arbeitsmarkt- und Be-

rufsforschung, Heft 5, Seite 387. 

Das Kernstück der Untersuchungen sowohl des 
Battelle-lnstituts als auch des Deutschen Instituts 
für Wirtschaftsforschung (DIW)1) werden Struk-
turmatrizen der Arbeitskräfte bilden, deren Spal-
ten die Arbeitskräfte in einer Gliederung nach 
institutionellen Wirtschaftseinheiten (Wirtschafts-
bereiche, Betriebsgrößenklassen) und deren Zei-
len, die qualitative Zusammensetzung der Arbeits-
kräfte (Beruf, Ausbildungsstätte, Fachrichtung, Lei-
stungsgruppen der Lohn- und Gehaltserhebun-
gen) enthalten. Auf die Schwächen dieser Klassi-
fikationen wird weiter unten noch ausführlich ein-
gegangen. Man wird prüfen müssen, ob sich 
durch kombinierte mehrdimensionale Aggrega-
tionen Kompromisse finden lassen, die als 
Grundlage derartiger Strukturuntersuchungen 
dienen können. 
Es ist beabsichtigt, in einem ersten Schritt in be-
stimmter Weise definierte Angebots- und Nach-
fragefaktoren, die auf die Elemente dieser Struk-
turmatrizen einwirken, zunächst für die Vergan-
genheit zu isolieren. Wie dies geschehen kann, 
ist in den Arbeitsvorschlägen ausführlich darge-
stellt worden. Es wird erhofft, daß sich aus der 
Analyse der Vergangenheitsentwicklung Tenden-
zen erarbeiten lassen, die es erlauben, in einem 
zweiten Schritt die Entwicklung der Elemente 
dieser Strukturmatrizen sinnvoll zu projizieren. 
Auch diese Projektionen sollen zunächst ge-
trennt für die Angebots- und Nachfragefaktoren 
durchgeführt und die Ergebnisse dann in Form 
von Arbeitsmarktbilanzen (Arbeitskräftebilanzen) 
zusammengeführt werden. 
Ein solcher Ansatz impliziert eine bestimmte De-
finition arbeitsmarktwirksamer Vorgänge, die ab-
weicht von der üblichen Begriffsbildung. Die De-
finition ist insofern weniger restriktiv, als aus 
der Vielzahl der personellen Veränderungen an 
Arbeitsplätzen auch diejenigen als arbeitsmarkt-
wirksam berücksichtigt werden, die lediglich 
einen Berufswechsel innerhalb eines Betriebes 
zur Folge haben. Andererseits ist für diese Un-
tersuchungen nur ein Teil der Vorgänge relevant, 
die gemeinhin als arbeitsmarktwirksam bezeich-
net werden: Arbeitsplatzwechselfälle zwischen 
Betrieben bzw. Unternehmen der gleichen Bran-
che bleiben unberücksichtigt. 

Dabei muß man sich jedoch vergegenwärtigen, daß jede Ag-
gregierung von Arbeitsplätzen und Arbeitskräften, welche 
Kriterien auch immer zugrunde gelegt werden, zwangsläufig 
Restriktionen des Umfangs arbeitsmarktrelevanter Vorgänge 
zur Folge hat. Dies gilt sowohl für Aggregationen institutio-
neller Art (einzelne Produktionsprozesse, Betriebe, Wirt-
schaftsbereiche) als auch für Qualifikationsmerkmale (Berufe 
und andere Qualifikationsmerkmale). Nur dann, wenn auf die 
kleinste Einheit in diesem Zusammenhang, die Person bzw. 
den Arbeitsplatz, zurückgegriffen wird, führen ex definitione 
sämtliche Veränderungen in der personellen Besetzung der 
Arbeitsplätze — wie auch immer geartet und verursacht — zu 
arbeitsmarktwirksamen Vorgängen. Dies ist jedoch weder in 
der herkömmlichen Partialanalyse von Teilarbeitsmärkten noch 
in makroökonomischen Untersuchungen von Arbeitsmärkten 
der Fall. 
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Für makroökonomische Arbeitsmarktuntersuchungen besteht 
gegenwärtig praktisch nur die Möglichkeit, von Wirtschafts-
bereichen, eventuell Betriebsgrößenklassen, als institutionel-
len Einheiten auszugehen. Diejenigen Vorgänge, die sich ledig-
lich zwischen oder innerhalb der Betriebe eines Wirtschafts-
bereichs abspielen, werden demzufolge nicht arbeitsmarkt-
wirksam. Gleichermaßen eingeengt werden die arbeitsmarkt-
wirksamen Vorgänge durch die Wahl der Aggregationsebene 
für die Qualifikation der Arbeitskräfte (Beruf, Ausbildungs-
niveau). Auch hier bleiben zwangsläufig Mobilitätsvorgänge 
unberücksichtigt, die sich innerhalb einer Qualifikationsklasse 
vollziehen. Je gröber das Qualifikationsraster gewählt wird, 
desto geringer sind auch hier die Wechselfälle zwischen und 
desto umfangreicher die unberücksichtigt bleibenden Aus-
gleichsvorgänge innerhalb einer Qualifikationsklasse. 
Gewisse Restriktionen würden sich allerdings abbauen lassen, 
wenn es gelänge, dreidimensionale Strukturmatrizen mit mehr 
als einem Qualifikationsmerkmal aufzustellen. Dies würde bei-
spielsweise die Möglichkeit eröffnen, Wechselfälle innerhalb 
einer Berufsklasse zu erfassen, die auf eine Veränderung der 
qualitativen Anforderungen zurückzuführen sind. 
Ungleichgewichte qualitativer Art haben überdies immer eine 
hier ebenfalls unberücksichtigte regionale Dimension, da auch 
die kleinsten Qualifikationsklassen keine räumlichen Einheiten 
bilden, wie etwa der Betrieb, sondern stets über das gesamte 
Untersuchungsgebiet streuen. Faktisch wird in den Unter-
suchungen für die Bundesrepublik vollständige regionale Mo-
bilität unterstellt. 

Für die Projektionen ist wichtig, sich zu verge-
genwärtigen, daß auch dann, wenn Mobilitätsvor-
gänge in den Modellansätzen nicht explizit be-
rücksichtigt werden, sie doch als implizierte Vor-
aussetzungen in den Ergebnissen sowohl der ex-
post-Analysen als auch der Projektionen ent-
halten sind. Ein solcher Ansatz ist beispielsweise 
dann problematisch, wenn Grund zu der Annah-
me besteht, daß die stillschweigend vorausge-
setzte funktionale Beziehung zwischen den Mo-
bilitätsvorgängen innerhalb der Aggregate und 
zwischen den Aggregaten — aus welchen Grün-
den auch immer — nicht mehr gilt. Wenn zum 
Beispiel die intrasektorale Mobilität erschwert 
wird, müßte der erforderliche Umfang intersekto-
raler Mobilität allein schon deshalb zunehmen, 
weil es weniger als bisher gelingt, die ge-
wünschten Umsetzungen intrasektoral zu neutra-
lisieren. Dies gilt z. B. auch für den Fall von In-
kongruenzen im Verlauf des qualitativen Trans-
formationsprozesses in bezug auf die angebote-
nen und nachgefragten Arbeitsbedingungen, die 
nur durch erhöhte Mobilität oder aber durch er-
zwungene oder gezielt beeinflußte Umdefinitionen 
des Inhalts von Angebot und Bedarf an Arbeits-
plätzen neutralisiert werden können. 
Das Problem einer für Arbeitsmarktanalysen ge-
eigneten Aggregation hat somit für derartige 
Strukturuntersuchungen fundamentale Bedeu-
tung. 

2. Zur Frage der „Arbeitskräftebilanz“ 
Um den Inhalt dessen zu verdeutlichen, was in 
den vorgeschlagenen Strukturuntersuchungen 
unter „Arbeitskräftebilanz“ verstanden wird, sei 
der Gedankengang der beiden Untersuchungen 

nochmals an einem Zahlenbeispiel dargestellt. 
Der Ansatz gilt sowohl für die ex-post-Analyse 
als auch für die Projektionen, d. h. es wird zu-
nächst versucht, mit Hilfe dieses Modellansatzes 
die Entwicklung in der Vergangenheit nachzu-
zeichnen, um daraus Schlüsse für die Entwick-
lung in der Zukunft zu ziehen. 
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Aus dieser Interflow-Matrix der Bruttoströme las-
sen sich unschwer auch die dazugehörigen Inter-
flow-Matrizen sowohl für die qualitative als auch 
für die institutionelle Mobilität ableiten. 

 
Längerfristig unentbehrlich erscheint vor allem 
eine von amtlichen Stellen durchzuführende Sta-
tistik der Arbeitsmarktvorgänge, die sämtliche 
Bruttoströme transparent macht. Voraussetzung 
dafür wäre eine an die Person gebundene Ar-
beitsmarktstatistik, die technisch jedoch durch-
aus im Bereich des Möglichen liegt. 
Bei dem gegebenen Informationsstand ist es je-
doch schon heute dringend erforderlich und auch 
realisierbar, zusätzliche Untersuchungen über das 
Potential von Interflows durchzuführen. Zu nen-
nen sind hier 
— Analysen  der Berufsverwandtschaften,  z. B. 

auf der Basis von Erhebungen über den er-
lernten und den ausgeübten Beruf (Mikrozen- 
sus 1964); 

— Untersuchungen typischer zeitlicher Abfolgen 
von   Berufs-   und   Branchenwechsel   bei   Er-
werbstätigen   (geplante    Befragungen    über 
den   Berufs-  und   Branchenwechsel  der  Er-
werbstätigen von  1961   an für den Berliner 
Raum auf der Basis einer 10-v. H.-Stichprobe 
im Rahmen einer vom Deutschen Institut für 
Wirtschaftsforschung   durchgeführten   Unter-
suchung über den  langfristigen Nachwuchs-
kräftebedarf in Berlin bis 1980); — intensive 
Erhebungen   sämtlicher  Arbeitsmarktvorgän-
ge, die stattgefunden haben, auf regionaler 
Basis  (Untersuchung  des  ISF München  für 
den Wirtschaftsraum Augsburg auf der Basis 
einer 12-v. H.-Stichprobe); 

— primär soziologische Untersuchungen im Vor-
feld makroökonomischer Untersuchungen, die 
den   quantitativen   Umfang   des   potentiellen 
Angebots aus der Bevölkerung zum Gegen-
stand haben. 

a)  Die Statistik der offenen Stellen als Indikator für Ungleich-
gewichte 

Ein Indiz für Aktivitäten, die die Unternehmer 
entfalten, um sowohl die Menge als auch die 
qualitative Zusammensetzung ihres Arbeitspo-
tentials zu ändern (Arbeitsmarktverhalten), bieten 
zumindest für einen Teil ihres Arbeitspotentials 
(geringer Qualifizierte) möglicherweise die von 
konjunkturellen und saisonalen Einflüssen berei-
nigten Informationen aus der Statistik der offe-
nen Stellen. In Verbindung mit entsprechenden 
Bestandsmatrizen der Arbeitskräfte erlauben 
diese Angaben unter Umständen gewisse, wenn 
auch nur unvollkommene Rückschlüsse auf die 
Richtung, in der die Unternehmen die berufliche 
Zusammensetzung ihres Arbeitspotentials zu än-
dern wünschen. Gleichzeitig wird man unterstel-
len können, daß der in Form der offenen Stellen 
geltend gemachte Zusatzbedarf auch Aufschluß 
darüber gibt, wie die Unternehmer ihre Qualifika-
tionsanforderungen in Berufskategorien umset-
zen. Derartige Rückschlüsse würden sich vor-
nehmlich dann ziehen lassen, wenn es gelingt, 
die Struktur der offenen Stellen in den einzel-
nen Wirtschaftsbereichen über eine längere Pe-
riode zu verfolgen. Bisher liegen Angaben in 
ANBA jährlich ab 1962 vor. 
Es besteht allerdings die Gefahr, daß die offe-
nen Stellen 
a) die Änderungswünsche der Unternehmer nur 

partiell reflektieren, weil die Unternehmer auf 
Arbeitsmärkten nicht allein durch die Mel-
dung offener Stellen agieren, sondern ihren 
zusätzlichen Bedarf an Arbeitskräften zum 
großen Teil auch auf Arbeitsmärkten decken, 
für die die Meldungen bei den Arbeitsämtern 
nicht repräsentativ sind; 
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b) nicht allein die Änderungswünsche der Unter-
nehmen, sondern vielmehr vornehmlich ihre 
Fluktuationsbefürchtungen reflektieren, und 
somit in erster Linie das Ergebnis der Antizi-
pationen eines aktiven Arbeitsmarktverhal-
tens der bereits beschäftigten Arbeitskräfte 
sind. 

Man wird somit davon ausgehen müssen, daß 
die Entwicklung der offenen Stellen Reaktionen 
der Unternehmer auf Veränderungen des Ar-
beitskräftebestandes bestimmter Qualifikationen 
in zwei Richtungen beinhalten: 

1. Reaktionen auf erwartete Abgänge aufgrund 
demografischer   Sachverhalte   im   weitesten 
Sinne, als Folge eigener Aktivitäten (Freiset-
zungen) und als Folge von Aktivitäten der Ar-
beitskräfte (Fluktuation). 

2. Reaktionen    aufgrund    von    Entscheidungen 
über erwünschte Zugänge von Arbeitskräften 
bestimmter Qualifikationen. 

Für das Verhältnis der Struktur des vorhandenen 
Arbeitskräftebestandes zu der Struktur des er-
wünschten Arbeitskräftebestandes ergibt sich 
aus diesem Zusammenhang das folgende Bild: 

kräfte mit Hilfe einer Strukturmatrix der offenen 
Stellen zu korrigieren. 

b) Andere mögliche Untersuchungsansätze 

Eine weitere Möglichkeit, alternativ oder komple-
mentär zur Analyse der offenen Stellen quantifi-
zierte Daten über das betriebliche Arbeitsmarkt-
verhalten zu erhalten, läge in einer systemati-
schen Auswertung der Stellenanzeigen in regio-
nalen oder überregionalen Tageszeitungen. Es 
ginge hierbei darum, für bestimmte Zeiträume 
und/oder bestimmte Einzugsbereiche regionaler 
oder sonstiger Art den Umfang der Werbeaktivi-
täten durch die statistische Erfassung von Häu-
figkeit, Größe und Art der Stellenangebote zu 
ermitteln. Eine solche Analyse, die ergänzend zu 
anderen Ansätzen sicherlich fruchtbar wäre, wirft 
allerdings eine große Zahl recht schwieriger me-
thodischer Probleme auf, die unter anderem in 
der Bewertung von Text, Aufmachung und Infor-
mationsgehalt der Anzeige, in der Quantifizie-
rung der angebotenen Stellen und in dem Zu-
sammenhang zwischen Anzeigenaktivität und tat-
sächlichem Bedarf liegen (zum Beispiel: Welchen 
Anteil stellen Goodwill-Anzeigen, die keinem ge- 

  

 

  

Berücksichtigt man diese Zusammenhänge, so 
läßt sich unter Umständen die den bisherigen 
Ansätzen zugrunde liegende Hypothese von der 
bedarfsgerechten Zusammensetzung des Ar-
beitskräftebestandes im Ausgangspunkt der 
Analyse ersetzen durch eine Betrachtung, bei der 
berücksichtigt wird, daß auch für die Ausgangsla-
ge bereits Strukturdifferenzen zwischen Angebot 
und Bedarf bestehen. 
Für einen Quantifizierungsversuch der erwünsch-
ten Bedarfsstruktur in den einzelnen Wirtschafts-
bereichen ist es erforderlich, ein Gewichtungs-
system zu entwickeln, das es erlaubt, die reali-
sierte, in ihrer Struktur dem Bedarf jedoch nicht 
optimal angepaßte Bestandsmatrix der Arbeits- 

nau definierten Bedarf entsprechen, bzw. Test-
anzeigen, die nur dazu dienen sollen, das even-
tuell aktualisierbare Arbeitsmarktpotiential zu 
ermitteln). 
Will man darüber hinaus mehr über das Arbeits-
marktverhalten der Betriebe sowohl im Hinblick 
auf Suboptimalität der realisierten Qualifikations-
struktur der Arbeitskräfte, wie im Hinblick auf 
konjunkturelle Einflüsse, wie im Hinblick auf 
regionale und branchenmäßige Differenzierung 
wissen, so sind empirische Untersuchungen bei 
einzelnen Betrieben notwendig. Es kann heute 
noch nicht gesagt werden, welche Größenord-
nungen diese Erhebungen erreichen müssen, da-
mit sie Ergebnisse liefern, die unmittelbar in ma- 
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kroökonomische    Modelle   einbezogen   werden 
können. 

II. Klassifikationsschemata für Strukturmatrizen 
der Arbeitskräfte 

Angestrebtes Ziel jeder Bereichsgliederung ist 
es, zu möglichst homogenen Einheiten — bezo-
gen auf die Merkmale — zu gelangen. Die Ho-
mogenitätsforderung der Bereichsgliederung er-
fordert ein sehr hohes Maß an Desaggregierung, 
so daß hier Kompromisse unvermeidlich sind 
(streng genommen ist die Homogenität bereits 
nicht mehr gewährleistet, wenn die Bereichsglie-
derung nach Merkmalskombinationen statt nach 
Einzelmerkmalen geschieht). 

1. Wirtschaftseinheiten 
Bei der Sektorenbildung der Wirtschaftsbereiche 
unterscheidet man herkömmlicherweise institu-
tionelle und funktionale Konzepte. Bei der insti-
tutionellen Bereichsgliederung werden rechtlich 
oder örtlich abgegrenzte Institutionen (Unterneh-
men, Betriebsstätten) nach möglichst einheitli-
chen funktionalen Merkmalen (Produktgruppen, 
Produktionsverfahren usw.) zusammengefaßt. Da-
bei erfolgt die Zuordnung im allgemeinen nach 
dem Schwerpunktprinzip, d. h. die Einheiten wer-
den demjenigen Bereich zugeordnet, auf den der 
überwiegende Teil ihrer wirtschaftlichen Tätigkeit 
entfällt. 
Funktionale Konzepte zur Anordnung von Wirt-
schaftseinheiten gibt es viele. Häufig werden 
Produktgruppen der Sektorenbildung zugrunde 
gelegt. Andere funktionale Klassifikationen stel-
len ab auf Gemeinsamkeiten bei der Produk-
tionstechnik, dem Rohstoffeinsatz oder beim Ver-
wendungszweck der Produkte. 
Für die Arbeitsmarktprojektionen empfiehlt es 
sich aus Informationsgründen, zunächst von insti-
tutionellen Wirtschaftsbereichen auszugehen und 
als Klassifikationsschema die vom Statistischen 
Bundesamt im Jahr 1961 ausgearbeitete Syste-
matik der Wirtschaftszweige zugrunde zu legen. 
Gewisse Nachteile dieser Systematik liegen ein-
mal im angewendeten Schwerpunktprinzip, zum 
anderen in den uneinheitlichen Ordnungsmerk-
malen für die Abgrenzung der Bereiche, etwa 
dem hauptsächlich verwendeten Rohstoff (eisen-
verarbeitende Industrie), dem Produktionsverfah-
ren (Gießereiindustrie), dem Verwendungszweck 
der Produkte (Fahrzeugbau). 
In kurzfristiger Perspektive ist es unvermeidlich, 
bei der Aggregation von Wirtschaftseinheiten 
und Arbeitskräften mit den herkömmlichen, in der 
amtlichen Statistik üblichen Klassifikationssche-
mata zu arbeiten, da die verfügbaren Informatio-
nen nur nach diesen Klassifikationen gegliedert 
sind. Auch mittelfristig kann lediglich daran ge-
dacht werden, komplementär hierzu neue klassifi-
katorische Dimensionen einzuführen, die in der 

Fragestellung der Arbeitsmarktforschung eine 
höhere Homogenität der Aggregate gewährlei-
sten. Wegen der unvermeidlich langen Ausrei-
fungszeiten solcher neuer Klassifikationssysteme 
ist es dringend notwendig, möglichst bald mit 
den entsprechenden Untersuchungen und Vorar-
beiten zu beginnen, damit wenigstens in der 
Mitte der siebziger Jahre Systeme zur Verfügung 
stehen, die sowohl auf ihre theoretische Stichhal-
tigkeit wie auf ihre praktische Brauchbarkeit 
überprüft sind. 
Gegenwärtig werden verschiedene Ansätze zu 
neuen klassifikatorischen Systemen bzw. Ver-
besserungen der gegenwärtig benutzten Klassifi-
kationen diskutiert. 
Als Aggregationsmaßstab der Wirtschaftszweige 
für Arbeitsmarktanalysen eignet sich neben der 
Verwandtschaft der Produkte auch das techni-
sche Niveau der Produktion, von dem man sich 
relative Homogenität der Produktionsprozesse 
erhofft. Einem bestimmten technischen Niveau 
entspricht unter Umständen auch eine spezifi-
sche Struktur der Arbeitskräfte nach Berufen, 
Fachrichtungen und Ausbildungsniveaus. Den 
Unterschieden in den technischen Niveaus inner-
halb der Wirtschaftsbereiche läßt sich unter Um-
ständen durch zusätzliche Berücksichtigung des 
Merkmals Betriebsgröße Rechnung tragen. Hier-
zu wäre es notwendig, die Hypothese zu über-
prüfen, daß die Betriebsgröße zusätzlich zum 
Wirtschaftszweig (gegebenenfalls quer durch die 
kleinsten Einheiten der Wirtschaftszweigsyste-
matik hindurch) besser mit der Arbeitskräfte-
struktur korreliert als dies bei anderen Merkma-
len der Fall ist und daß durch die zusätzlichen 
Desaggregationen nach Betriebsgrößen in bezug 
auf Arbeitskräfteeinsatz und Arbeitskräftebedarf 
homogenere Wirtschaftseinheiten zustande kom-
men. 
Diese Überprüfung könnte sich auf weitere be-
triebliche Merkmale erstrecken, die von Zahlen 
der amtlichen Statistik abgedeckt werden (zum 
Beispiel Umsatz je Beschäftigten, Kapitaleinsatz 
je Beschäftigten, Nettoproduktionswert je Be-
schäftigten u. ä.). 
Derartige zusätzlich zum Wirtschaftszweig mögli-
che Desaggregationen der Betriebe stoßen je-
doch wahrscheinlich schnell auf Grenzen, die ih-
nen durch die Heterogenität der in einem Be-
trieb institutionell zusammengefaßten Produk-
tionsstufen und funktionalen Einheiten gezogen 
sind. 
Der logisch nächste Schritt besteht in dem Ver-
such, die Betriebe nach funktionalen Merkmalen 
zu untergliedern und jeweils Funktionsbereiche 
als quasi selbständige Wirtschaftseinheiten zu be-
trachten. 
So werden in der bereits erwähnten breit ange-
legten Befragung der Berliner Erwerbstätigen im 
Rahmen der Nachwuchskräftebedarfsstudie des 
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DIW folgende Funktionsbereiche unterschieden, 
wobei eine Person auch in mehreren Funktions-
bereichen tätig sein kann: 

Forschung, Entwicklung, Konstruktion; 
Produktion; 
Materialverwaltung; 
Einkauf; 
Leitung; 
Vertrieb, Verkauf; 
Personalverwaltung; 
Organisation; 
Rechnungswesen, Statistik. 

In ähnlicher Weise unterscheidet die vom Verein 
Deutscher Maschinenbau-Anstalten (VDMA) in 
Zusammenarbeit mit dem Institut für Sozialwis-
senschaftliche Forschung, München, durchge-
führte Ingenieurerhebung im deutschen Maschi-
nenbau zwischen drei funktionalen Einsatzberei-
chen von Ingenieuren, nämlich 

Entwicklung, Projektierung, Konstruktion, Ver-
suchs- und Prüffeld; 
Produktion und Hilfsbetriebe (Instandhaltung 
usw. einschl. Arbeitsvorbereitung, Produk-
tionsplanung u. ä.); 
Unternehmensleitung, Stabsstellen, allgemei-
ne Verwaltung, Vertrieb u. ä. 

Ansatzpunkte für eine besser geeignete Be-
schreibung von beruflichen Tätigkeiten bieten un-
ter Umständen unabhängig von der Berufs- und 
Wirtschaftsbereichs-Klassifikation definierte Tä-
tigkeitsbeschreibungen für die Arbeitskräfte, die 
anknüpfen an ihren Einsatz in primären und se-
kundären Produktionsprozessen. Ein Versuch in 
dieser Richtung stellt eine auf Vorschlägen des 
Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
basierende Klassifikation prozeßspezifischer Tä-
tigkeitsmerkmale dar, die in der bereits mehrfach 
erwähnten Befragung der Berliner Erwerbstäti-
gen auf Stichprobenbasis zusammen mit her-
kömmlichen Qualifikationsmerkmalen erfragt 
werden sollen. Im einzelnen sind nach dem 
Schwerpunktprinzip folgende Gruppierungen 
vorgesehen, wobei die in Klammern aufgeführten 
Tätigkeitselemente lediglich Beispielcharakter 
besitzen: 

Herstellen (gewinnen, bauen, be- und verar-
beiten, montieren, installieren, ausrüsten, auf-
machen); 
überwachen (prüfen, regeln, steuern, warten, 
einrichten); 
Transportieren (sortieren, packen, 
versenden); Verteilen (Handel treiben); 
Reparieren (instandsetzen, überholen, aus-
bessern); 
Leiten (disponieren, anweisen, Verhandlungen 
führen); 

Planen (kalkulieren, entwerfen); 

Verwalten (korrespondieren, buchhalten, Da-
ten verarbeiten, einkaufen); 

Dienstleistungen erbringen (sichern, pflegen, 
heilen, lehren, forschen, erfinden, vermitteln, 
beraten, reinigen). 

Durch Kombination der herkömmlichen mit die-
sen neuen prozeßspezifischen Klassifikationen 
werden unter Umständen prozeßspezifische Tä-
tigkeitsstrukturen erkennbar, die in den Wirt-
schaftsbereichen nur wenig variieren (zum Bei-
spiel leiten, planen, verwalten) bzw. die sich 
quer durch die Wirtschaftszweige nur gemäß 
prozeßspezifischer technisch-organisatorischer 
Entwicklungen unterscheiden. In diesem Falle 
wäre eine Aggregation denkbar, bei der nur die 
primären Produktionsprozesse (herstellen, trans-
portieren, verteilen, Dienstleistungen erbringen) 
nach Wirtschaftszweigen desaggregiert werden 
müßten. 

Einer ähnlichen Absicht gehorchen die Versuche, 
ganze Betriebe oder organisatorisch bzw. funk-
tional abgegrenzte Bereiche nach ihrem Mecha-
nisierungsgrad oder einem ähnlichen Merkmal zu 
bewerten, um Entwicklungstendenzen und Unter-
schiede oder Ähnlichkeiten der Berufsstruktur 
quer durch die Wirtschaftszweige hindurch bzw. 
zwischen ihnen sichtbar zu machen. 

2. Qualifikationsstruktur der Arbeitskräfte 
Die in den Strukturuntersuchungen aus Material-
gründen zunächst vorgeschlagene Gliederung 
der Arbeitskräfte nach Berufen vermag die quali-
tative Struktur der Arbeitskräfte zweifellos nur 
unvollkommen abzubilden. Der Beruf gilt heute 
als ein Merkmal für die ausgeübte Tätigkeit, da-
her kann man ihn grundsätzlich von der Tätigkeit 
(arbeitsplatzorientiert) oder von der zur Aus-
übung dieser Tätigkeit notwendigen qualitativen 
Voraussetzung (ausbildungsorientiert) definieren. 
Das heutige „Mischsystem“ der Berufsbezeich-
nungen aus sektorspezifischen Tätigkeits- und 
Ausbildungsmerkmalen ist unbefriedigend. 

An dieser Stelle kann das in diesem Zusammen-
hang zentrale Problem der Berufsbezeichnungen 
nicht ausführlich erörtert werden. Für die Bestim-
mung und Neuabgrenzung der Berufe könnte 
z. B. der Substitutionalitätsgrad ein entscheiden-
der Maßstab sein. Hierfür sind Analysen über 
Berufsverwandtschaften (job clusters) anhand 
von Untersuchungen über den Berufs-(Ausbil-
dungs-)verlauf und den Berufsverbleib notwen-
dig. Berufsgruppenbildung kann überdies auch 
durch Beschreibung der Tätigkeitselemente bzw. 
der qualitativen Anforderungen und die Analyse 
ihrer übereinstimmenden Merkmale erfolgen. 

Zu erwägen ist ferner, ob nicht von vornherein 
eine mehrdimensionale Aggregation gewählt 
wird, bei der als Einheit 
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a) Berufsbezeichnungen   dann   verwendet  wer-
den, wenn dem Beruf ein Ausbildungsniveau 
entweder eindeutig zugeordnet werden kann 
oder dieses innerhalb der Berufsklasse bei 
weitem überwiegt, 

b) Berufsbezeichnungen mit Ausbildungsniveaus 
dann kombiniert werden, wenn große Grup-
pen mit unterschiedlichen Ausbildungsniveaus 
nebeneinander vorkommen. 

Auf diese Weise könnte vermieden werden, daß 
die Strukturmatrix der Arbeitskräfte quasi drei-
dimensional in den Merkmalen: Wirtschaftseinheit 
— Beruf — Ausbildungsniveau definiert werden 
muß. 
Eine Veränderung der Berufsklassifikation müßte 
vor allem der Notwendigkeit Rechnung tragen, 
Aggregate von Arbeitskräften zu schaffen, die 
einerseits nach der erforderlichen Ausbildung, 
andererseits nach ihren Tätigkeitsmerkmalen und 
deren Veränderungen durch technisch-organisa-
torische Fortschritte homogen sind. 
Ein erster Schritt soll im Rahmen der bereits 
mehrfach angesprochenen Befragung der Berliner 
Erwerbstätigen gemacht werden, wo die schon er-
wähnte prozeßspezifische (funktionale) Klassifi-
kation gleichzeitig auch dazu verwendet wird, die 
Tätigkeitsinhalte zusätzlich zur Berufsklassifika-
tion quer durch viele Klassen hindurch zu erfas-
sen und einem weitgefächerten Qualifikations-
raster (formale Ausbildung, Berufsausbildung, be-
triebliche Ausbildung, Umschulung, berufliche 
Fort- und Weiterbildung, Berufserfahrung) ge-
genüberzustellen. 
Zusammenfassend ist zu sagen, daß die Entwick-
lung und Überprüfung von Klassifikationen der 
Arbeitskräfte und Arbeitsplätze, die komplemen-
tär oder alternativ zur gegenwärtigen Systematik 
der Berufe eingesetzt werden, eine besonders 
mühevolle und langwierige Arbeit ist, die nicht 
rasch genug in Gang gesetzt werden kann; erst 
hierdurch werden auch die wahrscheinlich schnel-
ler zu erarbeitenden neuen Desaggregations-
schemata der Wirtschaftseinheiten ihren vollen 
Aussagewert erhalten. 

III. Projektion der Angebotsfaktoren 

Die tatsächliche Berufsstruktur und die Ausbil-
dungsstruktur der Berufe zu einem gegebenen 
Zeitpunkt sind das Ergebnis des Wechselspiels 
zwischen Angebot und Nachfrage auf dem Ar-
beitsmarkt. Die isolierte Projektion des Angebots 
muß daher unter mehreren Hypothesen erfolgen, 
die zum Teil auf Informationslücken zurückzufüh-
ren sind. 
Im folgenden werden die Hypothesen des 
Battelle-Modells auf der Angebotsseite und ihre 
Problematik beschrieben. 
Zu einem gegebenen Zeitpunkt setzt sich das 
Angebot an Arbeitskräften aus dem Restangebot 

und dem Neuangebot zusammen. Das Restange-
bot ist definiert als derjenige Teilbestand an Er-
werbspersonen, der in dem gesamten Projektions-
zeitraum erwerbstätig bleibt. Der jährliche Zugang 
an Berufsanfängern aus allgemein- und berufs-
bildenden Schulen vom Basis- bis zum Prognose-
zeitpunkt und der Zugang aus der Nichter-
werbsbevölkerung bilden den überwiegenden 
Teil des Neuangebots an Inländern. Die restli-
chen Komponenten des Neuangebots ergeben 
sich aus dem Wiedereintritt von Personen in den 
Erwerbsprozeß, die im Basisjahr zwar erwerbs-
fähig waren, aber um keine Beschäftigung nachge-
sucht haben (verheiratete Frauen), und aus dem 
Zustrom von ausländischen Arbeitskräften. 

1. Bestandsfortschreibung 
Für das Ausscheiden aus dem Erwerbsprozeß 
gibt es mehrere Gründe: 
— Tod 
— Alter 
— Invalidität 
— Rückkehr ins Bildungssystem 
— Erwerbsverhalten 

Bei der Berechnung des Ausfalls durch Tod an-
hand der Sterbetafel des Statistischen Bundes-
amtes gelten zwei Hypothesen: 
a) Der Ausfall durch Tod ist altersabhängig. 
b) Die altersspezifischen Sterbeziffern sind für 

alle Personen in der betreffenden Altersgrup-
pe gleich. 

Der altersbedingte Abgang an Erwerbspersonen 
in abhängiger Beschäftigung ist primär durch die 
Pensionierungsgrenze bestimmt. Die Verteilung 
der altersmäßigen Abgänge durch Pensionierung 
wird durch die Zugangsstatistik der Rentenver-
sicherungen ermittelt. Die Strukturen sind im 
Zeitablauf relativ konstant. Es gilt die Hypothese, 
daß alle Erwerbspersonen außerhalb der Land-
wirtschaft entsprechend der altersmäßigen Ver-
teilung nach der Rentenzugangsstatistik aus dem 
Erwerbsleben ausscheiden. In der Landwirtschaft 
sind Erwerbspersonen im Alter über 65 Jahre we-
sentlich stärker als in anderen Bereichen vertre-
ten. Für das Ausscheiden dieser Personen wird 
angenommen, daß es sich gleichmäßig auf die 
Altersgruppen 65—69 und 70—74 Jahre verteilt. 
Die Haupteinflußfaktoren für die Invalidität (Aus-
scheiden infolge Krankheit und Gebrechen) sind 
das Alter und der ausgeübte Beruf. Statistische 
Unterlagen für ihre Berechnung bilden die Zu-
gänge zu den Versichertenrenten wegen Er-
werbsunfähigkeit und Berufsunfähigkeit. Soweit 
eine kombinierte Aufbereitung der Zugänge von 
Versichertenrenten nach Altersjahrgängen und 
ausgeübten Berufen möglich ist, gilt die Hypo-
these, daß alle Personen desselben Berufs die 
gleiche Invaliditätswahrscheinlichkeit haben. So- 
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weit eine solche Aufbereitung nicht möglich ist, 
gilt die zusätzliche Hypothese, daß die altersspe-
zifischen Invaliditätswahrscheinlichkeiten für alle 
Berufe gleich sind. 

Bei den Personen, die aus dem Erwerbsprozeß 
wieder in das Bildungssystem zurückkehren, 
handelt es sich in der Mehrzahl um Personen, 
die einen Schultyp des berufsbildenden Schulsy-
stems besuchen wollen, für den eine mehrjährige 
praktische Berufserfahrung, meist in Form einer 
Lehre, Voraussetzung ist. Die notwendigen stati-
stischen Unterlagen für die Bildung von Zeitrei-
hen (Zugang nach Alter und Beruf bzw. Fach-
richtung) bilden die Zugangsstatistiken der ent-
sprechenden Schulen. Für die Ausscheidenden 
gelten zwei Hypothesen: 

a) Die Ausscheidenden sind vor Eintritt in die 
Schule in den Berufen tätig, die der ange-
nommenen   Fachrichtung   (bzw.   dem   Beruf) 
entsprechen. 

b) Die  Ausscheidenden  verteilen  sich  auf die 
Wirtschaftszweige  entsprechend  dem  Anteil 
der beschäftigten Lehrlinge. 

Die bereits erwähnten, dringend benötigten 
Untersuchungen über den Berufsverlauf könnten 
eine Überprüfung dieser Hypothesen ermög-
lichen. 

Die unter dem Stichwort Erwerbsverhalten zu-
sammengefaßten Ursachen für das Ausscheiden 
und den Wiedereintritt in das Erwerbsleben sind 
hauptsächlich für die Erwerbstätigkeit der Frauen 
von Bedeutung. Die Faktoren, die die Erwerbsbe-
teiligung der Frauen im erwerbsfähigen Alter be-
stimmen, sind noch unzureichend bekannt und 
statistisch kaum belegt. Gegenwärtig besteht nur 
die Möglichkeit, altersspezifische Abgangsquoten 
(Saldo der Zu- und Abgänge zweier aufeinander-
folgender Jahrgänge, bezogen auf die Erwerbs-
personen des jüngeren Jahrgangs) aus den 
Mikrozensuserhebungen zu berechnen, mit deren 
Hilfe die weiblichen Erwerbspersonen fortge-
schrieben werden können. Umfassende Pri-
märerhebungen und internationale Vergleichs-
analysen sind auf diesem Gebiet dringend erfor-
derlich. 

2. Output des Bildungssystems 
Das inländische Neuangebot an Arbeitskräften 
resultiert aus den Abgängen von allgemein- und 
berufsbildenden Schulen. 

Für die Darstellung des Bildungswesens als ein 
System „hierarchisch interdependenter Prozes-
se“ bieten sich Input-Output-Matrizen an. Die 
höheren Prozesse (Ausbildungsstufen, Schul-
jahrgänge) setzen den erfolgreichen Abschluß 
eines niedrigeren Prozesses voraus. Die Deter-
minanten des Systems sind 

— die Zahl der Schulanfänger (Primärinput) 

 

— die  Zahl  der übergänger und  Wiederholer 
(intermediärer Bereich) 

— die Zahl der Abgänger (Output des Bildungs-
systems nach formalinstitutioneller Qualifika-
tion). 

Die Bildung einer Koeffizientenmatrix aus Strö-
mungs- und Bestandsgrößen mit Hilfe der Zeit-
reihenanalyse für Prognosen stellt erhebliche 
Ansprüche an das statistische Material. Aus die-
sem Grund kann das Verfahren in der Bundes-
republik z. Z. nur für das allgemeinbildende 
Schulsystem verwendet werden und dort auch 
nur mit Vorbehalten (Problem der Durchlässig-
keit zwischen den einzelnen Schulformen). Die 
Prognose der Abgänger aus den berufsbildenden 
Schulen und Universitäten ist gegenwärtig nur 
auf der Basis der Kohortenrechnung möglich. 
Aus dem Vergleich der Abgangsquoten mehrerer 
Kohorten läßt sich dann die geeignete Prognose-
methode (Trendextrapolation, Durchschnittsbil-
dung) bestimmen. Die Aufstellung empirisch be-
gründeter Hypothesen über die Transformation 
der Ausbildungsfachrichtungen in „ausgeübte“ 
Berufe ist wegen der unzureichenden statisti-
schen Unterlagen erschwert. 

3. Sonstige Zugänge 
Die sonstigen Zugänge aus der inländischen 
Nichterwerbsbevölkerung werden bereits bei der 
Bestandsfortschreibung berücksichtigt und mit 
den entsprechenden Abgängen saldiert. 

Bei Wanderungen von Erwerbspersonen über 
die Landesgrenze ist zwischen Inländern und 
ausländischen Erwerbspersonen zu unterschei-
den. Der Zustrom von ausländischen Arbeitskräf-
ten in der Bundesrepublik ist primär auf Arbeits-
marktungleichgewichte zurückzuführen. Die jähr-
liche Wanderungsbewegung läßt sich daher nicht 
autonom vorausschätzen, sondern muß aus der 
Gegenüberstellung des heimischen Arbeitskräf-
teangebots mit dem Arbeitskräftebedarf abgelei-
tet werden. 

Für die Vorausschätzung der Zu- und Fortzüge 
von Inländern bieten sich keine schlüssigen Me-
thoden an. Im Battelle-Modell wird für die Pro-
jektion ein in der Altersstruktur und Zahl unver-
änderter durchschnittlicher Abwanderungsverlust 
(Saldo) aufgrund der Entwicklung der letzten 
Jahre eingesetzt. Angaben über Beruf und 
Wirtschaftszweig sind in der Wanderungsstati-
stik nicht ausgewiesen. Hier wird die Hypothese 
aufgestellt, daß sich die Aufteilung des Saldos 
an Zu- und Fortzügen auf die Wirtschaftszweige 
und Berufe entsprechend der Struktur des Be-
standes an Erwerbspersonen des gleichen Jahr-
gangs vollzieht. 

Im einzelnen ergeben sich die folgenden Unter-
suchungsschwerpunkte auf dem Gebiet der Fort-
schreibung der Erwerbsbevölkerung 
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1. Untersuchungen des Erwerbsverhaltens (Aus-
scheidungsalter) älterer Arbeitnehmer, insbe-
sondere  Erwerbspersonen  in  freien  Berufen 
und in der Landwirtschaft. 

2. a) Erweiterung    der    Rentenzugangsstatistik 
mit dem Merkmal: Wirtschaftszweig. 

b) Analyse des Berufsverlaufs bei Beziehern 
von Erwerbs- und Berufsunfähigkeitsren-
ten. 

3. Untersuchungen über die Auswirkungen von 
Rehabilitationsmaßnahmen für den Wiederein-
tritt in den Erwerbsprozeß. 

4. Untersuchungen   über  das   Erwerbsverhalten 
der Frauen im erwerbsfähigen Alter. 

5. Berufs- und Ausbildungsverlaufsanalysen bei 
Fachschülern,  Ingenieur-  und Technikerschü-
lern und Hochschulabsolventen. 

6. Berufsverlaufsuntersuchungen   bei   Personen, 
die ihre Ausbildung vorzeitig abgebrochen ha-
ben. 

7. Erfassung   der   Merkmale   Wirtschaftszweig 
und Beruf bei interregionalen und internatio-
nalen Wanderungen. Eine solche Statistik ist 
von besonderer Bedeutung für regionale Un-
tersuchungen. 

IV. Projektion der Nachfragefaktoren 

Bei der Gewichtung der Probleme einer Projek-
tion des Bedarfs an Arbeitskräften wird man 
sich davor hüten müssen, das Schwergewicht der 
Forschungsaktivitäten einseitig auf eine Detaillie-
rung der Qualifikationsstruktur des erforderli-
chen Arbeitspotentials in einzelnen Wirtschafts-
bereichen zu verlagern. 

Es ist nicht weniger dringlich, die primär ökono-
mischen Probleme, die einer Analyse des Be-
darfs von Arbeitskräften vorausgehen müssen, 
sehr viel intensiver zu durchleuchten als dies 
bisher geschehen ist. Damit soll nicht zuletzt er-
reicht werden, zunächst einmal den Fehlerbe-
reich für die Größenordnung der überhaupt be-
nötigten Arbeitskräfte in erträglichen Grenzen zu 
halten. Parallel dazu wird es nötig sein, die Ver-
fahren zur simultanen Bestimmung des Bedarfs 
verschiedener Qualifikationsstufen auf ihren em-
pirischen Gehalt zu überprüfen, dann allerdings 
nur zusammen mit anderen Produktionsfaktoren 
(Anlagevermögen) und ihrer „Qualifikation“. 

Die bisher angewandten Methoden zur Bestim-
mung des qualitativ undifferenzierten Bedarfs an 
Arbeitskräften in den einzelnen Wirtschaftsberei-
chen sind noch so unscharf, daß aus Variationen 
der Arbeitshypothesen (modifizierte Produktivi-
tätstrends versus Cobb-Douglas-Produktions-
funktionen), von denen man heute kaum sagen 
kann, welche von ihnen realistischer ist, bereits 
für relativ kurze Projektionsperioden (5 bis 10 

Jahre) stark voneinander abweichende Ergebnis-
se resultieren. Als Beispiel sei hier nur auf die 
bereits in der vom DIW erarbeiteten Vorstudie A 
zum RKW-Projekt A 45 erwähnten Projektionen 
der Beschäftigten in der Industrie von Prognos 
und von R. Krengel hingewiesen, die beide wohl-
gemerkt von identischen Produktionsziffern für 
den Projektionszeitraum ausgehen und von denen 
die eine für den Zeitraum zwischen 1970 und 1975 
eine Zunahme der Beschäftigten in der Industrie 
von 350000 (Prognos), die andere für den glei-
chen Zeitraum eine Abnahme der Beschäftigten 
um 200000 bis 300000 (R. Krengel) prognostiziert. 
Die Mehrzahl der Untersuchungen in dieser Rich-
tung stehen allerdings zunächst nur in einem 
sehr losen Zusammenhang mit Arbeitsmarktfor-
schung. Es handelt sich vielmehr in erster Linie 
um schon seit langem diskutierte Fragen der 
mittet- und langfristigen Wirtschaftsprognose 
auf der Basis desaggregierter Strukturmodelle. 
Erst im Verlauf makroökonomischer Struktur-
untersuchungen hat sich gezeigt, daß die Wirt-
schaftsprognose dringend der Ergänzung durch 
Untersuchungen der Qualifikationsstruktur der 
Arbeitskräfte bedarf. 
Die folgenden Ausführungen basieren im we-
sentlichen auf dem Konzept des Deutschen Insti-
tuts für Wirtschaftsforschung für die Projektion 
des Arbeitskräftebedarfs im Rahmen eines des-
aggregierten Strukturmodells für den Arbeits-
markt in der Bundesrepublik Deutschland. 

1.   Projektion   der   gesamtwirtschaftlichen   Nachfrage 
nach Gütern und Diensten 

Zur Zeit existiert noch kein arbeitsfähiges Struk-
turmodell, das es erlaubt, sämtliche für eine 
Untersuchung der zukünftigen Arbeitskräftestruk-
tur relevanten Beziehungen simultan zu bestim-
men. Projektionsergebnisse lassen sich daher 
gegenwärtig wohl nur in einem Iterationsprozeß 
gewinnen, wobei es zweckmäßig erscheint, sein 
Tempo der wirtschaftlichen Entwicklung zunächst 
in Form einer realistisch erscheinenden Wachs-
tumsrate des Sozialprodukts vorzugeben. Es ist 
beabsichtigt, dabei zunächst an 
a) Zielprojektionen der wirtschaftspolitischen In-

stanzen anzuknüpfen, 
b) darüber hinaus jedoch auch Alternativen zu 

berücksichtigen,   die   aufgrund   der  Entwick-
lung    des   verfügbaren    Angebotspotentials 
plausibler erscheinen. 

Es nicht allein bei den Werten von Zielpro-
jektionen zu belassen, erscheint schon deshalb 
unabdingbar, als eines der Ziele dieser Untersu-
chung sein soll, Aktivitäten beispielsweise bil-
dungs- oder forschungspolitischer Art zu induzie-
ren, die wiederum auch die Zielprojektionen nicht 
unbeeinflußt lassen, bei deren Fixierung ja zu-
nächst einmal von den momentanen Gegebenhei-
ten ausgegangen worden ist. 
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2. Struktur der Nachfrage nach Gütern und Diensten 
Die Transformation der Endnachfrage in Produk-
tionsziffern (Beiträge zum Bruttoinlandsprodukt) 
erfordert eine Desaggregierung sämtlicher Kom-
ponenten der Nachfrage in Lieferströme der ein-
zelnen Wirtschaftsbereiche. Dabei sind die fol-
genden Nachfragebereiche zu unterscheiden: 

Ausfuhr 

Investitionen und Verbrauch des Staates 

Investitionen der Wirtschaft 
Verbrauch der privaten Haushalte. 

Es würde den Rahmen dieser Studie sprengen, 
auch nur in Umrissen die mit einer solchen Pro-
jektion desaggregierter Lieferströme verbunde-
nen Probleme darzustellen. Nur auf einen, für 
die Beurteilung von Arbeitsmarktforschung im 
Rahmen mittel- und langfristiger Wirtschafts-
prognosen außerordentlich wichtigen Aspekt sei 
in diesem Zusammenhang hingewiesen: 
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Beinahe sämtliche Probleme, die sich für Projek-
tionen des Arbeitskräftebedarfs und seiner Quali-
fikationsstruktur stellen, sind auch für den 
zweiten, in diesem Zusammenhang nicht minder 
wichtigen Produktionsfaktor Anlagevermögen re-
levant. Der zukünftige Investitionsbedarf läßt 
sich im Prinzip ebensowenig wie der zukünftige 
Ersatz- und Neubedarf von Arbeitskräften im vor-
aus festlegen, da sein Volumen ebenfalls weitge-
hend von der gesuchten Produktionsstruktur und 
der Entwicklung des Faktoreinsatzverhältnisses 
abhängt. 
Der Symmetrie der Problematik von Investitions-
bedarf einerseits, Ersatz- und Neubedarf von Ar-
beitskräften andererseits ist in den vorgeschla-
genen Strukturuntersuchungen nun insofern kei-
ne Rechnung getragen worden, als ohne Berück-
sichtigung der Interdependenzen vorab zunächst 
Investitionsvolumina für die einzelnen Wirt-
schaftsbereiche festgelegt werden, deren Kom-
patibilität mit den nachgeschalteten Hypothesen 
a) über die  Gestalt des  Produktionsprozesses 

(Produktionsfunktionen) und 
b) die  Qualifikationsstruktur des Arbeitskräfte-

bedarfs 
dann nur noch auf iterativem Wege überprüft 
und variiert werden können. 
Man sollte in einem weiter fortgeschrittenen Sta-
dium des Untersuchungsprozesses zumindest 
den Versuch unternehmen, auch die „Qualifika-
tionsstruktur“ des Anlagevermögens in Form von 
vintage-Ansätzen als Bestimmungsgröße für das 
Faktoreinsatzverhältnis in die Untersuchung mit-
einzubeziehen. 

3. Struktur der Produktion von Gütern und Diensten 
Es ist vorgesehen, die Nachfrageströme (mit Aus-
nahme eines Teiles der Dienstleistungen und des 
Bildungssektors) mit Hilfe von Input-Output-Ta-
bellen in Produktionsströme zu transformieren. 
Dazu bedarf es: 
a) einer Umwandlung der Input-Output-Tabellen 

des DIW in eine für die Analyse des Bedarfs 
an  Arbeitskräften   geeignete   Form   (andere 
Aggregationen   mit   allen   daraus   folgenden 
Problemen der Informationsbeschaffung), 

b) einer Extrapolation der Produktionskoeffizien-
ten,   die   in   Einzelfällen   unterstützt  werden 
könnte    durch    Ergebnisse    technologischer 
Studien,  sofern sie sich für die  gewählten 
Wirtschaftseinheiten verallgemeinern lassen. 

4. Beiträge der Faktorinputs 
In herkömmlichen Input-Output-Tabellen werden 
die Faktorinputs (Arbeit, Anlagevermögen) in 
Form bewerteter Einsatzmengen ausgewiesen: 
a) Arbeitseinkommen, Gewinne und Abschrei-

bungen in der Bruttorechnung zu Faktorko-
sten, 

b) Arbeitseinkommen und Gewinne in der Netto-
rechnung zu Faktorkosten. 

Erst eine Zerlegung in die jeweiligen Mengen-
und Preiskomponenten ergibt die für produk-
tionstheoretische Analysen relevanten Faktor-
inputs in Mengeneinheiten. 
Bei der Fixierung der Zahl der erforderlichen 
Arbeitskräfte muß berücksichtigt werden, daß ein 
Teil des Arbeitsinputs zeitabhängig ist, der Be-
darf an Arbeitskräften somit auch mit der Ent-
wicklung der Wochenarbeitszeit variiert. Um die-
se Komponente berücksichtigen zu können, sind 
Untersuchungen nicht nur über die Entwicklung 
der Beschäftigten, sondern auch der individuel-
len Arbeitszeit erforderlich, wie sie bisher nur 
für Berlin (West) durchgeführt worden sind. 

In der ersten Phase des Untersuchungsprozes-
ses wird man sich darauf beschränken müssen, 
den qualitativ undifferenzierten Bedarf von Ar-
beitskräften in den einzelnen Wirtschaftsberei-
chen mit Hilfe von 
a) modifizierten   Trendextrapolationen   der   Ar-

beitsproduktivität und 

b) einfach   konstruierten   Produktionsfunktionen 
mit qualitativ undifferenzierten Faktorinputs 

zu projizieren. Ein in diesem Zusammenhang 
wichtiges Problem wird es sein, die Ursachen 
für stark abweichende Ergebnisse beider Projek-
tionsverfahren herauszufinden und unter Um-
ständen Kriterien auch für die Verfahrensaus-
wahl zu entwickeln. 
Erst in einem fortgeschrittenen Stadium der Un-
tersuchungen wird man zu anspruchsvolleren pro-
duktionstheoretischen Hypothesen übergehen 
können. Im einzelnen ist an folgende Ansätze zu 
denken: 

a) Produktionsfunktionen   mit   qualitativ   gering 
differenzierten Faktorinputs, 

b) mögliche Integration isolierter Analysen tech-
nologischer Prozesse, sofern es gelingt, die 
Ergebnisse zu verallgemeinern, 

c) Isolierung primärer und sekundärer Produk-
tionsprozesse mit relativ homogenen Qualifi-
kationsstrukturen der Faktorinputs innerhalb 
der Wirtschaftsbereiche, 

d) Befragungen  über die  Qualifikationsstruktur 
der   Faktorinputs   führender   Betriebe   eines 
Wirtschaftsbereichs. 

5. Spezielle Probleme „autonomer“ Sektoren 
Die Vorausschätzung des Arbeitskräftebedarfs 
aus der Produktions- und Produktivitätsentwick-
lung eignet sich nicht für Wirtschaftsbereiche, 
deren Entwicklung weitgehend von politischen 
oder demografischen Faktoren bestimmt wird. 
Dies gilt etwa für die öffentliche Verwaltung, 
das Schul- und Ausbildungswesen, das Gesund- 
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heitswesen etc. In diesen Bereichen treten daher 
entweder 
— politische Zielwerte (wie z. B. die Daten der 

mittelfristigen Finanzplanung) bzw. Ziel- oder 
Mittelwerte    der    Schüler-Lehrer-Relationen 
oder 

— demografische   Kriterien,   wie   Dichteziffern 
(z. B. Ärzte pro Tausend der Bevölkerung) 

an die Stelle sektorspezifischer Produktivitätszif-
fern. 
So ist z. B. die „Produktion“ des Bildungssektors 
über die konsumtive Nachfrage der privaten 
Haushalte nach Bildungsleistungen hinaus ab-
hängig von den Qualifikationsanforderungen, die 
aus der Nachfrage nach Arbeitskräften resultie-
ren. Sein Arbeitskräftebedarf kann daher in die-
sem Zusammenhang nur aus den Wandlungen 
des Arbeitskräftebedarfs und seiner Qualifika-
tionsstruktur in den übrigen Sektoren abgeleitet 
werden. Der Bedarf des Bildungs- und Ausbil-
dungssektors ist insbesondere von der demogra-
fischen Entwicklung der Schüler-Lehrer-Relatio-
nen sowie der durchschnittlichen Schulbesuchs-
und Studiendauer abhängig. Er kann somit als 
eine Funktion der Schülerzahlen und ihrer Ent-
wicklung sowie der Aktivität der anderen Sekto-
ren angesehen werden. Unter Berücksichtigung 
der durchschnittlichen Schulbesuchs- und Stu-
diendauer sowie der Erfolgsquoten läßt sich die 
Zahl der Schüler und Studenten projizieren, die 
zur Deckung der Nachfrage erforderlich ist. über 
die Lehrer-Schüler-Relationen ergibt sich dann 
der Bedarf an Lehrpersonal. 

Ein ähnliches Projektionsverfahren ist für den Ar-
beitskräftebedarf erforderlich, der für die Pro-
duktion bestimmter, direkt von privaten Haushal-
ten in Anspruch genommener Dienstleistungen 
benötigt wird, die überwiegend in Form von Ar-
beitsleistungen erbracht werden (z. B. Leistun-
gen der Ärzte, Bildung für konsumtive Zwecke 
usw.). Der Bedarf der Haushalte an diesen 
Dienstleistungen wird vornehmlich bestimmt von 
der Bevölkerungs- und Einkommensentwicklung. 
Zur Bedarfsprojektion ist eine kombinierte An-
wendung von demografischen Kriterien, Wohl-
standskriterien sowie internationalen Quer-
schnittsvergleichen anzustreben. 
Auch die Beschäftigten in der Landwirtschaft und 
in denjenigen Bereichen, in denen Familienbetriebe 
einen überwiegenden Anteil haben, müssen 
durch ein abgewandeltes Verfahren geschätzt 
werden. In diesen Bereichen empfiehlt es sich, 
die mithelfenden Familienangehörigen zunächst 
in fiktive Vollarbeitskräfte umzurechnen und die 
Projektion auf der Basis der Produktions- und 
3) Nur sehr globale Ansätze, die zudem bisher weitgehend nur in Ihrem 

theoretischen Gehalt diskutiert worden sind, erörtern das Problem 
einer simultanen Bestimmung des Bedarfs an Arbeitskräften 
differenziert nach zwei oder mehr Qualifikationsstufen. 

Produktivitätsentwicklung dann für diese „effi-
ciency units“ durchzuführen. Die mithelfenden 
Familienangehörigen lassen sich dann im nach-
hinein durch Extrapolation der Anteile dieser Be-
schäftigtengruppe aus den Vollarbeitskräften er-
mitteln. 

6. Qualifikationsstruktur des Arbeitskräftebedarfs 
Gegenwärtig und auch in der näheren Zukunft 
besteht nur die Möglichkeit, Qualifikationstrends 
quasi im Anhängeverfahren erst im Anschluß an 
qualitativ undifferenzierte Projektionen des ge-
samten Arbeitskräftebedarfs für die einzelnen 
Wirtschaftsbereiche zu berücksichtigen3). 

Zwei Untersuchungsschritte lassen sich unter-
scheiden: 

a) Auch   dann,   wenn   die   bereichsspezifische 
Qualifikationsstruktur des Basisjahres festge-
halten wird, ergeben sich bereits Wandlungen 
der qualitativen Zusammensetzung sämtlicher 
Arbeitskräfte, die ihre Ursache in den Abwei-
chungen der Produktionsstruktur in der Pro-
jektionsperiode von der Produktionsstruktur 
der Basisperiode haben (industry effect). 

b) In einem weiteren Schritt kann versucht wer-
den,   auch   Wandlungen   der   Qualifikations-
strukturen in den einzelnen Wirtschaftsberei-
chen (occupation effect) zu projizieren. Inwie-
weit dieses Vorhaben gelingt,  hängt davon 
ab, ob die verfügbaren statistischen Informa-
tionen  als  Basis für derartige  Projektionen 
hinreichen oder ob auf dieses Problem abge-
stellte SpezialUntersuchungen generalisierbare 
Informationen liefern. 

Für die Extrapolation der Strukturwandlungen 
wird man zunächst auf lineare Trends nicht ver-
zichten können. Nichtlineare Trends werden sich 
wohl in keinem Falle statistisch sichern lassen; 
übrigens kein Beweis dafür, daß sie nicht doch 
realistischer sind als lineare Extrapolationen. Ihre 
Anwendung wird sich daher wohl nur auf be-
gründete Vermutungen stützen lassen. 

Unter Umständen stellt auch die Arbeitsprodukti-
vität bereits ein Maß für die Qualifikation der 
Arbeitskräfte dar. Besser ausgebildete Arbeits-
kräfte erwirtschaften im allgemeinen ceteris pari-
bus auch ein höheres Produkt. Dabei muß aller-
dings berücksichtigt werden, daß die auf einen 
Produktionsfaktor bezogenen Produktionsmaße, 
wie die Arbeitsproduktivität, vornehmlich mit 
dem Verhältnis dieses Produktionsfaktors zu 
allen anderen Produktionsfaktoren variieren 
(eingesetztes Anlagevermögen, Intensität des 
technischen Fortschritts). Nur unter sonst glei-
chen technologischen Voraussetzungen bestimmt 
somit die Qualifikationsstruktur auch das Arbeits-
produktivitätsniveau. Ähnliche Beziehungen gel-
ten auch für die zeitlichen Veränderungen von 
Arbeitsproduktivität und Qualifikationsstruktur. 
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Für die Verknüpfung von Produktivitätsentwick-
lung und Wandlungen der Qualifikationsstruktur 
bringt dieser Zusammenhang jedoch nur dann 
zusätzliche Einsichten, wenn nicht auch die Ar-
beitsproduktivität als Funktion der Zeit definiert 
worden ist. Auch für die modifizierten Trendex-
trapolationen der Arbeitsproduktivität wird man 
dies wohl unterstellen müssen, so daß hier ein 
Zusammenhang mit der Produktivitätsentwick-
lung nichts anderes beinhaltet als eine zeitab-
hängige Trendextrapolation der Qualifikations-
struktur. 

Inwieweit die Dinge bei einfach konstruierten 
Produktionsfunktionen anders liegen, bleibt zu 
untersuchen, vermutlich läßt sich die Entwicklung 
der Arbeitsproduktivität auch in diesem Fall auf 
einen Zeittrend zurückführen, dessen Richtungs-
parameter lediglich ein anderer ist. 

Im Zusammenhang mit den in einem sehr viel 
späteren Stadium der Untersuchung denkbaren 
Modifikationen der produktionstheoretischen Hy- 

pothesen sind bereits Ansätze erwähnt worden, 
die auch Verbesserungen der Projektionsmetho-
den für die bereichsspezifischen Qualifikations-
strukturen insofern beinhalten, als sie darauf ab-
zielen: 
a) wenigstens einige Qualifikationsstufen in die 

Produktionsfunktionen einzubeziehen und da-
mit simultan zu bestimmen (Produktionsfunk-
tionen   mit   qualitativ   gering   differenzierten 
Faktorinputs), 

b) auch innerhalb der Wirtschaftsbereiche homo-
genere und damit besser projizierbare Teil-
prozesse zu isolieren (Unterscheidung primä-
rer und sekundärer Produktionsprozesse mit 
relativ homogenen bereichsspezifischen Qua-
lifikationsstrukturen der Faktorinputs), 

c) die Informationen über Wandlungen der be-
reichsspezifischen Qualifikationsstrukturen zu 
erweitern (Untersuchung spezifischer techno-
logischer Prozesse, Befragungen der führen-
den Betriebe eines Wirtschaftsbereichs). 
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Besondere Probleme der Regionalisierung von Strukturprojektionen 
des Arbeitsmarktes 

Gliederung 

Vorbemerkung 
1. Strukturmatrix der Arbeitskräfte 
2. Projektion der Angebotsfaktoren 

 

a) Bevölkerungsprognose 
b) Erwerbsverhalten 
c) Qualitative Fortschreibung 
d) Output des Bildungssystems 

 

3. Projektion der Nachfragefaktoren 
4. Ausgleichsprozesse, regionale Mobilität 

Vorbemerkung 
Eine Darstellung und Prognose regionaler Ar-
beitsmarktentwicklungen kann nur dann zu kon-
sistenten Schlußfolgerungen führen, wenn sie in 
eine gesamträumliche Analyse eingebettet ist, 
aus der Rahmendaten und Entwicklungstrends 
vorgegeben werden. Die Aufgabe der Regional-
untersuchung besteht z. T. darin, regionale Son-
derbedingungen zu erkennen und zu analysieren, 
wie allgemein wirksame Triebkräfte durch sie 
modifiziert werden. Daten- und Erkenntnislücken, 
die auf gesamtwirtschaftlicher Ebene auftreten, 
lassen also auch Regionaluntersuchungen proble-
matisch werden. 
Die Erörterungen dieses Abschnitts schließen 
sich eng an die Modellvorstellungen des Arbeits-
marktes an, die der vorangehenden — gesamt-
räumlich orientierten — Diskussion von Struktur-
projektionen zugrunde liegen. Es kann also dar-
auf verzichtet werden, Probleme nochmals zu be-
handeln, die nicht speziell für Regionalstudien 
existieren, sondern ebenso für gesamträumliche 
Projektionen. Damit liegt der Schwerpunkt auf 
einer Darstellung der Lücken des statistischen 
Materials unterhalb der Landesebene, der ge-
samtwirtschaftlich mögliche Differenzierungen 
der Analyse für Regionalstudien vielfach verhin-
dert, sowie auf der Erörterung einer Reihe spe-
zifisch regionaler Fragestellungen (z. B. Pendler, 
Binnenwanderungen), die noch einer gründlichen 
theoretischen und empirischen Durchdringung 
bedürfen. 
Grundlage für diese Ausführungen sind Erfah-
rungen, die bei den Vorarbeiten für eine Ar-
beitsmarktprojektion von neun osthessischen 
Kreisen gemacht wurden. Einige verdeutlichende 
Bemerkungen beziehen sich daher auf die ost-
hessische Region. 

Die Darstellung bleibt in vielem skizzenhaft; die 
Probleme regionaler Arbeitsmarktuntersuchun-
gen werden demnächst Gegenstand weiterer 
vertiefender Diskussionen dieses Arbeitskreises 
sein. 

1. Strukturmatrix der Arbeitskräfte 

Basis der gesamträumlichen Arbeitsmarktprojek-
tion ist ein Gegenwartsbild der Arbeitskräfte, ge-
gliedert nach Alter, Wirtschaftszweig und Beruf. 
Eine solche Aufgliederung ist auf Kreisebene un-
möglich. Die Kombination aller drei Merkmale ist 
in der VBZ 1961 lediglich für Personen mit ab-
geschlossener Fach- oder Hochschulausbildung 
in Kreissummenkarten aufgenommen worden 
(das Urmaterial ist für Hessen bereits vernich-
tet); diese Personen machen aber nur einen 
kleinen Teil der Arbeitsbevölkerung aus. Isolierte 
Aufgliederungen existieren nach Altersjahrgän-
gen und nach Wirtschaftsgruppen — eine Kombi-
nation durch mechanische Verfahren (RAS) in 
Analogie zu der Kombinationsmatrix im Bund ist 
aber in diesem Fall wohl nicht vertretbar. Sogar 
eindimensionale Angaben über die Berufsgliede-
rung sind auf Kreisebene — außer für Personen 
mit Fach- und Hochschulabschluß — aus den 
amtlichen Großzählungen nicht verfügbar. Ledig-
lich die Untergliederung nach Stellung im Beruf 
(tätige Inhaber, mithelfende Familienangehörige, 
Beamte, Angestellte, Arbeiter, Lehrlinge) ist 
kreisweise ausgewertet worden, sie kann aber 
nur einige vage Hinweise auf die Qualifikations-
struktur geben. Es fehlen also gegenwärtig die 
statistischen Grundlagen dafür, regional Struk-
turmatrizen aufzustellen, die in ihrer Gliederung 
mit den gesamtwirtschaftlichen konsistent sind; 
so ist es nicht möglich, regionale Strukturbeson-
derheiten, insbesondere in der beruflichen Glie-
derung, direkt festzustellen und Fortschreibun-
gen nach der Methodik der gesamtwirtschaftli-
chen Untersuchung durchzuführen. 

Durch eine Auswertung anderer statistischer 
Quellen dürfte es jedoch gelingen, wenigstens in 
groben Umrissen ein Bild von der qualitativen 
Struktur des Arbeitskräftebestandes einer Re-
gion zu gewinnen. Allerdings werden umfangrei-
che Arbeiten notwendig sein, um Lücken und In-
konsistenzen in den Daten zu überbrücken. Zu 
Vergleichszwecken müßten entsprechende Be-
standsgliederungen auch für übergeordnete Räu-
me durchgeführt werden. 
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Als Quellen kommen vor allem in Betracht: 

i) Verdiensterhebung in Industrie und Handel. 
Die Kriterien der Aufgliederung nach Leistungs-
klassen müßten zunächst auf ihre Eignung für 
Strukturanalysen des Arbeitsmarktes geprüft 
werden. Durch eine maschinelle Sonderaufberei-
tung des Lochkartenmaterials der Statistischen 
Landesämter anhand von Kreiskennziffern sind 
die Leistungsgruppen in einer tiefen Branchen-
gliederung kreisweise ermittelbar. Der Stichpro-
benplan der Erhebung ist so angelegt, daß auch 
regional eine genügende Repräsentation gewahrt 
bleibt. 

ii) Gehalts- und Lohnstrukturerhebung. Diese Er-
hebung gliedert die Arbeitskräfte in die gleichen 
Leistungsgruppen wie die Verdiensterhebung, al-
lerdings ist hier auch eine Kombination von Lei-
stungsgruppe und Wirtschaftszweig mit dem Al-
ter der Beschäftigten möglich. Der durchschnittli-
che Auswahlsatz der Erhebung (15 v. H.) ist ge-
ringer als derjenige der Verdiensterhebung (30 
v.H.); die regionale Verläßlichkeit müßte nach-
geprüft werden. Die regionale Aufbereitung des 
Materials wird dadurch erschwert, daß — zumin-
dest in Hessen — keine Kreiskennziffern abge-
locht wurden. Eine Auswertung müßte teilweise 
manuell aufgrund von Betriebskennziffern und 
Adressenlisten erfolgen. 

iii) G-Kartei der BAVAV. Die Kartei liefert detail-
lierte Angaben über Ausbildung und ausgeübten 
Beruf; sie ist zudem die einzige Quelle für regio-
nal möglicherweise auswertbare Verlaufsdaten 
des Arbeitsmarktes. Allerdings muß die Ver-
wendbarkeit dieser Unterlagen — insbesondere 
auf regionaler Ebene — wegen der wahrscheinli-
chen Verzerrungen durch das Buchstaben-Aus-
wahlverfahren und wegen des zusätzlichen sy-
stematischen „Karteifehlers“ skeptisch beurteilt 
werden. Es wäre auch zu prüfen, inwieweit re-
gional noch Daten der früheren Totalkartei der 
BAVAV greifbar und für Bestandsaufnahmen 
auswertbar sind. Eine Auswertung der BAVAV-
Karteien wird durch die Art des Informationsträ-
gers (Karteikarten) sehr aufwendig; die relevan-
ten Daten müßten vorab auf Lochkarten übertra-
gen werden. 

Ein Heranziehen dieser Statistiken zur Bestands-
aufnahme kann nicht mehr als ein Notbehelf 
sein. Die Lückenhaftigkeit der statistischen Infor-
mationen unterhalb der Landesebene läßt den 
Ausbau der Erwerbsstatistik insbesondere in re-
gionaler Hinsicht längerfristig als unumgänglich 
erscheinen. Vor allem untereinander kombinier-
bare Daten über beschäftigende Wirtschafts-
gruppe und ausgeübten Beruf müßten aus perio-
dischen (z. B. in zweijährigen Abständen erfol-
genden) Erhebungen auf regionaler Ebene ver-
fügbar gemacht werden. Den Großzählungen 
müßten auch regional Angaben über Art, Dauer 
und Abschlüsse der Ausbildung zu entnehmen 

sein. In diesem Zusammenhang ist es mehr als 
bedauerlich, daß die VBZ 1970 verstärkt reprä-
sentative Verfahren verwenden soll. So soll auf 
eine Totalerhebung der beruflichen Gliederung 
verzichtet werden; ob zumindest einige Ausbil-
dungsdaten total erhoben werden, ist noch unge-
wiß. 

2. Projektion der Angebotsfaktoren 
a) Bevölkerungsprognose 
Eine Bevölkerungsfortschreibung nach Alter und 
Geschlecht gehört zwar zu den relativ wenig 
problematischen Bestandteilen eines Arbeits-
marktmodells, sie wird aber auf regionaler Ebene 
durch Lücken der amtlichen Statistik erschwert. 
Die vollständige Alters- und Geschlechtsgliede-
rung der Bevölkerung ist für Landkreise letzt-
malig durch die Volkszählung von 1961 erfaßt 
worden; die amtliche Fortschreibung erfolgte 
lediglich nach Geschlecht. Zeitreihen über alters-
spezifische Sterbe- und Geburtenraten fehlen auf 
Kreisebene. Solche Zeitreihen wären aber not-
wendig, um eine exakte Feststellung der gegen-
wärtigen Bevölkerungsstruktur zu ermöglichen 
(hierfür ist zusätzlich Kenntnis der Alters- und 
Geschlechtsgliederung des Wanderungssaldos 
seit dem Stichtag der Volkszählung notwendig) 
und um die Prognose selbst durchzuführen. 
Die Prognoseschwierigkeiten könnten durch eine 
Beschränkung auf die Fortschreibung der Bevöl-
kerung im erwerbsfähigen Alter umgangen wer-
den. Eine Geburtenprognose wäre dann über-
flüssig, da alle bis 1980 ins Erwerbsleben eintre-
tenden Personen bereits geboren sind; auch die 
Prognose der Sterbefälle wäre für die in Frage 
kommenden Altersjahrgänge wesentlich treffsi-
cherer, da nur die Sterberaten von Säuglingen 
und Kleinkindern sowie von Personen jenseits 
der Pensionierungsgrenze größere zeitliche und 
regionale Unterschiede aufweisen. Eine solche 
Beschränkung auf die Bevölkerung im 
erwerbsfähigen Alter hätte aber schwerwiegende 
Nachteile. Die notwendige Kapazität von 
Bildungs- und Sozialeinrichtungen und damit 
auch ihr Arbeitskräftebedarf wird direkt von der 
Zahl an Kindern, Jugendlichen und alten Perso-
nen bestimmt; die Prognose des Arbeitskräftebe-
darfs bliebe also zu einem wesentlichen Teil im 
„luftleeren Raum“. 
Da auf eine Fortschreibung aller Altersgruppen 
nicht verzichtet werden kann, bietet sich zunächst 
die Möglichkeit, die regionalen altersspezifischen 
Geburten- und Sterberaten auf der Basis der — 
amtlich ausgewiesenen — landesdurchschnittli-
chen Raten und der Totalzahl der regionalen Ge-
burten- und Sterbefälle zu schätzen. Die alters-
spezifischen landesdurchschnittlichen Raten müß-
ten so korrigiert werden, daß sie mit der Gesamt-
zahl der regionalen Geburten- und Sterbefälle 
konsistent sind. Auf diese Weise lassen sich Zeit-
trends für die regionalen Raten abschätzen. 
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Die Genauigkeit der Prognose kann durch eine 
Sonderaufbereitung von Lochkartenmaterial der 
Statistischen Landesämter verbessert werden. 
So werden in Hessen für jeweils drei zurücklie-
gende Jahre die Lochkarten aufbewahrt, mit de-
nen die Bevölkerungsfortschreibung auf Landes-
ebene erfolgt. Diese Lochkarten tragen Kreis-
kennziffern; eine maschinelle Aufbereitung ist 
also möglich. 

Zur Ermittlung der Alters- und Geschlechtsglie-
derung des regionalen Wanderungssaldos seit 
dem Zeitpunkt der Volks- und Berufszählung 
1961 ist man zunächst auf grobe Schätzungen 
angewiesen. Analogieschlüsse zur Struktur des 
Saldos in der übergeordneten regionalen Einheit 
werden oft irreführend sein. So ist Osthessen 
ein typisches „Abwanderungsgebiet“ mit wachs-
tumsschwacher Wirtschaftsstruktur, im Gegensatz 
zur übergeordneten Region (Hessen), die einen 
erheblichen positiven Wanderungssaldo auf-
weist. In solchen Fällen kann weder für die Brutto-
Wanderungsströme, noch für die Salden er-
wartet werden, daß sich Alters- und Geschlechts-
struktur entsprechen. Durch eine Sonderaufbe-
reitung der amtlichen Wanderungsstatistik sind 
auch hier genauere Unterlagen zu gewinnen. Alle 
Daten der Wanderungsstatistik sind allerdings 
wegen der durch das Meldeverfahren verursach-
ten Fehler nur mit Vorbehalten benutzbar. 

b) Erwerbsverhalten 
Auch die Feststellung der gegenwärtigen regio-
nalen Erwerbsbeteiligung und eine Prognose der 
Erwerbsquoten wird durch Lücken der amtlichen 
Statistik erschwert. Da der Mikrozensus, aus 
dem die Bundes- und Landesdaten stammen, auf 
Kreisebene nicht als auswertbar angesehen 
wird, bleibt als Informationsquelle lediglich die 
VBZ 1961. Hier ist allerdings aller Voraussicht 
nach eine detailliertere Aufbereitung notwendig, 
da die kreisweise Auswertung in zu breiten 
Altersklassen vorgenommen wurde. 

Zeitreihen der Erwerbsquoten fehlen völlig. Als 
Ausweg bleibt zunächst eine Anlehnung an die 
alters- und geschlechtsspezifischen Trends in 
Bund und Land. Gerade bei einer Regionalpro-
gnose ist es aber ratsam, für einige Bevölke-
rungsgruppen keine bei übergeordneten Regio-
nen ermittelten Trends zu übernehmen, sondern 
in der Analyse eine Stufe zurückzugehen und 
die Bestimmungsfaktoren der Erwerbsquoten zu 
analysieren. Es sind dies die gleichen Bevölke-
rungsgruppen, für die auch gesamtwirtschaftlich 
detailliertere Untersuchungen als vorrangig not-
wendig erachtet werden; auf regionaler Ebene 

1) Die geplante Untersuchung des Marburger Instituts für Sozial-
wissenschaftliche Forschung über die regionale Auswertbarkeit von 
Stichprobenerhebungen wird in dieser Hinsicht wertvolle Hinweise 
geben. Die Ergebnisse dieser Untersuchung können möglicherweise 
dazu beitragen, eine Reihe von regionalen Datenlücken zu 
überbrücken. 

erscheinen genaue Analysen noch dringlicher, da 
hier noch weniger eine mittelfristige Stabilität 
von Vergangenheitstrends vorausgesetzt werden 
kann. 
Zu diesen Bevölkerungsgruppen gehören: 
i) Verheiratete Frauen. Ihr Erwerbsverhalten wird 
— außer von Zahl und Alter der Kinder, Ausbil-
dung, Einkommen des Ehemanns, Konsumstan-
dards u. ä. — wesentlich von der regionalen 
Wirtschaftsstruktur und ihrer Entwicklung be-
stimmt. Dementsprechend können die regionalen 
Frauenerwerbsquoten in Niveau und Trend von 
den gesamtwirtschaftlichen stark abweichen. Ge-
rade in landwirtschaftlich orientierten Gebieten 
wie Osthessen dürfte der Rückgang der land-
wirtschaftlichen Familienbetriebe die Entwicklung 
der Frauenerwerbsquoten stark beeinflussen. In 
ähnlicher Richtung wird der zu erwartende Rück-
gang des Anteils der Textil- und Bekleidungs-
industrie an der industriellen Beschäftigtenzahl 
wirken. 
U) Im Pensionierungsalter stehende Personen. 
Die Erwerbstätigkeit von unselbständigen Perso-
nen hoher Altersgruppen endet in der Regel an 
der Pensionierungsgrenze. Das Ausmaß freiwilli-
ger Weiterarbeit kann regional stark differenziert 
sein (traditionelle Verhaltensweisen, Wirtschafts-
struktur usw.). Bei Selbständigen wird die Grenze 
der Erwerbstätigkeit von der Arbeitsfähigkeit 
gesetzt. Insgesamt hängt die Erwerbsquote von 
Personen hoher Altersgruppen wesentlich vom 
Anteil der Selbständigen in diesen Jahrgängen 
ab und damit vom Anteil der Wirtschaftszweige 
mit hoher Selbständigenquote (Landwirtschaft, 
Handel). 
Regionale Detailuntersuchungen des Erwerbs-
verhaltens dieser Gruppen würden die Prognose 
der Erwerbstätigenzahl gegenüber einem bloßen 
übernehmen gesamträumlicher Trends wesent-
lich treffsicherer machen. 

c) Qualitative Fortschreibung 
Eine qualitative Fortschreibung des Arbeitskräf-
tebestandes analog der Methodik gesamträumli-
cher Untersuchungen wird wegen der gravieren-
den Datenlücken regional nur bedingt möglich 
sein. Es muß versucht werden, in Anlehnung an 
die Bundesergebnisse einige Aussagen zu ma-
chen. In welcher Weise dies geschehen wird, 
kann erst abgesehen werden, wenn feststeht, 
wie der Arbeitskräftebestand aus den regional 
zur Verfügung stehenden Quellen qualitativ auf-
gegliedert werden kann. Präzisere Ergebnisse 
können erst nach einer Verbesserung der Er-
werbsstatistik (s. o.) erwartet werden. 

d) Output des Bildungssystems 
Statistiken der Ausbildungseinrichtungen stehen 
regional in gleicher Detaillierung zur Verfügung 
wie gesamtwirtschaftlich. Einige besondere Pro- 
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bleme entstehen bei der Erfassung der Ausbil-
dungspendler und ihrer Struktur sowie der Schul-
wechselfälle über die Regionalgrenzen hinaus. 
Für die Prognose wird man sich weitgehend an 
die überregionalen Trends anlehnen müssen. Re-
gionale Sonderbedingungen, wie traditionell ver-
haftete Ausbildungs- und Berufsneigungen oder 
Einflüsse, die von der regionalen Wirtschafts-
struktur und -entwicklung auf Ausbildungsmoti-
vationen und Berufswünsche ausgehen, können 
jedoch zu beträchtlichen Abweichungen führen. 
Eine genauere Untersuchung dieser Faktoren, 
aufbauend auf Befragungsaktionen, würde die 
Zuverlässigkeit der Aussagen beträchtlich ver-
bessern. 

3. Projektion der Nachfragefaktoren 

Der Arbeitskräftebedarf der Wirtschaft ist regio-
nal nicht auf methodisch gleichem Weg progno-
stizierbar wie gesamtwirtschaftlich, wo aus End-
nachfragevektoren über eine Input-Output-Tabel-
le die Produktionsentwicklung der Wirtschafts-
sektoren und aus dieser mit Hilfe von Produkti-
vitätsextrapolationen der globale sektorale Ar-
beitskräftebedarf abgeleitet wird. Dies liegt nicht 
nur daran, daß der Aggregationsgrad der volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnung es nicht er-
laubt, die Endnachfrage auf Kreisebene zu ermit-
teln, und daß regionale Input-Output-Tabellen 
erst in wenigen Ansätzen versucht wurden; 
selbst wenn solche Daten zur Verfügung stän-
den, müßte bei einer Prognose berücksichtigt 
werden, daß die Entwicklung einer kleinen Re-
gion weniger von der regionalen Endnachfrage 
und den Produktionsverflechtungen innerhalb 
der Region bestimmt wird als vom „Außenhan-
del“, den Lieferungen und Bezügen über die Re-
gionalgrenzen hinweg (was die Nützlichkeit einer 
Input-Output-Analyse für die regionale Entwick-
lungsplanung nicht mindert). 
Kurzfristig lassen sich die regionalen Informa-
tionslücken dadurch überbrücken, daß man direkt 
die für die Gesamtwirtschaft prognostizierten 
sektoralen Veränderungsraten des Arbeitsplatz-
volumens auf die Region projiziert und mit den 
in der Vergangenheit beobachteten Abweichun-
gen des regionalen Branchenwachstums von der 
bundesdurchschnittlichen Entwicklung korrigiert 
(Shift-Analyse). Die branchenspezifische regiona-
le Arbeitsplatzentwicklung wird also aufgespal-
ten in „strukturbedingte“, den gesamtwirtschaft-
lichen Branchendurchschnitten entsprechende 
Veränderungsgrößen und einen „Standortef-
fekt“, der neben einer Extrapolation vom Bundes-
durchschnitt abweichender Produktivitätsände-
rungsraten auch eine Extrapolation regionaler 
Sonderbedingungen des Produktionswachstums 
umfaßt. 
Ein solches Vorgehen ist am ehesten möglich 
für den Wirtschaftsbereich des produzierenden 

Gewerbes. In einem Gebiet wie Osthessen, in 
dem die Landwirtschaft eine große Bedeutung 
für den Arbeitsmarkt besitzt, sollte für diesen 
Sektor schon auf der ersten Stufe der Analyse 
ein anderes Verfahren angewandt werden. Hier 
ist eine Untersuchung über Art und Verände-
rungstempo der Betriebsgrößenverteilung sowie 
über die Nutzungsstruktur und den daraus resul-
tierenden Arbeitskräftebedarf notwendig. Diese 
Untersuchung kann durch eine Berücksichtigung 
der Altersstruktur der Betriebsinhaber verbes-
sert werden (Betriebsaufgabe und Landfreigabe 
zum Verkauf oder zur Verpachtung sind häufig 
mit dem Generationenwechsel verbunden). Auch 
die Prognose einiger tertiärer Bereiche, wie Bil-
dungssystem, öffentliche Verwaltung oder Frem-
denverkehrsgewerbe, dürfte schon auf der ersten 
Untersuchungsstufe verfeinerte analytische Ver-
fahren erfordern, für die aber das vorhandene 
Datenmaterial voraussichtlich ausreichen wird. 

Eine Prognose dieser Art ist jedoch nicht mehr 
als ein erster Ansatz. Produktstruktur, techni-
sches Niveau und Rationalisierungs- und Auto-
matisierungsmöglichkeiten der Einzelbranchen 
werden in einer kleineren Region möglicherweise 
sehr stark vom Bundesdurchschnitt abweichen. 
Voraussetzung einer realistischen Prognose ist, 
daß diese Faktoren, die sich für die Vergangen-
heit pauschal und netto im „Standorteffekt“ 
niederschlagen, genauer analysiert werden, daß 
also das — modifizierte — Homogenitätspostulat 
für die Wirtschaftssektoren zumindest teilweise 
aufgegeben wird, das ja Voraussetzung ist für 
eine Prognose der regionalen Arbeitsplatzent-
wicklung aufgrund bundesdurchschnittlicher 
Branchenwachstumsraten. 

Sonderuntersuchungen wären also notwendig 
über 
i) Regionalspezifische Produktsortimente. Hier-
über existieren keinerlei statistische Daten; auf-
wendige Betriebsbefragungen wären nicht zu 
umgehen. Auch wäre noch beträchtliche methodi-
sche Vorarbeit zu leisten. Ein möglicher Ansatz 
besteht darin, die Herstellungsprogramme reprä-
sentativer Einzelbetriebe in bezug auf ihre zu-
künftige Absatzaussichten zu untersuchen; er-
gänzend müßten die Möglichkeiten durchleuchtet 
werden, die Fertigung gegebenenfalls auf expan-
sivere Produktgruppen umzustellen. Ohne Mit-
arbeit betriebswirtschaftlicher und technischer 
Experten dürften Fragestellungen dieser Art nicht 
zu bearbeiten sein. 

Denkbar wäre auch, als Ausgangspunkt einer 
Untersuchung die Vorleistungs- und Absatzver-
flechtung der regionalen Industrie nach liefern-
den und beziehenden Branchen zu ermitteln, die 
sich so ergebenden Input-Output-Koeffizienten 
mit den entsprechenden gesamtwirtschaftlichen 
Koeffizienten zu vergleichen und dann auf Son-
derreaktionen der regionalen Branchen bei der 
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gesamtwirtschaftlich prognostizierten Endnach-
frageentwicklung zu schließen. Ein solches Ver-
fahren wäre aber kaum weniger aufwendig als 
eine direkte Untersuchung der Produktsortimente. 

ii) Regionale Besonderheiten in Produktivitätsni-
veau und -entwicklung. Um eine mehr oder we-
niger mechanische Fortschreibung von Produkti-
vitätstrends auf der Basis der bundesdurch-
schnittlichen Entwicklung zu vermeiden, müssen 
die branchenspezifischen Unterschiede im regio-
nalen Produktivitätsniveau zum Bundesdurch-
schnitt und divergierende Produktivitätsände-
rungsraten festgestellt und in ihrem Zusammen-
hang mit Faktoren wie Betriebsgröße, Investitio-
nen, Produktionsprogramm und technologischem 
„Nachholbedarf“ analysiert werden. Für eine sol-
che Untersuchung stehen — zumindest für die 
Industrie — amtliche statistische Daten zur Ver-
fügung, die kreisweise auswertbar sind (Kosten-
strukturerhebungen und Industriezensen zur Er-
mittlung von Produktivitätsniveau und -entwick-
lung; Vollerhebungen der Industrieberichterstat-
tung zur Ermittlung der Betriebsgrößenstruktur; 
Erhebungen des Investitionsvolumens). Das amt-
liche Material könnte ergänzt werden durch Be-
triebsbefragungen über Mechanisierungs- und 
Automatisierungsstand sowie über Pläne für die 
zukünftige Investitionstätigkeit. 

Da der „Standorteffekt“ eine definitorische Rest-
größe ist — die Faktoren, die sich in ihm nieder-
schlagen, werden durch die Art der Klassenbil-
dung in der gesamträumlichen Projektion be-
stimmt, aus der der „Struktureffekt“ abgeleitet 
wird —, würde eine weitere Desaggregierung 
gesamträumlicher Prognosen (etwa nach Be-
triebsgrößen, homogeneren Produktsortimenten 
und/oder Fertigungstechniken) einen Teil der 
oben dargestellten Faktoren zu Bestandteilen 
des „Struktureffektes“ werden lassen. Die Wirk-
lichkeitsnähe regionaler Projektionen könnte so 
verbessert werden. 

Wichtige Komponenten des verbleibenden 
„Standorteffektes“ sind ohne Zweifel die regio-
nalen Besonderheiten in der Infrastrukturausstat-
tung. Hypothesen über Art und Tempo des Aus-
baus der Infrastruktur könnten also zusätzliche 
Anhaltspunkte für eine Projektion des „Standort-
effektes“ in die Zukunft liefern. Allerdings wird 
für die Vergangenheit lediglich der Gesamtein-
fluß regionaler Sonderbedingungen (definiert als 
Abweichung von gesamträumlichen Durchschnit-
ten) im „Standorteffekt“ gemessen — eine exakte 
Zurechnung auf spezielle Standortkomponenten, 
z. B. auf bestimmte Bestandteile der Infra-
struktur, ist ein bisher ungelöstes theoretisches 
und empirisches Problem. 

Eine Kenntnis der Pläne für den Ausbau der re-
gionalen Infrastruktur wird daher bestenfalls 
einige Hinweise über die künftige Richtung der 

Entwicklung des „Standortfaktors“ geben kön-
nen. 
Eine Prognose der qualitativen Arbeitsplatzanfor-
derungen in der Region wird natürlich dadurch 
stark erschwert, daß wegen des Fehlens verläßli-
cher Informationen über die Berufsstruktur nur 
eine vage Bestandsaufnahme möglich ist. Man 
wird sich zunächst darauf beschränken müssen, 
die gesamtwirtschaftlich wirksamen Trends in 
einer auf das regionale Datenmaterial abge-
stimmten Aggregierung zu übernehmen; einige 
Modifikationen werden aufgrund von Kenntnis-
sen regionaler Besonderheiten in Produktivitäts-
niveau und -entwicklung (s. o.) erfolgen können. 
Nützlich wäre auch hier die Verwertung von Be-
triebsuntersuchungen über die „technologische 
Distanz“ zwischen repräsentativen Betrieben in 
der Region und technisch führenden Betrieben 
der Branche. 

4. Ausgleichsprozesse, regionale Mobilität 

In welchem Maße Ausgleichsprozesse in Form 
von Mobilität der verschiedenen Dimensionen in-
nerhalb eines Modells sichtbar werden, hängt 
vom Aggregationsgrad des Modells ab. So blei-
ben Betriebswechselfälle, soweit sie nicht mit 
Berufswechsel, Branchenwechsel oder „Umquali-
fikation“ verbunden sind, in einem gesamtwirt-
schaftlichen Modell der hier benutzten Art als 
Arbeitsmarktvorgänge unberücksichtigt (falls kei-
ne Außenwanderung über die Bundesgrenze 
stattfindet). In Regionalanalysen tritt die räumli-
che Mobilität als weitere Dimension von Aus-
gleichsprozessen auf. Das gesamtwirtschaftliche 
Arbeitsmarktmodell setzt die räumliche Mobilität 
als unendlich groß und friktionslos arbeitend vor-
aus. Dies hat zur Folge, daß die gesamträumli-
che Arbeitsmarktbilanz ausgeglichen sein kann, 
obwohl größere regionale Ungleichgewichte vor-
liegen. Analoges gilt für die Aussagekraft regio-
naler Bilanzen über Gleichgewichtssituationen 
auf innerregionalen Teilgebieten. Eine Lösung 
dieses Problems durch total regionale Desaggre-
gation der Analyse wäre utopisch. Einzig mögli-
cher Ausweg scheint auch die zur Zeit geübte 
Praxis zu sein, gesamträumliche Arbeitsmarktstu-
dien durch die Untersuchung ausgewählter „pro-
blematischer“ Regionen zu ergänzen. 

Für eine Untersuchung von Ausgleichsprozessen 
in Form von Berufswechsel, Branchenwechsel 
und Umqualifikation bestehen auf regionaler 
Ebene grundsätzlich die gleichen Probleme wie 
gesamtwirtschaftlich, verschärft durch den oben 
dargestellten Mangel an statistischen Unterla-
gen. 

Die räumliche Mobilität in Form von Pendler-
erwerbstätigkeit und Wanderungen über die Gren-
zen des Untersuchungsgebietes ist hingegen ein 
spezifisches Problem von Regionalanalysen. Zur 
Reaktion auf Arbeitsmarktungleichgewichte ha- 
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ben Anbieter neben den Möglichkeiten des Be-
rufs- und Branchenwechsels oder des Erwerbs 
neuer Ausbildungsqualifikationen auch die Alter-
nativen, 
— den Wohnsitz in andere Regionen zu verle-

gen oder 
— an   Arbeitsplätze  außerhalb   der  Region   zu 

pendeln. 
Nachfragern bieten sich als Reaktionsmöglichkei-
ten neben horizontaler und vertikaler Substitution 
von Arbeitskräften gegeneinander sowie dem 
verstärkten Einsatz von Kapital außerdem fol-
gende Alternativen: 
— Betriebsverlagerungen, Neugründungen oder 

Schwerpunktbildungen     (Mehrbetriebsunter-
nehmungen)  in  Regionen  mit  besseren  Ar-
beitsmarktbedingungen, 

— unternehmensinterne   „Verschiebungen“   von 
Arbeitskräften aus anderen Regionen oder in 
andere Regionen, 

— Auftreten als Nachfrager auf Arbeitsmärkten 
anderer Regionen. Wie bei der vorangehen-
den Alternative werden auch hier Wanderun-
gen von Arbeitskräften induziert. 

Diese Reaktionen sind bisher theoretisch und 
empirisch kaum durchleuchtet worden. In der Re-
gel wurden durch Postulieren von Pendel- und 
Wanderungsbewegungen Ungleichgewichte der 
Arbeitsmarktbilanzen mechanisch ausgeglichen. 
Will man sich aber nicht darauf beschränken, In-
kongruenzen von Angebots- und Nachfrageseite 
auf dem Arbeitsmarkt lediglich zu konstatieren, 
sondern besteht das Ziel darin, Rückwirkungen 
von Ungleichgewichten auf Faktoren des Arbeits-
kräfteangebots und der Arbeitskräftenachfrage 
zu analysieren, so müssen auch die Bestim-
mungsgründe für die Wahl zwischen den Reak-
tionsmöglichkeiten bei Ungleichgewichten auf der 
Angebots- und Nachfrageseite untersucht wer-
den. 
Für SpezialStudien auf regionaler Ebene bieten 
sich vor allem folgende Problemkreise an: 
i) Wanderung versus Berufswechsel/Weiterbil-
dung. Die Wahl zwischen den Alternativen wird 
bestimmt von den Informationsmöglichkeiten — 
sowohl über Beschäftigungsaussichten in ande-
ren Regionen und Lohndifferenzen als auch über 
Berufswechsel- und Weiterbildungschancen — 
und von räumlichen Mobilitätshemmnissen wie 
traditionellen Bindungen, Alter, Familiengröße, 
Bildungsgrad usw. Hier wird sich die Konstruk-
tion von räumlichen Teilarbeitsmärkten (ISF Mün- 
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chen) als nützlich erweisen, deren Radius mit 
dem Qualifikationsniveau der Arbeitskräfte 
steigt. 

Außerdem müßte untersucht werden, in welchem 
Maße Wanderungsbewegungen von subjektiven 
Wohnortwünschen der Arbeitnehmer bestimmt 
werden („konsumtive Infrastruktur“, landschaftli-
che und klimatische Bedingungen). 

H) Pendlererwerbstätigkeit. Eine genauere Analy-
se dieses Faktors ist vor allem bei kleinen Un-
tersuchungsräumen notwendig. Als Notbehelf 
wird in der Regel mit konstanten Pendlerquoten 
gearbeitet. Präzisieren läßt sich dieser Ansatz 
dadurch, daß das Pendlerpotential (genauer: der 
potentielle Saldo zwischen Aus- und Einpend-
lern) als abhängig gesehen wird von der Nach-
frageentwicklung des „Umlandes“ in Relation zur 
Nachfrageentwicklung im Untersuchungsraum 
bzw. in dessen Randgebieten. Ferner sind Fakto-
ren wie Verkehrserschließung, Motorisierungs-
grad der Bevölkerung usw. von Bedeutung. 

iii) Reaktionen der Nachfrager (Unternehmungen) 
auf Ungleichgewichte. Hier bedürfen insbeson-
dere die folgenden Aspekte einer genaueren 
Untersuchung: 
— Neugründungen,    Verlagerungen,    Betriebs-

ausbau. 
Es ist zu ermitteln, in welchem Maße sich die 
unternehmerische Standortwahl an Arbeits-
marktbedingungen orientiert, und wie sehr 
andererseits Faktoren wie Transportkosten, 
Fühlungsvorteile etc. bestimmend sind. Einige 
Unterlagen hierfür sind durch die Berichte der 
Arbeitsverwaltung und des Bundesarbeitsmi-
nisteriums über Betriebsneugründungen, -still-
legungen und -Verlagerungen bereits vorhan-
den; sie müßten durch Befragungen ergänzt 
werden. 

— Direkte Auslösung von Wanderungen durch 
das    arbeitsmarktpolitische    Verhalten    der 
Nachfrager. 
Diese Frage kann nur in engem Zusammenhang 
mit der Untersuchung der Wanderungsmotive 
der Arbeitnehmer behandelt werden. Unter-
nehmensinterne Umsetzungen der Arbeitneh-
mer von Region zu Region dürften nur für 
höhere Qualifikationsstufen eine gewisse Be-
deutung haben. Demgegenüber wird das Auf-
treten als Nachfrager auf Arbeitsmärkten an-
derer Regionen gerade bei Strukturkrisen 
(Bergbau) Wanderungsbewegungen beträcht-
lichen Umfangs auslösen können. 
 
 
 



Veröffentlichungen, Untersuchungen und laufende Forschungsprojekte 
der im Arbeitskreis „Arbeitswirtschaftliche Strukturprobleme“ 
vertretenen Institute und Wissenschaftler 

1. Battelle-lnstitut e. V.; Frankfurt am Main 
Quantitative und qualitative Vorschau auf den Arbeitsmarkt der Bundesrepublik Deutschland mit Hilfe eines 
Strukturmodells. 
Gegenstand der Untersuchung ist eine Prognose der Arbeitskräftebilanzen für die Jahre 1967, 1970, 1973 und 
1976 als Entscheidungshilfe für die Arbeitsmarktpolitik. (Siehe „Mitteilungen“ des Instituts für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung, Heft 5, Seite 387.) Abschluß: Sommer 1969. 

2. DATUM Dokumentations- und Ausbildungszentrum für Theorie und Methode der 
Regionalforschung e. V., Bad Godesberg 
Elektronische Dokumentation und Archivierung der Daten des Arbeitsmarktes. 
Um eine effiziente Benutzung der vorhandenen Datenbestände zu erreichen, wird die Entwicklung eines 
Fundortkataloges vorgeschlagen, der Auskunft darüber gibt, welche Informationen bei welchen Institutionen in 
welcher Form vorhanden sind, ob die Angaben schon aggregiert sind, wie repräsentativ die Auswahl ist etc. Im 
Anschluß daran werden Probleme erörtert, die es beim Aufbau einer Datenbank für die Arbeitsmarktforschung zu 
lösen gilt. 

3. Deutsches  Institut für Wirtschaftsforschung (Institut für Konjunkturforschung), 
Berlin 
K. D. Arndt und O. de la Chevallerie: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung für die Bundesrepublik 
Deutschland, Sonderhefte des DIW NF Nr. 59, Berlin 1962. 
S. Münke: Der Zusammenhang von Beschäftigungslage und vorzeitiger Invalidität, in: Vierteljahrshefte zur 
Wirtschaftsforschung, Jahrgang 1962, Heft 1. 
G. Göseke: Verteilung und Schichtung der Einkommen der privaten Haushalte in der Bundesrepublik 1955 bis 1959, 
Sonderhefte des DIW NF Nr. 66, Berlin 1963. 
D. Hiß: Kosten und Preise in der Bundesrepublik 1950 bis 1960, Sonderhefte des DIW NF Nr. 67, 
Berlin 1963. 
D. Mertens: Die Arbeitszeitkomponente in der industriellen Kapazitäts- und Ausnutzungsrechnung, 
in Vierteljahrshefte zur Wirtschaftsforschung, Jahrgang 1963, Heft 1. 
Th. Bolle: Zur Entwicklung der Arbeitsmarktlage in der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, in: 
Vierteljahrshefte zur Wirtschaftsforschung, Jahrgang 1963, Heft 2. 
D. Mertens: Die Wandlungen der industriellen Branchenstruktur in der Bundesrepublik Deutschland 
1950 bis 1960, Sonderhefte des DIW NF Nr. 68, Berlin 1964. 
Th. Bolle: Bevölkerung und Arbeitskräftepotential der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 1960 bis 1975, 
Sonderhefte des DIW NF Nr. 69, Berlin 1965. 
E. Baumgart: Der Einfluß von Strukturveränderungen auf die Entwicklung der nordrhein-westfälischen 
Industrie seit 1950, Sonderhefte des DIW NF Nr. 70, Berlin 1965. 
W. Kirner: Ermittlungen von Investitionsgrößenordnungen für Wirtschaftsbereiche, Sonderhefte des DIW NF Nr. 71, 
Berlin 1965. 
P. Schwanse: Beschäftigungsstruktur und Wirtschaftswachstum in der Bundesrepublik Deutschland 1950 bis 1963, 
Sonderhefte des DIW NF Nr. 74, Berlin 1965. 
G. Göseke: Voraussichtliche Entwicklung von Bevölkerung und Erwerbstätigkeit in der Bundesrepublik 
Deutschland bis 1975, in: Vierteljahrshefte zur Wirtschaftsforschung, Jahrgang 1965, Heft 4. 
L. Reyher: Die wirtschaftliche Struktur Westberliner Sanierungsgebiete — Daten zu Stadterneuerung in den 
Bezirken Schöneberg und Wedding, Sonderhefte des DIW NF Nr. 77, Berlin 1966. 
K. Krumholz: Beschäftigungsstruktur und Wirtschaftswachstum 1960 bis 1965, in: Vierteljahrshefte zur 
Wirtschaftsforschung, Jahrgang 1966, Heft 1. 
D. Mertens und W. Kirner: Input-Output-Rechnung. Inverstitionsverflechtung in der Bundesrepublik Deutschland 
1950 bis 1970, DIW-Beiträge zur Strukturforschung Heft 1, Berlin 1967. 
R. Krengel: Die Kapitalproduktivität von 21 Industriezweigen im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland von 1950 
bis 1975, Gutachten im Auftrage der Kommission der EWG, Berlin 1967. 
W. Kirner: Arbeitswirtschaftliche Strukturprobleme der Produktivitätsentwicklung, Teil A: Gesamtwirtschaftliche 
Projektionen, methodische Vorstudie im Auftrage des RKW, Berlin 1967 (hektogra-phiert). 
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R. Stäglin: Input-Output-Rechnung: Aufstellung von Input-Output-Tabellen. Konzeptionelle und empirisch-
statistische Probleme, DIW-Beiträge zur Strukturforschung Heft 4, Berlin 1968. 
W. Kirner: Zeitreihen für das Anlagevermögen der Wirtschaftsbereiche in der Bundesrepublik Deutschland, DIW-
Beiträge zur Strukturforschung Heft 5, Berlin 1968. 
Zur Wirtschaftslage der Bundesrepublik Deutschland, vierteljährlich in: Vierteljahrshefte zur Wirtschaftsforschung, 
zuletzt in Heft 3, 1968. 
G. Göseke: Die Bruttolöhne und -gehälter in der Bundesrepublik Deutschland, jährlich in: Vierteljahrshefte zur 
Wirtschaftsforschung, zuletzt in Heft 2, 1968. 
R. Krengel und Mitarbeiter: Produktionsvolumen und -potential, Produktionsfaktoren der Industrie im Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland einschließlich Saarland und Berlin (West), Statistische Kennziffern, zuletzt 8. Folge 
1958—1967, Berlin 1968. 
Desaggregiertes Strukturmodell für den Arbeitsmarkt in der Bundesrepublik Deutschland. 
Gegenstand des Projektes ist die Erarbeitung des Basismaterials für ein Prognosemodell der Arbeitsmärkte in der 
Bundesrepublik Deutschland (siehe „Mitteilungen“ des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, Heft 5, S. 
387). 
Untersuchung über den Nachwuchskräftebedarf in Berlin bis zum Jahre 1980. 
Eine Aufspaltung des Untersuchungskomplexes in ein makroökonomisches Angebots- und ein Nachfragemodell ist 
vorgesehen. Abschluß: 1971/72. 
Th. Bolle: Bevölkerung und Arbeitskräftepotential in den Ländern der Europäischen Freihandelsvereinigung von 
1965 bis 1980, in: Vierteljahrshefte zur Wirtschaftsforschung, Jahrgang 1968, Heft 1. 
R. Krengel, R. Stäglin und H. Wessels: Jährliche Input-Output-Tabellen für die Bundesrepublik Deutschland für 
den Zeitraum 1954—1960, in: Vierteljahrshefte zur Wirtschaftsforschung, Jahrgang 1968, Heft 3. 
R. Stäglin und Hans Wessels: Input-Output-Tabellen und lnput-Output-Analysen für die Bundesrepublik 
Deutschland, DIW-Beiträge zur Strukturforschung, Heft 6 (in Vorbereitung). 

4. Forschungsinstitut der Friedrich-Ebert-Stiftung, Bad Godesberg 
Bevölkerung und Wirtschaft des Landkreises Moers 1961 bis 1980. 
Die Vorausberechnung soll Orientierungshilfen für die Entwicklungsplanung des Landkreises Moers 
liefern. 
Abschluß: 1969 
Aspekte zur Beschäftigungs- und Wachstumspolitik für das Ruhrgebiet. 
Ziel der Untersuchung ist die Projektion des regionalen Arbeitsplatzangebots. Eine eigenständige Projektion 
der regionalen Arbeitsplatznachfrage kann im Rahmen der Untersuchung nicht vorgenommen werden. Zur 
Herausarbeitung der regionalen Besonderheiten der Produktivitätsentwicklung wird die Shift-Analyse angewandt. 
Abschluß: Herbst 1969 
Problemstudie: Entwicklungsprobleme des rheinisch-westfälischen Industriegebiets. 
Eine Materialsammlung wurde durchgeführt. In einem weiteren Schritt wurde die vorgefundene Literatur unter dem 
Aspekt der Entwicklung und der Struktur der regionalen Arbeitsplatznachfrage durchgesehen. 
Vorrangiges Problem war es, eine erste Abgrenzung der Bedingungen einer regionalen Arbeitsplatznachfrage zu 
formulieren. In einer ersten Fassung wurden die Untersuchungen, Berichte und wissenschaftlichen Arbeiten 
dargestellt, die sich mit den Pendel- und Wanderungsbewegungen in diesem Raum befassen. Abschluß: Herbst 
1968 

5. Dr. Armin Hegelheimer, Lehrbeauftragter für Bildungsökonomie an der Technischen Universität 
Berlin 
Bildungsplanung im Rahmen der „planification française“. 
In: Bildung und Politik, 2. Jahrgang, Heft 10 (1966), Seite 184—190 (I. Teil) und 3. Jahrgang, Heft 1 
(1967), Seite 11—17(II. Teil). 
Bildungsinvestitionen, Wirtschaftswachstum und technischer Fortschritt. 
In: WWI-Mitteilungen, 20. Jahrgang, Heft 11 (1967), Seite 293—300. 
On the Economic Approaches to Educational Planning in the Federal Republic of Germany. 
In: The German Economic Review, Volume 5, No. 4 (1967), Seite 336—343. 
Bildungsökonomie und Bildungsplanung. Eine kritische Untersuchung der Ansätze zu einer ökonomischen 
Theorie der Bildungspolitik. 
In: Konjunkturpolitik, 14. Jahrgang, Heft 1 (1968), Seite 11—40 (l. Folge) und Heft 2 (1968), Seite 93—133(II. 
Folge). 
Recent Manpower-Research Projects for Educational Planning and Policy in the Federal Republic of Germany. 
Erscheint demnächst in: The German Economic Review, Volume 6, No. 4 (1968), Seite 334—342. 
Mitarbeit an der Studie des DIW: 
Untersuchung über den Nachwuchskräftebedarf in Berlin bis zum Jahre 1980. 
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6. Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung, Erlangen 
Dieter Mertens: Rahmenvorstellungen für die Aufgaben des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, in: Heft 
1 der „Mitteilungen“. 
Werner Karr und Dieter Mertens: Vorerörterungen zur Diskussion einer künftigen Erwerbsstatistik, 
in: Heft 2 der „Mitteilungen“. 
Erhard Ulrich: Stufung und Messung der Mechanisierung und Automatisierung, Teil I: Stufung des 
Technisierungsprozesses, in: Heft 2 der „Mitteilungen“. Teil II: Messung des Technisierungsprozesses, in: Heft 3 
der „Mitteilungen“. 
Volkmar Gottsleben: Die Manpower-Forschung der OECD — Organisation und Inhalt. Eine Dbericht (mit 
Literaturangaben), in: Heft 2 der „Mitteilungen“. 
Dieter Mertens: Zur Situation der Arbeitsmarktforschung in der Bundesrepublik, in: Heft 3 der „Mitteilungen“. 
Wolfgang Klauder: Arbeitsmarktforschung und Arbeitsmarktprojektion in den USA, in: Heft 3 der „Mitteilungen“. 
Werner Karr: Der Stand der Erwerbsstatistik in der Bundesrepublik, in: Heft 3 der „Mitteilungen“. 
Rolf Krengel, Reiner Stäglin und Hans Wessels: Anwendung von Input-Output-Techniken in der Ar-
beitsmarktforschung, in: Heft 3 der „Mitteilungen“. 
Lutz Reyher: Über die Auswirkungen der beiden Konjunkturprogramme von 1967 auf das Arbeitsvolumen, in: Heft 3 
der „Mitteilungen“. 
Fritz Molle: Definitionsfragen der Berufsforschung, dargestellt am Beispiel der Begriffe Beruf und Berufswechsel, 
in: Heft 3 der „Mitteilungen“. 
Hans Hofbauer, Lothar Schuster, Werner Dadzio: Die Arbeitsuchenden in der Bundesrepublik Deutschland im 
Frühjahr 1968. Bericht über Methode und erste Ergebnisse einer Erhebung, in: Heft 4 der „Mitteilungen“. 
Lutz Reyher: Ziele und Möglichkeiten kurzfristiger Arbeitsmarktanalyse, in: Heft 4 der „Mitteilungen“. 
Lutz Reyher und Rudolf Riefers: Zur voraussichtlichen Entwicklung des Arbeitsmarktes in der Bundesrepublik im 
zweiten Halbjahr 1968, in: Heft 4 der „Mitteilungen“. 
Werner Karr: Strukturanalyse der Arbeitslosen nach Berufsgruppen, in: Heft 4 der „Mitteilungen“. 
Friedemann Stooß: Die Veränderungen der beruflichen Gliederung der Erwerbspersonen nach Wirtschaftszweigen 
in der Bundesrepublik 1950—1961, in: Heft 4 der „Mitteilungen“. 
Herbert Fengen Arbeitsmarktforschung-Berufsforschung-Bildungsforschung. Versuch zur Bestimmung von 
Schwerpunkten, Abgrenzungen und Dberschneidungsbereichen, in: Heft 5 der „Mitteilungen“. 
Dieter Mertens: Empirische Grundlagen für die Analyse der beruflichen Flexibilität, in: Heft 5 der „Mitteilungen“. 
Volkmar Gottsleben: Ausbildungsform und Beschäftigungschance, in: Heft 5 der „Mitteilungen“. 
Hans Hofbauer, Ursula Bintig, Werner Dadzio: Materialien zur Arbeitslosigkeit älterer Arbeitnehmer in der 
Bundesrepublik Deutschland. Ergebnisse aus einer Erhebung im Frühjahr 1968, in: Heft 5 der „Mitteilungen“. 
Analyse des monatlichen Zu- und Abgangs an Arbeitsuchenden. 
Von einer repräsentativen Stichprobe aller Arbeitsuchenden werden neben demografischen Daten Merkmale 
erhoben, die einen Überblick geben über Ausbildungsstand, Berufsweg, berufliche Qualifikation, 
Vermittlungsfähigkeit u. a. 
Teilveröffentlichungen in Heft 4 und 5 der „Mitteilungen“, weitere Teilveröffentlichungen  in Vorbereitung. 
Abschluß: Ende 1969 
Beschäftigungstendenzen älterer Arbeitnehmer. 
Geklärt werden soll, in welchem Umfang künftig Vermittlungs- und Umschulungsprobleme bei älteren 
Arbeitnehmern zu erwarten sind. Veröffentlichung in Vorbereitung. 
Phasenerwerbstätigkeit verheirateter Frauen. 
Die Untersuchung soll zeigen, mit welcher Entwicklung in dem Prozeß der Wiedereingliederung von Frauen in 
das Erwerbsleben (sog. 3. Phase nach der Unterbrechung aus familiären Gründen) zu rechnen ist. Die 
Projektion erstreckt sich bis 1980. Abschluß: Frühjahr 1969 
Umfang und Art ausländischer Erwerbsstatistiken. 
Veröffentlichung in Vorbereitung. 
Analyse der von der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung unterhaltenen laufenden 
Repräsentativkartei der Arbeitnehmer (G-Kartei). 
Veröffentlichung in Vorbereitung. 
Auswirkungen alternativer Wachstumsraten der Produktion und der Produktivität je Wirtschaftsbereich auf die 
Beschäftigung für bestimmte Zeiträume. 
Veröffentlichung in Vorbereitung. 
Intrasektorale Produktivitätsvergleiche zum Zwecke der Produktivitätsprognose. 
Abschluß: 1. Untersuchungsabschnitt im Frühjahr 1969. 
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Möglichkeiten einer neuen deutschen Beschäftigungsstatistik. 
Veröffentlichung in Vorbereitung. 
Kennzahlenkartei 
In der Kennzahlenkartei werden technische und betriebswirtschaftliche Kennzahlen und Kenngrößen, die für 
die Arbeitsmarktanalyse und Arbeitsmarktprognose wertvoll sind, gesammelt. (Wird laufend fortgeführt.) 
Entwicklungen technischer Neuerungen von der Erfindung oder Entdeckung über die Innovation bis zur 
Produktion. 
Veröffentlichung in Vorbereitung. 
Kurzfristige Beschäftigungsfunktionen für die Industrie. 
Abschluß: Mitte bis Ende 1969. 
Berufsverläufe von Arbeitnehmern. 
Von einer Stichprobe von etwa 50000 Arbeitnehmern sollen die Berufsverläufe erfaßt werden, um 
Informationen über die verschiedenen Zugangswege zu bestimmten Berufen, über die Häufigkeit des 
Berufswechsels sowie über Berufsverwandtschaften zu erhalten. Abschluß: 1969 
Bericht über neuere Ergebnisse zur Frage nach der Mobilität von Arbeitnehmern. 
Veröffentlichung in Vorbereitung. 
Regionale und berufliche Verteilung der Lehrstellen, Schulentlassenen und Berufsanfänger. 
Es soll untersucht werden, wie sich die Berufsanfänger, die Schulentlassenen und das Angebot an Stellen 
für betriebsgebundene Berufsausbildung regional auf das Bundesgebiet verteilen. Mit der Untersuchung wird 
Anfang 1969 begonnen. 
Untersuchung über das Tempo des ökonomischen Strukturwandels. 
Es soll geprüft werden, ob die These empirisch zu belegen ist, daß sich in der heutigen Zeit der 
Strukturwandel in der Wirtschaft beschleunigt. Veröffentlichung in Vorbereitung. 

7. Institut für Sozialwissenschaftliche Forschung (ISF), Marburg 
Eberhard Dähne/Reinhard Welteke: Aspekte und Perspektiven der Sozial- und Wirtschaftsstruktur im 
Landkreis Herford. Hrsg. vom Soziologischen Seminar der Philipps-Universität Marburg und vom Institut für 
Sozialwissenschaftliche Forschung, Marburg, 1965. 
Horst Stemmler: Männliche und weibliche kaufmännische Angestellte und Industriegewerkschaft. Lite-
raturbericht und Überlegungen zu einer empirischen Untersuchung, als Manuskript vervielfältigt, Marburg, 1965. 
Eberhard Dähne: Zu einigen methodischen Problemen sozialwissenschaftlicher Regionalforschung, 
Voruntersuchung C im Rahmen des Projektes „Arbeitswirtschaftliche Strukturprobleme der Produk-
tivitätsentwicklung“, Marburg, 1967. 
Eberhard Dähne: Zu einigen Problemen des Regierungsbezirkes Oberpfalz und der Region Amberg unter 
besonderer Berücksichtigung des Arbeitsmarktes, ein Diskussionspapier, hrsg. vom Rationali-
sierungskuratorium der Deutschen Wirtschaft e. V., Frankfurt, 1968. 
Eberhard Dähne, Erhard Sanio, Kurt Steinhaus: Problemstudie Entwicklungsprobleme des rheinisch-
westfälischen Industriegebietes, Marburg, Dez. 1968. 
Zum Problem des Bodeneigentums und der Verfügbarkeit von Boden im Ruhrgebiet; zu einigen Problemen 
der Siedlungsstruktur des Ruhrgebietes und ihrer zukünftigen Entwicklung; zur regionalen und sozialen 
Verteilung der Wertschöpfung im gesellschaftlichen Entwicklungsprozeß und zum Verhältnis von „basic“ und 
„non basic“ Erwerbszweigen. 
Eberhard Dähne, Franziska Wiethold: Entwicklungsprobleme der Region Ostfriesland und ihres Ar-
beitsmarktes. Problemstudie als Modell für den Regionalteil gesamtwirtschaftlicher Aufgabenstellung des 
RKW, Dezember 1968. 
Beschreibung und Analyse verschiedener Formen sozialer Mobilität in Osthessen — ihre Bedeutung für die 
Arbeitsmarktentwicklung. 
Abschluß: 1969. 
Untersuchung der Verwendungsmöglichkeiten von Ergebnissen allgemeiner Stichprobenerhebungen in der 
regionalen Strukturforschung unter der Landesebene. 
Die Untersuchung hat die Aufgabe, die Möglichkeit und wissenschaftliche Vertretbarkeit von Regio-
nalaufbereitungen vorhandener Stichproben zu prüfen. Abschluß: April 1969 

8. Institut für Sozialwissenschaftliche Forschung e. V., München 
Burkart Lutz, Leo Bauer, Jürgen Kornatzki: Berufsaussichten und Berufsausbildung in der Bundesrepublik — 
Eine Dokumentation des STERN, Bd. 1, 1963, Bd. 2, 1964, Bd. 3, 1965. 
Burkart Lutz, Friedrich Weltz: der zwischenbetriebliche Arbeitsplatzwechsel — Zur Soziologie und 
Sozioökonomie der Berufsmobilität, Frankfurt 1966. 
Die Auswirkungen des technischen Fortschritts auf die Struktur und Ausbildung des Personals in den 
Walzwerken. 
Abschluß: Juni 1966. Luxemburg 1966. 
Die Veränderungen in der S uktur und Ausbildung der Arbeitskräfte der Eisen- und Stahlindustrie, tr
zusammenfassender Bericht. 
Abschluß: 1967. Luxemburg/Brüssel 1968. 
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Wochenendpendler im ostbayerischen Grenzgebiet — Das Arbeitskräftepotential in wirtschaftlich 
schwachen Gebieten, aufgezeigt am Problem der Fernpendler (Wochenendpendler). 
Abschluß: Sommer 1968 (als Manuskript vervielfältigt). 
Typologie der Arbeitsformen (Ansätze zu einer Theorie des technischen Fortschritts). Fertigstellung: 
Sommer 1969, Zwischenberichte (hektographiert): August 1966, Oktober 1967. 
Modelluntersuchung eines geschlossenen Arbeitsmarktes am Beispiel des Wirtschaftsraumes Augsburg. 
Voraussichtlicher Abschluß: 1969, Zwischenberichte 1966/67 als Manuskript vervielfältigt. 
Kriterien zur Beurteilung der Funktionsfähigkeit regionaler Arbeitsmärkte, 
voraussichtlicher Abschluß: Sommer 1969. 
Die Auswirkungen des Lohnes und der Arbeitsbedingungen auf die Produktivitätssteigerung durch 
Förderung der Mobilität der Arbeitskräfte, 
voraussichtlicher Abschluß: Frühsommer 1969. 
Soziale Auswirkungen und Probleme des technischen Fortschritts in Bayern — Berufsstruktur, Be-
rufsausbildung und Arbeitsmarkt, voraussichtlicher Abschluß: Januar 1969. 
Ingenieurbedarf und Ingenieureinsatz im deutschen Maschinenbau 
(Überprüfung und Überarbeitung der Grundlagen einer Bedarfsanalyse von HQM), 
voraussichtlicher Abschluß: Sommer 1969. 
Projektstudie zur Ermittlung des Hochschul-lnput und -Output und des Bedarfs an Akademikern, 
voraussichtlicher Beginn: Winter 1968/69; voraussichtlicher Abschluß: 1969. 

9. Lehrstuhl für Volkswirtschaftslehre der Justus-Liebig-Universität, Gießen 
H. Gerfin, unter Mitarbeit von G. Bernsau, D. Schröder u. a.: Wirtschaftliche und demografische 
Wachstumskräfte in der Bundesrepublik Deutschland und in den Bundesländern, 1950 bis 1975, Basel 1962. 
H. Gerfin: Wirtschaftliche und demografische Wachstumskräfte ausgewählter Stadtregionen in der 
Bundesrepublik 1950 bis 1975: 
(a) Mannheim und der Rhein-Neckar-Raum, unter Mitarbeit von G. Weilandt, Basel 1962. 
(b) Dusseldorf, unter Mitarbeit von B. Netzband, Basel 1962. 
(c) Hannover, unter Mitarbeit von W. Uebe, Basel 1962. 
(d) Frankfurt und der Rhein-Main-Raum, unter Mitarbeit von G. Weilandt, Basel 1963. 

H. Gerfin: Wirtschaftliche und demografische Grundlagen der Regionalplanung, in: Der Städtetag, Zeitschrift 
für Kommunale Praxis und Wissenschaft, 15. Jg. (1962), H. 12. 
H. Gerfin: Langfristige Wirtschaftsprognose; Tübingen und Zürich 1964. 
H. Gerfin: Gesamtwirtschaftliches Wachstum und regionale Entwicklung, in: Kyklos, Vol. XVII (1964), Fasc. 4. 
H. Gerfin: Begriffe und Fragestellungen wirtschaftlicher Vorausschätzungen, in: Allgemeines Statistisches 
Archiv, 51. Bd. (1967), H. 1. 
H. Gerfin: Untersuchung über die Methoden der Vorausschätzung der Erwerbsbevölkerung und der 
Beschäftigung — Bundesrepublik Deutschland, erscheint demnächst in der Schriftenreihe der Kommission 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, Brüssel. 
H. Gerfin: Wirtschaftliche Entwicklungstendenzen Mittelhessens, in: Gießen und sein Raum in Vergangenheit 
und Gegenwart, erscheint demnächst (Werk + Satz GmbH, Wiesbaden). 
H. Gerfin: Ausmaß und Wirkung der Lohndrift, erscheint demnächst in den Schriften des Vereins für 
Sozialpolitik. 
H. Gerfin und J. Wulf: Arbeitswirtschaftliche Strukturprobleme der Produktivitätsentwicklung, Teil B: 
Regionale Projektionen, methodische Vorstudie im Auftrag des RKW, Gießen 1967 (hektographiert). 
H. J. Rosette: Bedarf und Angebot an Chemikern und Physikern in Hessen, Versuch einer Vorausschätzung 
bis zum Jahre 1980, Untersuchung im Auftrag des Hessischen Kultusministeriums, Gießen 1968 
(hektographiert). 

10. Wirtschaftswissenschaftliches Institut der Gewerkschaften GmbH, Düsseldorf 
G. Leminsky: Arbeitsmarktpolitik und technologischer Wandel, in: WWI-Mitteilungen, 20. Jg. (1967), Seite 
260 ff. 
Joh. Grevsmähl: Branchenstruktur, Wirtschaftswachstum und Beschäftigung in der Bundesrepublik 
Deutschland 1960—1966, in: WWI-Mitteilungen, 21. Jg. (1961), Seite 263 ff. 
Empirische Untersuchung über den Wandel der Arbeitsanforderungen bei technischem Fortschritt. 
Mittelfristige Prognose der Entwicklung der Arbeitsproduktivität. 
Zunächst mit Hilfe von Trendextrapolationen. Zweck der Arbeiten: Erstellung einer mittelfristigen Prognose 
der Beschäftigung nach Wirtschaftsbereichen und Bereitstellung von Ausgangsdaten zu Überlegungen im 
Rahmen der „mittelfristigen Wirtschaftspolitik“. 
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